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Der Markt für Umweltzertifikate (oder der Quoten) hat bereits bei der Ein-
dämmung von Schwefeldioxidemissionen von amerikanischen Kraftwerken
oder auch bei der schnellen Beseitigung von Blei im Benzin in der 1980er
Jahren in den Vereinigten Staaten seine Wirksamkeit bewiesen.
Was Treibhausgase angeht, so wird das europäische System zum Tausch
von CO

2
-Austoßquoten zwischen ortsgebundenen Einrichtungen seit 2005

praktiziert. Ist dieses Instrument auch auf den Verkehrssektor anwendbar,
wenn man die Belästigungen, die er hervorruft (Straßenüberlastung, Lärm,
Luftverschmutzung, Treibhausgase) betrachtet? Dieses Buch stellt das Kon-
zept des Marktes der Umweltzertifikate vor, analysiert seine Relevanz für die
verschiedenen externen Effekte des Verkehrs, legt einige Anwendungsbei-
spiele dar und lässt eine gewisse Zahl an Vorschlägen Revue passieren.
Mögliche Anwendungsbereiche und deren spezifische Entwicklungen hin-
sichtlich der CO

2
-Emissionen durch den Verkehr werden ebenfalls präsentiert.

Charles Raux ist Forscher am französischen nationalen Zentrum für wissen-
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EINFÜHRUNG

Predit ist das französische Programm zur Koordinierung von Forschungs- und
Innovationspolitik im Bereich des  bodengebundenen Verkehrs, das von den
Ministerien für Nachhaltigkeit (MEEDDM), für Industrie (MinEIE)und für For-
schung (MESR) sowie den Agenturen  für Energiemanagement (ADEME), für
Innovation (OSÉO) und für Forschung (ANR) initiiert und finanziert wird.

Aufgabe von Predit ist es, die Zusammenarbeit zwischen öffentlichem und
privatem Sektor anzuregen und zur Weiterentwicklung des Wissens für
Technologien, staatliche Maßnahmen und Dienstleistungen beizutragen, wo-
bei es die Förderung von Verkehrssystemen anstrebt, die ökonomisch und
sozial effizienter, sicherer, Energie sparender und schließlich respektvoller ge-
genüber dem Menschen und der Umwelt sind.

Seit 2008 wird nun die vierte Auflage des Programms umgesetzt, die sich für
den Zeitraum 2008–2012 an sechs Themenschwerpunkten orientiert:
● Energie und Umwelt
● Qualität und Sicherheit von Verkehrssystemen
● Mobilität im städtischen Bereich
● Logistik und Güterverkehr
● Wettbewerbsfähigkeit der Transportindustrie
● Verkehrspolitische Maßnahmen
Die in diesem Rahmen behandelten Themen stehen im Zentrum der Heraus-
forderungen der nachhaltigen Entwicklung und staatlichen Maßnahmen. Die
Zielsetzungen, an denen sich die Aktionen von Predit orientieren sind
dieTreibhausgasemissionen bis 2050 um den Faktor 4 herabzusetzen, die
negativen Auswirkungen auf Biodiversität und Ökosysteme zu reduzieren, den
intermodalen Verkehr und eine Verlagerung weg von der Straße bei gleichzei-
tiger Gewährleistung freier Mobilität von Personen und Gütern zu fördern, die
Bemühungen um die Straßenverkehrssicherheit fortzuführen und auf das ganze
Spektrum der Verkehrsmittel und der  Qualität der Verkehrssysteme zu erwei-
tern, sowie den inländischen Akteuren des Transportsektors bei den Heraus-
forderungen an die Wettbewerbsfähigkeit helfend zur Seite zu stehen.

Deufrako (DEUtsch- FRAnzösiche-KOoperation) ist eine technologisch-wis-
senschaftliche Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verkehrsforschung zwi-
schen Predit und dem Forschungsprogramm „Mobilität und Verkehrstechnolo-
gien“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, dem deutschen
Gegenstück zum französischen Programm.

Diese Forschungsarbeit wurde mit Hilfe des französischen Ministeriums für
Ökologie, Energie, Nachhaltigkeit und Meeresangelegenheiten (Direktion für
Forschung und Innovation) im Rahmen des nationalen Verkehrsforschungs-
programm Predit 4 durchgeführt.
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VORWORT

Bezüglich der Herausforderungen, die mit den Emissionen von Treibhausgasen
in Zusammenhang stehen, wird es Zeit, die Möglichkeiten von handelbaren
Umweltzertifikaten im Verkehrssektor zu untersuchen. In diesem Sektor und
zumindest in ganz Frankreich sind die ersten Diskussionen über handelbare
Umweltzertifikate in die Wortfalle getappt. Die ursprüngliche Bezeichnung führte
zu dieser Falle. Es wurde nämlich von einem „Markt für Umweltverschmut-
zungsrechte“ gesprochen. Der Begriff des Schädigungsrechts selbst erschüt-
tert natürlich die Gemüter. Dieses Recht kann nicht nur genauso spontan ab-
gelehnt werden, wie das Recht zu stehlen oder jemanden anzugreifen, aber
es wird noch dadurch verschärft, dass man mit ihm Handel treiben kann!

Wenn man sich mit den Einzelheiten der Regelung auseinander setzt, die der
Mechanismus der handelbaren Umweltzertifikate verlangt, werden die Worte
noch aggressiver: die ursprüngliche Allokation der Rechte an die Verursacher
legt eine Begrenzung der Emissionen fest und schafft zweifellos ein
Rationierungssystem. Die Rationierung! Ein Wort, welches auf die Karten glei-
chen Namens verweist, die noch dunkel in Erinnerung sind. Mit der Herausga-
be dieser Karten nimmt die Staatsgewalt ihre alte Rolle wieder ein, die nicht
glorreich war, aber durch die Genehmigung ihres Handelsaustausches ver-
schlimmert sie natürlich ihren Fall: legalisiert sie nicht einen „Schwarzmarkt“,
auf dem sie ein sofortiges Reinwaschen der Einnahmen sicherstellt?

In einer Welt, in der der Ausdruck „Markt“ von einigen als ein Schimpfwort
verstanden wird, fehlt es somit nicht an Vokabular, um dieses System zu stig-
matisieren. Man kann jedoch unbeschwert versuchen, diejenigen Eigenschaf-
ten zu finden, die es von den herkömmlicheren Regelungen der Kontrolle der
Umweltverschmutzung unterscheidet.

Auf Instrumenten beruhend, die als „Genehmigung“, „Recht“ oder „Norm“
bezeichnet werden, stellt das Festlegen eines Schwellenwerts, ab dem eine
Emission schädlich wirkt, nichts Neues dar: Es handelt sich um eines dieser
klassischen Mittel zur Regulierung der Umweltverschmutzung, welches schlicht
und einfach auf einer Norm beruht. Diese Norm steht natürlich für ein Verbot:
So ist es z.B. verboten, mit seinem Fahrzeug einen Lärm zu erzeugen, der
einen bestimmten Schwellenwert überschreitet und ein Verstoß muss geahn-
det werden. Aber diese Norm stellt auch ein Recht dar, da dieser Schwellen-
wert ebenfalls den gesamten Bereich erlaubter Emissionen definiert. Unab-
hängig von seiner Bezeichnung gibt es das „Recht, die Umwelt zu verschmut-
zen“ bereits. Es tritt dann in Kraft, wenn man eine Norm wählt, um diese oder
jene Schädigung zu begrenzen und die Norm nicht auf den Wert Null festge-
legt ist.
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Im herkömmlichen System wird eine Überschreitung der Norm durch eine
Sanktion, in der Regel ein Bußgeld, geahndet. Die Alternative ist somit: einhal-
ten oder bezahlen. Man findet sie im Mechanismus der handelbaren Umwelt-
zertifikate wieder, da der Marktteilnehmer, der die Norm nicht einhalten kann
(oder will), entsprechende Rechte bei anderen Marktteilnehmern kaufen muss,
die von ihren Umweltzertifikaten kein Gebrauch gemacht haben.

Dies sind also die Gemeinsamkeiten des Mechanismus der handelbaren
Umweltzertifikate und dem herkömmlichen System der Normen. Sehen wir
uns die Unterschiede an. Zwischen beiden Regelungen gibt es in der Tat zwei
beachtliche Unterschiede.

Der erste Unterschied besteht hier für den Umweltverschmutzer in den Kos-
ten seines Verstoßes: mit den handelbaren Umweltzertifikaten ergeben sie
sich nicht mehr aus einer Entscheidung des Gesetzgebers, sondern aus ei-
nem vom Markt bestimmten Preis. Dieser Preis kann nicht niedriger sein als
die geringsten Grenzkosten der Beseitigung der Umweltverschmutzung, da
sonst kein Verkäufer versuchen würde, besser zu sein, als durch die Norm
erlaubt.

Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass eine übermäßige Emission im
Vergleich zu den ursprünglichen oder gekauften Umweltzertifikaten, die ein
Marktteilnehmer besitzt, viel stärker geahndet werden muss, als im Falle eines
normalen Normensystems. Die Härte dieser Ahndung wird dadurch akzep-
tiert, dass die Möglichkeit besteht, Umweltzertifikate zu kaufen und sie ist im
Allgemeinen die Regel in den Systemen mit handelbaren Umweltzertifikaten.

Aus diesen Unterschieden in den Mechanismen ergeben sich dementspre-
chend Unterschiede in den Ergebnissen. Eine der Erklärungen für die Wirk-
samkeit des Systems der handelbaren Umweltzertifikate, wie sie beobachtet
werden konnte, ist sicherlich in dieser Härte der Sanktion zu finden. Sie betrifft
diejenigen, die Schwierigkeiten haben, das Recht einzuhalten, aber in deren
Interesse es liegt, sich ihm zu unterwerfen. Die andere Erklärung betrifft eher
die am wenigsten unter Druck stehenden Marktteilnehmer. Im System der
gewöhnlichen Norm liegt es nicht im Interesse eines Marktteilnehmers, der zu
geringen Kosten weniger Emissionen ausstoßen könnte, als der von der Re-
gelung autorisierte Wert, dieses zu tun. Sobald aber die nicht benutzten Um-
weltzertifikate verkauft werden können, wird er dazu angeregt, dieses zu tun.

Für einen vorher festgelegten Emissionsgrenzwert gibt es also einen kollekti-
ven Vorteil, der darin besteht, dass die Emittenten, deren Kosten für die Besei-
tigung von Umweltverschmutzungen sehr hoch sind, durch den Kauf von
Umweltzertifikaten wählen können, eine Emmissionsreduktion eines Dritten
zu finanzieren, die äquivalent ist, aber weniger kostenintensiv.

Verglichen mit dem Mechanismus der Normen hat das System der handel-
baren Umweltzertifikate somit den theoretischen Vorteil, ein gleiches Ziel der
Beseitigung einer Umweltverschmutzung mit geringeren Kosten zu erreichen;
oder die Absenkung der zugelassenen Grenzwerte auf geringere Niveaus, da
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das Risiko der Stilllegung von Produktionseinheiten dadurch herabgesetzt wird,
dass die Möglichkeit besteht, Umweltzertifikate zu kaufen. Alles in allem geht
es darum zu untersuchen, wo die Beseitigung von Umweltverschmutzungen
am kostengünstigsten ist.

Verglichen mit dem System der Besteuerung des Schadstoffausstoßes hat
das System der handelbaren Umweltzertifikate als theoretischen Hauptvor-
teil, die Erlangung des Zielwerts einfach dadurch sicherzustellen, dass dieser
Zielwert der Menge der bewilligten Umweltzertifikate entspricht. Mit einer Be-
steuerung ist dieser Zielwert dagegen eine Wette auf die Nachfragereaktionen
bei der Wahl eines bestimmten Steuerniveaus.

Der Vergleich der handelbaren Umweltzertifikate und der klassischen Instru-
mente werden im ersten Kapitel dieser Arbeit näher erläutert. Man sollte sich
allerdings zum Realismus einer solchen Regelung im Transportwesen befra-
gen. Diese Frage ist Gegenstand des 2. Kapitels, welches Teile der Antwort
mit Hilfe von Beispielen liefert.

Um das Thema weiter zu vertiefen, wie es Charles Raux in einem dritten Kapi-
tel versucht, müssen mehrere nicht einfache Fragen angeschnitten werden.
Sie betreffen die Details der Regelung, dort wo der Teufel im Detail steckt. Sie
betreffen ebenfalls rekurrente Themen der handelbaren Umweltzertifikate; z.B.
die Schwierigkeiten der Überwachung, die Modalitäten für die Ausgangsvor-
aussetzungen der Umweltzertifikate oder die Kosten der getroffenen Rege-
lung. Sie können für den Fall des Transportsektors Schwierigkeiten aufdecken,
die derart sind, dass sie die theoretische Überlegenheit der handelbaren
Umweltzertifikate gegenüber den Systemen der Normen, Steuern oder aus-
gehandelten Verpflichtungen in Frage stellen.

Wie es in dieser Arbeit in Erinnerung gerufen wird, war der Verkehrssektor von
den handelbaren Umweltzertifikaten bis jetzt wenig tangiert worden. Die posi-
tiven Erfahrungen betrafen vor allem den Industriesektor, wo wenige leicht
kontrollierbare Emittenten vorhanden sind. Kann man sie auf die sehr zersplit-
terten Aktivitäten unseres Verkehrssektors übertragen? Muss man sie vorge-
lagert, z.B. im Bereich der Fahrzeugherstellung, oder nachgelagert, beim End-
verbraucher anwenden?

Charles Raux leitet seit mehreren Jahren Forschergruppen, die sich innerhalb
des Labors für Transportwirtschaft darum bemühen, diese Fragen zu klären
und die Anwendungsfelder zu untersuchen. Er gibt uns hier eine Zusammen-
fassung seiner Forschungsarbeiten, die eindeutig im Bereich unseres heuti-
gen Kenntnisstands liegen. Er kennt sie gut, da er zu ihrer Erstellung beigetra-
gen hat und er kann sie uns leicht zugänglich machen.

ALAIN BONNAFOUS
Professor an der Universität Lyon
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EINLEITUNG

Warum über „handelbare Umweltzertifikate“ oder „übertragbare Quoten“ im
Zusammenhang mit dem Transportwesen sprechen? Worum geht es zunächst
einmal?

Nach der allgemeinen Definition von O. Godard (in OECD, 2001) stellen die
handelbaren Umweltzertifikate eine Reihe von Instrumenten dar, die von der
Einführung einer Flexibilität in die klassische Regulierung bis zur Schaffung
von Konkurrenzmärkten für Umweltzertifikate reichen. Diesen Instrumenten ist
gemein: (1) die Festlegung von mengenmäßigen Einschränkungen zu bein-
halten; (2) die anfängliche Zuweisung dieser Quoten (oder Umweltzertifikate)
an die Akteure unabhängig von den Umweltpflichten, die ihnen auferlegt wur-
den; (3) den Akteuren zu erlauben, diese Quoten auf andere Tätigkeitsberei-
che oder Standorte (averaging); andere Zeiträume (banking) oder andere Ak-
teure (trading, Bsp. der handelbaren Emissionen) zu übertragen; (4) die Kon-
formität zwischen dem Emissionsverhalten der Akteure und den Zertifikaten
oder Quoten, die sie besitzen, durch dafür zweckmäßige Sanktions-
mechanismen respektieren zu lassen.

Wie es O. Godard und C. Henry (1998) anmerken, dient die Einführung von
Emissionsquoten nicht zur Schaffung von „Rechten zum Verschmutzen der
Umwelt“, aber dazu, diese Rechte dort zu begrenzen, wo sie uneingeschränkt
waren. Diese Quoten „handelbar“ zu gestalten, läuft dann auf die Einführung
von Flexibilität hinaus und darauf, die Gesamtkosten der Emissionsverringerung
für die Allgemeinheit so gering wie möglich zu halten.

Im Folgenden benutzen wir die Begriffe „Umweltzertifikate“ oder „Quoten“ als
gleichbedeutend. Ganz allgemein müsste man von „übertragbaren Umwelt-
zertifikaten“ sprechen, aber da die Systeme der Umweltzertifikate ihre voll-
ständige Effizienz im Rahmen eines Handelsmarkts entfalten, benutzen wir
den Begriff „handelbare Umweltzertifikate“.

Das emblematischste Beispiel für den Markt der handelbaren Umweltzertifikate
zur Regulierung der Schadstoffemissionen ist jenes der Schwefeldioxid-Emis-
sionen (SO

2
) der Wärmekraftwerke in den USA, die die Ursache für den „sau-

ren Regen“ darstellen (Acid Rain-Programm)1. Seit 1995 werden den Kraftwer-
ken jedes Jahr eine bestimmte Anzahl an Quoten für die SO

2
-Emission zuge-

teilt, die sich aus ihrer Energieproduktion und einer von der Regulierungs-
behörde festgelegten technischen Norm der SO

2
-Emission ergeben. Die Kraft-
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1• Dieses Programm wird weiter unten in der Arbeit näher beschrieben.

Note
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werke, die ihre Quoten überschreiten, müssen die fehlenden Umweltzertifikate
auf einem Markt erwerben, wo diejenigen, die weniger ausstoßen, ihre nicht
benutzten Umweltzertifikate verkaufen. Die Transaktionen auf dem Markt der
Umweltzertifikate für SO2 sind nunmehr Bestandteil der sich wiederholenden,
allgemeinen Tätigkeit der Kraftwerksmanager.

Das Inkrafttreten am 1. Januar 2005 des EU-Emissionshandelssystems für
Kohlendioxid2 (oder CO

2
) zwischen den Industrieunternehmen (besser bekannt

unter seinem englischen Akronym ETS, Emission Trading Scheme) ist ein wei-
teres Beispiel, welches die europäischen Länder unmittelbarer betrifft. Dieses
Programm deckt in der Tat zur Zeit ungefähr 12000 Intensiv-Energieanlagen in
der Europäischen Union ab (etwas weniger als 1200 in Frankreich), aber die
Europäische Kommission möchte die Frage des Transportwesens aufwerfen
und hat kürzlich vorgeschlagen, den Lufttransport in das ETS3 mit einzubezie-
hen.

Worin kann dies in der Tat die Welt des Transportwesens betreffen? Die
Verkehrsinfrastruktur und die damit verbundenen Dienstleistungen, die es den
Menschen ermöglichen, sich fortzubewegen, und den Gütern, transportiert zu
werden, stellen ein wesentliches Element für die ökonomische und soziale
Entwicklung der Gesellschaften dar. Bei der Verwirklichung dieser allgemei-
nen Ziele stößt das Transportsystem aufgrund seiner aktuellen Technologien
auf eine Reihe physischer, ökologischer und finanzieller Haupthemmnisse.

Dies ist z. B. der Fall bei der Überlastung der Straßen, die an bestimmten Or-
ten und zu bestimmten Zeiten als Zeichen einer Knappheit des für den Ver-
kehr verfügbaren Platzes in Erscheinung tritt und die Allgemeinheit die Trans-
portkapazitäten da nicht erhöhen will, wo öffentliche Gelder knapp sind.

Dies gilt ebenfalls für die lokale und regionale Umweltverschmutzung, zu der
die Transportaktivität durch die Verbrennung des Fahrzeugkraftstoffs beiträgt:
es handelt sich um „sauren Regen“, der photochemischen Umweltverschmut-
zung ausgehend von bodennahem Ozon (in geringer Höhe, Faktor für Atem-
beschwerden) und der Zerstörung des Ozons in der Stratosphäre (welches
uns vor der ultravioletten Strahlung schützt). Dazu kommen die vielen für die
menschliche Gesundheit gefährlichen Schadstoffe, wie Kohlenmonoxid, die
stark krebserregenden flüchtigen organischen Verbindungen, und der Fein-
staub4, der tief in unsere Lungen eindringt und dorthin verschiedene toxische
Verbindungen mitnimmt (CITEPA, 2006). Für die Mehrzahl dieser atmosphäri-
schen Schadstoffe wurden Grenzwerte gesetzlich festgelegt. Die Richtlinie

2• das gute alte „Kohlendioxid“; welches die Liebhaber von Sprudelwasser oder anderen zuckerhaltigen Soda-
getränken schätzen, ohne seine Verwendungen in flüssiger (z. B. das Löschmittel in Feuerlöschern) oder fester
Form (als Trockeneis) zu vergessen.
3 Diese Punkte werden weiter unten in der Arbeit weiter ausgeführt.
4 die sogenannten PM

1
o, deren Durchmesser kleiner als 10 i m ist, und die PM

2,5
,
 
deren Durchmesser kleiner als

2,5 m ist, und die so tief in die Lunge eindringen, dass sie bis zum Alveolär-Bereich vordringen.

Note
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1999/30IEG legt beispielsweise den Grenzwert für Feinstaub PM
10

 auf täglich
50 μg/m3 in der Europäischen Union fest und seinen jährlichen Grenzwert auf
40 μg/m3.

Schließlich stehen die Frage des Klimawandels und der von den menschli-
chen Tätigkeiten herrührenden Treibhausgasemissionen im Mittelpunkt des
öffentlichen Interesses5. Aufgrund seiner Abhängigkeit von der Technologie
des Verbrennungsmotors ist der Verkehrssektor in den meisten Ländern einer
der größten Emittenten von Treibhausgasen, insbesondere von CO

2
 aus der

Verbrennung von fossilen Brennstoffen. In Frankreich ist er mit 145 Mio. t CO
2
-

Äquivalenten6 und 21,3 % der Emissionen an Treibhausgasen im Jahr 2004
(und 25,8 % des CO

2
-Grenzwertes, siehe CITEPA, 2006) einer der Haupt-

emittenten. Die Notwendigkeit von Maßnahmen im Verkehrssektor ergibt sich
auch durch die Tatsache, dass der Verkehr das größte Potenzial der Erhöhung
der Emissionen besitzt: in Frankreich sind im Zeitraum 1990–2004 die Emissi-
onen durch den Verkehr um 22,7 % gestiegen, während sie in allen anderen
Sektoren abgenommen haben – mit der erwähnenswerten Ausnahme des
Wohn-und Tertiär-Sektors –. Allerdings ist anzumerken, dass seit 2001 der
Kraftstoffverbrauch im Straßenverkehr und damit die Emissionen aus dem
Verkehr nahezu stagnieren, was auf den doppelten Einfluss des Anstiegs der
Ölpreise und der Verlangsamung der Wirtschaftstätigkeit zurückzuführen ist.

Darüber hinaus weisen die Zukunftsforschungen für den „Faktor 4“7 überein-
stimmend darauf hin, dass innerhalb des Bündels der umzusetzenden Maß-
nahmen, die Kontrolle des Anstiegs der Emissionen des Verkehrssektors und
die Kontrolle der zurückgelegten Fahrzeugkilometer eine unerlässliche Kom-
ponente darstellen (vgl. z. B. Radanne, 2004; ENERDATA und LEPII, 2005).

Die nachhaltige Entwicklung, insbesondere die Anerkennung des begrenzten
Charakters der ökologischen Ressourcen, erfordern eine drastische Neu-
bewertung der wirtschaftlichen Analyse der Umwelt, insbesondere der Theo-
rie der externen Effekte. Wie es Godard (2005) zeigt, ist diese Theorie Träger
einer konzeptionellen Asymmetrie, die einen Vergleich anstellt zwischen den

5• Wir setzen voraus, dass dem Leser die Problematik des Treibhauseffekts und des Klimawandels bekannt ist.
Konsultieren Sie die Arbeit von Le Treut und Jancovici (2001) für eine kurze, anschauliche und pädagogische
Einführung. Konsultieren Sie für eine ausführlichere Darstellung eine andere Arbeit von Jancovici (2002). Begeben
Sie sich zur weiteren Vertiefung zur Internetseite von Marc Jancovici: hüp:llwww.manicore.com/documenta
tioniserrelindex.htmi
6• um die Emissionen in Tonnen CO

2
-Äquivalente umrechnen zu können, erfolgt die Messung der Gesamtemiss-

ionen der verschiedenen Treibhausgase durch Umrechnungsfaktoren, welche von der globalen Strahlungsbilanz
jedes Gases abhängig sind.
7• Nach der IPCC wäre, unter Berücksichtigung des derzeitigen Wachstums der CO

2
-Konzentration in der Atmos-

phäre, ein realistisches Ziel die Stabilisierung der Konzentration auf 450 ppm (gegenüber 382 ppm aktuell), um den
Anstieg der durchschnittlichen Temperatur auf einen Bereich von 1,5 bis 3,9 °C zu begrenzen. Um diese Stabilisie-
rung zu erreichen, müssten die weltweiten jährlichen Emissionen im Jahr 2050 auf 4 Gt Kohlenstoff reduziert wer-
den, was 0,6 t Kohlenstoff pro Einwohner und Jahr entspricht. Für Frankreich bedeutet dies eine Teilung seiner
derzeitigen Emissionen durch vier.

Note
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Kosten zur Verringerung der Umweltverschmutzung einerseits – kompensiert
im Wirtschaftskreislauf der Reproduktion –, und den externen Schäden als
Sekundärfolgen der Nutzfunktionen der Akteure andererseits, einer deutlichen
Zerstörung der Umwelt: der Prozess der Abwägung zwischen wirtschaftlichen
Kosten zur Verringerung der Umweltverschmutzung und den externen Schä-
den führt, durch eine schrittweise Verschlechterung der Aufnahmefähigkeit
der Umwelt, zu einem völligen Verschwinden dieser.

Folglich geht es nicht mehr darum, sich mit der Anwendung des „Verursacher“-
Prinzips zu begnügen, sondern die Kosten der Umweltsanierung in die Ab-
wägung der Akteure mit einzubeziehen, die ins Unendliche steigen können.
Durch die Verdeutlichung einer mengenmäßigen Begrenzung des Verbrauchs
von Umweltressourcen stellen die Systeme der Umweltzertifikate eine natürli-
che Reaktion auf das Ziel der nachhaltigen Entwicklung dar.

Deshalb werden wir zunächst kurz die wichtigsten theoretischen Ergebnisse,
die das System der Umweltzertifikate rechtfertigen, die Geschichte ihrer Um-
setzung und die Lehren, die aus ihnen gezogen wurden, in Erinnerung rufen
(Kapitel 1). Danach werden ihre Relevanz und Anwendungsmöglichkeiten im
Verkehrssektor analysiert und nachfolgend durch einige Anwendungsbeispiele
in diesem Bereich illustriert (Kapitel 2). Schließlich werden Vorschläge darge-
stellt, die aus den jüngsten Forschungsergebnissen hervorgehen (Kapitel 3).
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Kapitel 1

Die handelbaren Umweltzertifikate:
Theorie, Erfahrungen und
Erkenntnisse

Welche sind die theoretischen Gründe für dieses Interesse an den handel-
baren Umweltzertifikaten? Dieses werden wir im ersten Abschnitt betrachten.
Die theoretische Argumentation reicht allerdings nicht aus und die Märkte der
handelbaren Umweltzertifikate, die bereits seit einigen Jahrzehnten erfolgreich
erprobt wurden, geben uns die Möglichkeit, aus ihnen Erkenntnisse zu zie-
hen, welche wir im zweiten Abschnitt untersuchen werden. Schließlich beschäf-
tigen wir uns im dritten Abschnitt mit der Problematik des Kampfs gegen den
Klimawandel, indem wir die Anfänge der Umsetzung des Kyoto-Protokolls und
das EU-Emissionshandelssystems betrachten.

1 Von der Theorie zur Umsetzung

Für das gute Verständnis der Logik von Quotenmärkten ist es zunächst wich-
tig, sie in einen Betrachtungswinkel eines Vergleichs der reinen Regulierung
mit den wirtschaftlichen Anreizen zur Verhaltensänderung zu setzen. Weiterhin
haben die ökonomischen Instrumente Steuer und Umweltzertifikate jeweils
ihre Vor- und Nachteile. Die konkrete Umsetzung der Systeme der Umwelt-
zertifikate bedarf einer Reihe von Entscheidungen, deren Folgen analysiert
werden. Schließlich werden wir die notwendigen Voraussetzungen für die wirt-
schaftliche Effizienz der Umsetzung der Märkte der Umweltzertifikate ablei-
ten.

Die Überlegenheit der ökonomischen Instrumente
gegenüber den Normen

Die Ursprünge der ökonomischen Theorie der Märkte von Umweltverschmut-
zungsrechten gehen auf die Arbeiten von Coase (1960) zu den externen Kos-
ten zurück, gefolgt von jenen von Dales (1968) über die Regulierung der Ver-
wendung von Wasser und jenen von Montgomery (1972) über die Formali-
sierung der Märkte von Umweltzertifikaten.
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Unter welchen Bedingungen kann man die Gesamtkosten von Emissionen
reduzieren?

Um die Schadstoffemissionen zu reduzieren oder ganz allgemein, um den
Verbrauch der knappen Ressourcen eines öffentlichen Gutes zu reduzieren
(z.B. die Luft, das klimatische Gleichgewicht, der urbane Raum, usw.) verfügt
man im Wesentlichen über drei Arten von Instrumenten:
– die einheitlichen Normen, zum Beispiel die Begrenzung des Verbrauchs je
Einheit von Motoren, oder den Zusatz von Blei pro Liter Kraftstoff;
– die Steuer, die darin besteht, den Verbrauch knapper Ressourcen zu be-
steuern, z. B. die Kraftstoffsteuern, die Steuern zur Wasserentnahme oder die
Überlastungsgebühr;
– die Märkte von Umweltzertifikaten, wo jeder Akteur im Besitz von Umwelt-
zertifikaten (auch Quoten) für den Verbrauch natürlicher Ressourcen sein muss
– zum Beispiel Emissionszertifikate –, die die Akteure untereinander handeln
dürfen.

Die Steuer oder handelbaren Umweltzertifikate sind ökonomische Instrumen-
te staatlicher Massnahmen8, die das wirtschaftliche Umfeld der Akteure (so-
wohl Haushalte, als auch Unternehmen) modifizieren, um einen Anreiz für
Verhaltensänderungen zu geben. Es sind Anreiz-Instrumente, da die Akteure
die Möglichkeit haben, im Bereich des Transportwesens, die zurückgelegten
Fahrzeugkilometer zu reduzieren oder auch das Fahrzeug oder den Kraftstoff
zu wechseln usw., um letztendlich ihre Emissionen an Schadstoffen oder
Treibhausgasen reduzieren.

Diese ökonomischen Instrumente ermöglichen den Behörden, den Aufwand
für das Zusammentragen von Informationen über die Technologien, Verhalten
und Kostenreduktionen der Emissionen jedes Akteurs zu vermeiden. Dieser
aufwendige, kostspielige und manchmal nicht durchführbare Vorgang wäre
im Falle einer Regulierung notwendig, die am kostengünstigsten sein soll, d.h.
eine Norm, die nicht allgemeingültig, sondern auf jeden Akteur angepasst ist.
Mit den ökonomischen Instrumenten werden die Akteure mit einem gleichen
Preissignal konfrontiert (Höhe der Steuer oder Preis des Umweltzertifikats)
und passen ihr Verhalten in dezentralisierter Form an: diese dezentrale Vertei-
lung der Anstrengungen ist derart, dass sie die Gesamtkosten der Emissions-
reduktionen für die Allgemeinheit minimiert. Eine intuitive Darstellung dieses
Ergebnisses erfolgt in Kasten 1.

8• Der interessierte Leser kann eine ausführlichere Darstellung der internationalen Verhandlungen zum Treibhaus-
effekt und der ökonomischen Analyse der Umweltzertifikate im Bericht des Rates für Wirtschaftsanalyse finden,
der von 0. Godard und C. Henry (1998) verfasst wurde.

Note
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Die ökonomische Effizienz der Regulierungsinstrumente

Betrachten wir zwei Unternehmen A und B, die aufgrund ihrer Produktions-
tätigkeit jeweils einen Ausstoß eines gegebenen Abgases (z. B. Methan) in
die Atmosphäre von 1000 Tonnen verursachen. Unterstellen wir, dass das
Ziel ist, die Gesamtemissionen dieses Abgases um 10 %, also 200 Tonnen,
zu verringern. Die folgende Abbildung zeigt die Kurven der Grenzkosten9

für die Verringerung der emittierten Abgasmengen (die Kurven werden zur
Vereinfachung als linear angenommen) für die beiden Unternehmen A und
B. Die Form der Kurven ist ansteigend, das heißt, dass die Kosten der Emis-
sionsverringerung jeder Einheit des Abgases mit der Anzahl vermiedener Ein-
heiten steigt: die ersten Einheiten sind einfacher und kostengünstiger zu ver-
meiden als die letzten.

Eine Auferlegung einer einheitlichen Norm der Reduktion von 100 Einheiten
des Abgases hätte für das Unternehmen A Grenzkosten in Höhe von 2 K€ für
die 100ste Einheit und für das Unternehmen B in Höhe von 0,667 K€ zur
Folge. Diese Reduktion würde jedes Unternehmen die Fläche des Dreiecks
kosten, welches von der Geraden der Kostenreduktion und der von der Norm
dargestellten Senkrechten begrenzt wird, also 100 K€ für Unternehmen A
und 33,3 K€ für Unternehmen B. Die Gesamtkosten der Reduktion lägen bei
133,3 K€.

Die Verwendung eines ökonomischen Instruments (Steuer oder Umweltzerti-
fikat) ermöglicht es, diese Reduktionskosten zu verringern. In diesem Bei-
spiel gehen wir zum Festlegen der Höhe der Steuer, die die Verringerung von
insgesamt 200 Einheiten des Abgases ermöglicht, davon aus, dass die öffent-
liche Hand die Reduktionskosten beider Unternehmen kennt. Um das glei-
che quantitative Ergebnis wie die Norm zu erreichen, genügt es, eine Steuer
von 1 K€ für jede Einheit des ausgestoßenen Gases aufzuerlegen. Unter Be-
rücksichtigung seiner Kostenreduktionskurve liegt es im Interesse jedes Un-
ternehmens, seine Emissionen zu verringern, solange seine eigenen Grenzkos-
ten der vermiedenen Tonne kleiner als die Steuer sind: daraus ergibt sich, dass
Unternehmen A seine ausgestoßene Menge um 50 Einheiten und Unterneh-
men B um 150 Einheiten verringern wird. Das Gesamtziel ist erreicht, aber
mit geringeren Kosten: 25 K€ für A und 75 K€ für B, also insgesamt 100 K€.

9• Die Grenzkosten der Verringerung einer Einheit des Abgases sind die Differenzkosten dieser Verringerung. Sie
werden mathematisch als die Ableitung der Gesamtkosten der Reduktion im Verhältnis zur Gesamtanzahl reduzier-
ter Einheiten ausgedrückt. Sie variieren entsprechend der Gesamtmenge reduzierter Einheiten.

Note

Kasten 1
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Kosten [K€]
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Eine weitere Möglichkeit zur Reduktion der Emissionen ist die Einführung
eines Marktes für Umweltzertifikate. Jedem Unternehmen wird eine Quote
von 900 Umweltzertifikaten bewilligt: ein Umweltzertifikat entspricht der
Erlaubnis des Ausstoßes von einer Tonne des Abgases. Wenn die Reduktions-
kosten also denjenigen in oben stehender Abbildung entsprechen, stellt sich
das Gleichgewicht dort ein, wo der Marktpreis für die Umweltzertifikate gleich
den gemeinsamen Grenzkosten der Reduktion von 1 K€ ist. Im Interesse von
Unternehmen B liegt es, seine ausgestoßene Menge um 150 Einheiten zu
reduzieren (die Reduktion der 151 sten Einheit kostet es mehr als 1 K€) und
es wird somit 850 Einheiten ausstoßen. Es kann seine 50 nicht benutzten
Umweltzertifikate an Unternehmen A verkaufen. Denn im Interesse von Un-
ternehmen A liegt es, 50 Einheiten zu reduzieren (die Reduktion der 51 sten
Einheit kostet es mehr als 1 K€) und es wird 950 Einheiten ausstoßen. Es
wird die 50 fehlenden Umweltzertifikate bei B für den Preis von jeweils 1
K€ kaufen.

Reduktionskosten Kauf/Verkauf von Gesamtkosten der

Umweltzertifikaten Reduktion

Unternehmen A – 25 K€ – 50 K€ – 75 K€

Unternehmen B – 75 K€ 50 K€ – 25 K€

Gesamt – 100 K€ 0 K€ – 100 K€

Unter diesem Gesichtspunkt (im Falle von bekannten Reduktionskosten), ist
das Gesamt-Ergebnis durch die Steuer oder die Umweltzertifikate das glei-
che, das heißt die Senkung von 200 ausgestoßenen Einheiten hat Gesamt-
kosten in Höhe von 100 K€.
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Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass die Grenzkosten für die Reduktion der
Emissionen ausreichend verschiedenen sein müssen, damit die Unternehmen
zum Handel angehalten werden, da die daraus erzielbaren Gewinne grösser
als die Transaktionskosten sind (siehe unten).

(angepasst nach Raux et Marlot, 2001)

Da die Bedingung der ökonomischen Effizienz für die Gesamtheit der
Emissionsquellen gilt, besteht kein Grund dafür (im Gegenteil), ein spezifi-
sches Reduktionsziel für einen beliebigen Bereich oder eine spezielle Aktivität
wie das Transportwesen festzulegen. Spezielle Bedingungen der sozialen
Gerechtigkeit (z. B. verringerte Besteuerung von Heizbrennstoffen), internati-
onale Konkurrenzpolitik (z. B. teilweise Rückerstattung der Mineralölsteuer für
den Güterkraftverkehr) oder die Zumutbarkeit (z. B. die auf Energie-Groß-
verbraucher beschränkte EU-Richtlinie für Umweltzertifikate) können zu einer
Abweichung von diesem Prinzip führen. Diese Ausnahmen haben eine Verrin-
gerung der ökonomischen Effizienz zur Folge.

Umweltzertifikat oder Steuer, welches Instrument
auswählen?

Aus der Sicht des quantitativen Ziels der Reduktion besteht der wesentliche
Unterschied zwischen Steuer und Umweltzertifikat in der Tatsache, dass die
öffentliche Hand in der Praxis nicht über die vollständigen Informationen über
die Reduktionskosten der einzelnen Akteure verfügt. Mit der Methode der
Umweltzertifikate ist die Erreichung des quantitativen Ziels der Emissions-
reduktion sichergestellt, aber ohne Garantie auf die Höhe der tatsächlichen
Grenzkosten der Reduktion. Dagegen ist mit der Steuer, die Höhe der Grenz-
kosten der Reduktion für jeden Akteur sichergestellt, aber ohne Garantie auf
das quantitative Niveau der Reduktion der Emissionen.

Diese Unsicherheit macht die Wahl schwierig, da die Fehler der Vorhersage
der Schäden oder der Reduktionskosten der Akteure, insbesondere zur zeitli-
chen und sektoralen Verteilung der Aufwendungen (oder jener der Akteure),
für die Allgemeinheit sehr teuer sein können. Mehrere Kriterien ermöglichen
jedoch, die Auswahl zu erleichtern (Baumol und Oates, 1988).

Erstes Kriterium: wenn sich die an der Umwelt verursachten Schäden sehr
schnell bei Annäherung des Emissionsniveaus an bestimmte Schwellenwerte
vergrößern können oder bei Überschreitung dieser Schwellenwerte irreversib-
le Schäden extremer Schwere verursacht werden. In diesem Fall bieten die
handelbaren Umweltzertifikate die Sicherheit, das quantitative Ziel der Emis-
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sionsbegrenzungen zu erreichen. Das Problem der Emissionen von Treibhaus-
gasen ist für diesen Fall besonders anschaulich.

Die Wahl zwischen Steuer und Umweltzertifikat hängt ebenfalls von der Unsi-
cherheit über die tatsächlichen Kosten für die Verminderung der Umweltbe-
lastung ab. Es stellt sich heraus, dass sich der Verkehrssektor in dieser Situa-
tion befindet.

Beispielsweise sind hinsichtlich der Personenbeförderung die zur Reduktion
der CO

2
-Emissionen möglichen Maßnahmen die folgenden: Ändern des Fahr-

stils; Verringerung der zurückgelegten Fahrzeugkilometer (mehrere Personen
im Fahrzeug, Neuorganisation der Fahrwege, Wechsel der Aktivitätszentren –
Urlaub, Freizeit, Einkäufe oder persönliche Angelegenheiten, Arbeit, Wohnung
–); Fahrzeugwechsel oder Wechsel auf ein weniger energieverbrauchendes
Transportmittel.

Bei den zwei wesentlichen Punkten, die die Änderung der Aktivitätszentren
und den Wechsel des Transportmittels darstellen, sind die Handlungsmög-
lichkeiten bei Betrachtung der Wohnlage der betroffenen Personen (Stadt,
Vorstadt, ländlicher Raum) in Art und Ausmaß sehr verschieden. Der Wechsel
der Aktivitätszentren in der Art und Weise, dass die verschiedenen Standorte
dichter beieinander liegen, ist aufgrund der Menge angebotener Aktivitäten
im städtischen Raum wesentlich einfacher als im vorstädtischen oder ländli-
chen Raum: kurzfristige Änderungen sind hinsichtlich von Aktivitäten möglich,
die nur geringen Standortzwängen unterliegen, wie Einkäufe oder Freizeit-
aktivitäten; die Annäherung von Arbeits- und Wohnort sind in einer Agglome-
ration einfacher, die eine große Anzahl an Möglichkeiten bietet. Gleichermaßen
findet man im städtischen Raum aufgrund der Massenströme, die sich aus
der Verdichtung der Aktivitäten ergeben, häufiger ein Angebot öffentlicher Ver-
kehrsmittel als Alternative zum persönlichen Fahrzeug.

Alles deutet somit darauf hin, dass die Kurven der Grenzkosten der Emissions-
reduktionen sehr variabel sind und vor allem vom städtischen, über den vor-
städtischen zum ländlichen Raum ansteigen.

Eine vergleichbare Analyse könnte für den Warentransport bei Vergleich der
Lieferungen in der Stadt und der Transporte kurzer, mittlerer und weiter Entfer-
nungen sowie bei Betrachtung der logistischen Anpassungsmöglichkeiten und
einem Wechsel des Transportmittels durchgeführt werden. Konfrontiert an eine
solche Unsicherheit und in Hinsicht auf das quantitative Ziel der Verbrauchs-
begrenzung von Umweltressourcen ist das System der Umweltzertifikate auf
den ersten Blick vorteilhaft.

Trotz allem kann die Wahl zwischen Steuer und Umweltzertifikat nicht ex ante
getroffen werden und erfordert eine Prüfung im Einzelfall. Eine allgemeine
Lösung für dieses Unsicherheitsproblem der Beseitigungskosten der Umwelt-
verschmutzung (z. B. zur Verringerung von Emissionen) wurde von Baumol
und Oates (1988, Seite 74–76), nach einer Idee von Roberts und Spence vor-
geschlagen.
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Wenn die Menge der von der Regulierungsbehörde in Verkehr gebrachten
Umweltzertifikate zu gering ist (für ein bestimmtes Jahr oder einen bestimm-
ten Sektor), würde das freie Spiel des Marktes der Umweltzertifikate zu einem
zu hohen Preis führen. Die Regulierungsbehörde kann somit eine Steuer t
nach folgendem Prinzip einführen: jeder Emittent ist berechtigt, eine größere
Menge auszustoßen, als diejenige, die durch die Umweltzertifikate erlaubt ist,
die in seinem Besitz sind, indem er die Steuer t für diese zusätzlichen Emissi-
onen bezahlt. In diesem Fall liegt es im Interesse der Emittenten, die Steuer zu
bezahlen, sobald der Preis der Umweltzertifikate das Niveau t übersteigt10.
Der Preis der Umweltzertifikate wird somit von oben durch t begrenzt. Um je-
doch den internationalen Verpflichtungen nachzukommen, muss die Regulie-
rungsbehörde eventuell die Differenz zwischen dem Wert des Umweltzertifikats
auf dem Binnenmarkt und seinem Wert auf dem Weltmarkt tragen.

Wenn dagegen die von der Regulierungsbehörde in Verkehr gebrachte Men-
ge an Umweltzertifikaten zu groß ist (z. B. im Fall des ETS in den Jahren 2003–
2006), würde das freie Spiel des Marktes der Umweltzertifikate zu einem zu
niedrigen Preis führen. Die Regulierungsbehörde kann somit eine Rücknah-
me r einführen, die den Preis des Rückkaufs der nicht benutzten Umweltzer-
tifikate darstellt. In diesem Fall liegt es im Interesse der Emittenten, ihre nicht
benötigten Umweltzertifikate zurückkaufen zu lassen, sobald der Preis der Um-
weltzertifikate unter das Niveau r absinkt. Der Preis der Umweltzertifikate wird
somit von unten durch r begrenzt. Die Regulierungsbehörde muss in diesem
Fall jedoch den Rückkauf dieser Umweltzertifikate finanzieren.

Diese Hybridlösung, die Steuer und Umweltzertifikat kombiniert, wird dort an-
gewendet, wo die Regulierungsbehörde entweder Entscheidungen hinsicht-
lich der zeitlichen Verteilung der Reduktionsanstrengungen (z.B. bei jährlichen
Zielwerten) oder der Verteilung dieser Anstrengungen innerhalb der verschie-
denen Sektoren treffen muss.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Unsicherheit über die Besei-
tigungskosten der Umweltverschmutzung die Einführung eines Hybridsystems
rechtfertigt, welches bewilligte Menge, Steuer t und Rückkauf r miteinander
verbindet. Für derartige Misch-Systeme bestehen jedoch für die Regierung
verschiedene Risiken je nachdem, ob der so geschaffene Markt in Verbin-
dung zum internationalen Markt der Umweltzertifikate steht oder nicht.

10• Dies ist nicht der Fall für das EU-Emissionshandelssystems (ETS, siehe unten), da die Strafsteuer nicht von der
Schuld befreit.

Note
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Einige praktische Überlegungen für die Umsetzung

In der Praxis sind die drei zu klärenden Hauptfragen die folgenden:

● Welche Einheiten werden die Quoten untereinander handeln können? Wer-
den diese Einheiten in einem Programm zur Verringerung der CO

2
-Emissi-

onen beispielsweise die vorgelagerten Lieferanten fossiler Brennstoffe oder
die nachgelagerten Endverbraucher dieses Brennstoffs sein?

● Sollten die Quoten kostenlos bewilligt werden? Wenn die Antwort nein ist,
müssen die dem Programm unterworfenen Unternehmen die Gesamtheit
der Umweltzertifikate kaufen, die sie benötigen, was in einem Kontext der
Knappheit der insgesamt auf dem Markt zur Verfügung stehenden Menge
einer Versteigerung der Quoten entspricht. Dies ist die ökonomisch effizi-
enteste Lösung, da sie die Akteure zwingt, ihre Präferenzen offen zu legen,
ohne dass eine kostspielige Datenerfassung wie bei der Vielzahl der Ver-
teilungsmethoden notwendig ist. Sie ist im Einklang mit dem Verursacher-
prinzip und ermöglicht darüber hinaus, eine finanziell verwendbare Res-
source im Rahmen einer „doppelten Dividende“11 zu begründen. Sie ist im
Gegensatz zu bestimmten Methoden der kostenlosen Allokation (siehe
unten) v.a. gegenüber neuen Markteilnehmern nicht diskriminierend, da diese
sich auf gleicher Augenhöhe mit den anderen befinden. Dagegen erhöht
sie von vornherein die finanzielle Belastung der betroffenen Akteure, was
deren Widerstand erklärt. Die kostenlose Allokation der Umweltzertifikate
erleichtert indessen die Akzeptanz dieses Instruments durch die Verringe-
rung der steuerlichen Belastung der Akteure: es ist in bestimmten Fällen
schwer vorstellbar, den Verbrauch eines bis dato kostenlosen Gutes ohne
sichtbare oder sofortige Gegenleistung bezahlbar zu machen.

● Welche Verteilungsmethode ist zu verwenden, wenn die Quoten kostenlos
bewilligt werden? In der Tat, obwohl diese Methoden die Wirksamkeit des
Instruments theoretisch nicht in Frage stellen, bestimmen diese Methoden
letztendlich die finanzielle Belastung, die dem betroffenen Sektor und den
teilnehmenden Unternehmen auferlegt ist. Diese Auswirkungen auf die Um-
verteilungseffekte machen die Frage der Wahl des Verfahrens entschei-
dungsgebend für die Akzeptanz des Programms.

Auch wenn die Antwort auf die ersten beiden Fragen auf spezielle Anwendungs-
fälle beschränkt bleibt, haben die Verteilungsmethoden generelle Eigenschaf-
ten, die über die speziellen Kontexte hinausgehen: das reicht als Begründung
für eine kurze Übersicht der Vor-und Nachteile der drei „kanonischen“ Metho-

11• Die Besteuerung und das System der Umweltzertifikate erlauben durch ihren indikativen Charakter das Erlan-
gen einer Verhaltensänderung und damit einer effektiven Emissionsreduktion: es ist die „erste Dividende“ Die
„zweite Dividende“ ist bezüglich der möglichen Steuereinnahmen ungezwungen in der Umsetzung ihrer ökonomi-
schen Instrumente. Diese Steuereinnahmen können in anderen Wirtschaftszweigen verwendet werden, wobei man
am häufigsten an die Arbeitsbesteuerungen denkt.

Note
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den: Allokation entsprechend der bisherigen Emissionen, in Abhängigkeit vom
Basis-Niveau und einer Norm zufolge.

a) Allokation auf Basis der bisherigen Emissionen

Diese Verteilungsmethode wird gemeinhin als Allokation der „Umweltzertifikate
des Großvaters“ (Grandfathering) bezeichnet. Sie besteht in der Allokation
von Umweltzertifikaten an die Emittenten in Abhängigkeit ihrer bisherigen Emis-
sionen. Das ist die Methode, die für das EU-Emissionshandelssystem (ETS)
für Treibhausgase verwendet wurde, die energieintensiven Anlagen betrifft und
seit 2005 operationell ist (siehe unten).

Die Hauptkritik an dieser Methode ist, dass sie zu einer Prämie für „schlechte
Schüler“ führt: bei sonst gleichen Bedingungen werden denjenigen, die alte
und umweltverschmutzende Technologien verwenden, in Abhängigkeit ihrer
Tätigkeit mehr Quoten zugebilligt als denjenigen, die umweltfreundlicher sind.
Darüber hinaus regt sie die Emittenten zur Hinauszögerung ihrer Maßnahmen
zur Verringerung der Umweltverschmutzung dann an, wenn diese Unterneh-
men die Einführung eines solchen Systems erwarten, dessen Vorbereitung in
der Regel mehrere Jahre dauert. Um dies zu verhindern, kann die Regulierungs-
behörde zur Berechnung der Umweltzertifikate weiter zurück gehen oder den-
jenigen Unternehmen zusätzliche Quoten bewilligen, die ihre Emissionen frei-
willig vor dem Inkrafttreten des Systems verringern.

Dieses Verfahren stellt im engeren Sinne ein Hindernis für den Eintritt in die
wirtschaftliche Aktivität dar, die dem System der Umweltzertifikate untersteht.
In der Tat müssen die neuen Markteilnehmer in der Regel ihre Quoten auf dem
Markt erwerben, es sei denn ein Mechanismus der freien Allokation dieser
sich in Reserve befindenden Quoten ist vorgesehen12: in letzterem Fall muss
man sich auf ein opportunistisches Verhalten der Unternehmen mit der Schaf-
fung von Tochterunternehmen vorbereiten, um von derartigen Allokationen
profitieren zu können.

Diese Allokations-Methode bedarf schließlich einer Datenerhebung über die
Emissionen jedes einzelnen Unternehmens in der Vergangenheit. Im Falle des
europäischen Systems bestand diese Erhebung bereits aufgrund der Melde-
pflicht im Rahmen des Kyoto-Protokolls. Bei anderen Anwendungen kann sich
diese Erhebung als sehr kostspielig oder selbst als nicht durchführbar erwei-
sen.

12• Wie es von bestimmten europäischen Ländern im Fall des ETS (siehe unten) vorgesehen ist. Bei dieser Variante
besteht das Risiko, dass die Grenze der Gesamtemissionen des betroffenen Sektors überschritten wird, da jeder
neue Markteilnehmer in dem Aktivitätsbereich die Allokationen automatisch erhöht. Das Acid Rain-Programm in
den USA (siehe unten) ist ein Beispiel für eine Kombination verschiedener Regeln, um diese negativen Auswirkun-
gen zu vermeiden.

Note
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Daraus ergibt sich, dass das Risiko besteht, dass die Verwaltungskosten für
die Berechnung dieser Großvater-Umweltzertifikate dann besonders hoch sind,
wenn zu viele Emittenten-Unternehmen vorhanden sind: im Fall des Acid Rain-
Programms gibt es „nur“ ungefähr 3000 Kraftwerke; ein x-beliebiges Programm,
welches alle Unternehmen Frankreichs beinhalten, würde, ungeachtet der
Verwaltungen, würde auf ca. 2,5 Millionen Unternehmen abzielen.

b) Allokation der Umweltzertifikate in Abhängigkeit vom Basis-Niveau

Ein Basis-Emissions-Niveau (baseline) wird für jedes Unternehmen festge-
legt, welches anfänglich entsprechend eines bestimmten Zeitraums in der
Vergangenheit berechnet wird. Wenn ein Unternehmen weniger ausstößt als
dieses Basisniveau, erhält es auf dem Markt handelbare Umweltzertifikate,
die möglicherweise auch zur Kompensierung zukünftiger Emissionen aufge-
hoben werden können. Diese Möglichkeit, Umweltzertifikate zu erwerben, ist
wichtig, um das Unternehmen dazu anzuregen, sich über das Basisniveau
hinaus zu verbessern. Wenn ein Unternehmen mehr ausstößt als sein Basis-
niveau, muss es Umweltzertifikate auf dem Markt erwerben. Dieses Basis-
niveau kann nachfolgend Gegenstand einer jährlichen Absenkung sein, um
die Unternehmen zu einer kontinuierlichen Verbesserung anzuregen.

Diese Methode hat große Ähnlichkeiten mit der vorhergehenden Methode,
der Methode der Großvater-Umweltzertifikate. Wie letztere begünstigt sie die
schlechten Schüler unter Zerstörung der umweltfreundlicheren. Erstere kön-
nen einfacher ihre Umweltbelastung reduzieren und somit Umweltzertifikate
erhalten. Wie die vorhergehende Methode bedarf diese Methode ebenfalls
der Datenerhebung für jedes Unternehmen.

Sie ist letztendlich für neue Marktteilnehmer ungünstig, da diese im Prinzip die
Gesamtheit ihrer Allokationen im Vergleich zu den bestehenden Markteilneh-
mern kaufen müssen, welche nur Umweltzertifikate erwerben müssen, wenn
sie ihr von der Regulierungsbehörde festgelegtes Basisniveau überschreiten.
Auch hier kann eine Variante ermöglichen, die neuen Marktteilnehmer mit ei-
ner entsprechenden Baseline zu integrieren: in diesem Fall besteht das Risi-
ko, dass die Gesamtmenge an Emissionen somit überschritten wird.

c) Die Allokation entsprechend einer Norm

Bei dieser Methode wird ein technischer Emissionskoeffizient von der Regulie-
rungsbehörde festgelegt, der den Zielwert des Programms widerspiegelt, z. B.
durch Vergleich mit den besten Praktiken (benchmarking). Die Allokation er-
folgt dann entsprechend eines Outputs, der die Produktion des Unterneh-
mens widerspiegelt. Im „Acid Rain“-Programm (siehe unten) wird die Allokati-
on für jedes Kraftwerk beispielsweise derart berechnet, dass der technische
Koeffizient der SO

2
-Emission mit der mittleren Wärmemenge multipliziert wird,

die vom Kraftwerk in einem bestimmten Zeitraum produziert wird.

Dieser Allokationstyp gibt somit einen Anreiz zur Anpassung an die „saubers-
ten“ Normen. Außerdem wird der technische Koeffizient jährlich durch eine
Absenkung angepasst, die von der Regulierungsbehörde gesteuert wird.
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Im Gegensatz zur Großvater-Methode begünstigt diese Methode die umwelt-
freundlicheren Akteure. Das sind jene, die Maßnahmen zur Beseitigung der
Umweltverschmutzung bereits früher getroffen haben. Sie ermöglicht ebenfalls
die Entfernung des oben erwähnten Hindernisses für den Eintritt. Um die au-
tomatische Erhöhung der Gesamtallokationen durch die neuen Markteilnehmer
zu verhindern, kann der technische Koeffizient für die Allokationen der Folge-
jahre angepasst werden, um den Gesamtgrenzwert neu festzulegen. Schließlich
erweist sich die Datenerhebung in den meisten Fällen weniger kostspielig als
bei den anderen Methoden, da die Erstellung einer Produktions- und Emissions-
historie für jedes Unternehmen nicht notwendig ist.

Die in der Praxis konkret umgesetzten Programme haben die Tendenz die
verschiedenen Methoden in der Form zu hybridisieren, dass ihre Vorteile kom-
biniert und die Nachteile minimiert werden. Der Leser wird allerdings bemerkt
haben, dass die Behandlung der neuen Marktteilnehmer eine heikle Sache
bei jeder der drei Allokationsmethoden ist. Wenn man entscheidet, ihnen die
Umweltzertifikate kostenlos zu geben, ist die genaue Definition letzterer schwie-
rig, wenn man bestimmte unerwünschte Verhaltensweisen der Umgehung der
Rationierung vermeiden will. Wenn die neuen Markteilnehmer dagegen ihre
Umweltzertifikate kaufen müssen, stellt sich das Problem der Definition letzte-
rer nicht.

Die Debatte um Steuer oder Umweltzertifikat führt in der Regel zur Doppel-
gleichung mit Steuer = Finanzeinnahme einerseits und Umweltzertifikat =
kostenlose Anfangsallokation = Fehlen der Finanzeinnahme andererseits. Aber
in der Theorie zwingt nichts zur Aufstellung dieser Gleichungen. Die Steuer
kann aus Gründen der Akzeptanz oder Gerechtigkeit Gegenstand von Aus-
nahmen oder Freibeträgen für die ersten ausgestoßenen Einheiten sein: dies
entspricht für die betroffenen Akteure einer kostenlosen Anfangsallokation im
Falle der Umweltzertifikate, was eine einfachere Version der Umsetzung der
Unentgeltlichkeit darstellt. Der Steuererlös kann ebenfalls innerhalb eines Sek-
tors oder einer Branche, auf Basis eines in Bezug auf die Emissionen neutra-
len Kriteriums rückerstattet werden, z. B. auf Basis der Mehrwertsteuer oder
der Produktion. Dagegen kann der Verkauf von Umweltzertifikaten anstelle
einer kostenlosen Anfangsallokation eine Finanzquelle entsprechend dem
Standardmechanismus einer Steuer erzeugen. Zusammenfassend lässt sich
sagen, dass Steuern und Umweltzertifikate für die Problematik der Doppel-
dividende in gleicher Weise eine Lösung darstellen können und die gleichen
Verteilungsprobleme aufweisen.

Kasten 2 fasst die Hauptmerkmale eines Systems handelbarer Umweltzer-
tifikate zusammen.
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Die Hauptmerkmale eines Systems handelbarer Umweltzertifikate

Ein System handelbarer Umweltzertifikate beinhaltet sechs Hauptmerkmale:
1. Die Regulierungsbehörde legt die Gesamtquote der Emissionen für eine
bestimmte Periode, einen bestimmten geographischen Raum oder eine Gruppe
von Emissionsquellen fest.
2. Die Regulierungsbehörde bestimmt den Anrechnungswert, das heißt die-
jenigen Unternehmen, die Inhaber von Umweltzertifikaten sind und die die-
se als Entschädigung für Emissionen zurückgeben müssen.
3. Die Regulierungsbehörde verkauft die Umweltzertifikate oder verteilt sie
kostenlos an die Unternehmen, z. B. im Verhältnis zu den bisherigen Emissi-
onen oder auf Basis von Effizienznormen innerhalb der Gesamtanzahl an
Quoten. Jedes Umweltzertifikat erlaubt seinem Besitzer eine spezifische
Menge des Schadstoffs auszustoßen.
4. Die Unternehmen dürfen die Umweltzertifikate untereinander handeln.
Diejenigen Unternehmen deren Kosten für die Emissionsreduktion geringer
sind als der Preis, der sich für die Umweltzertifikate auf dem Markt einstellt,
werden dazu angeregt, ihre Emissionen unter den Wert ihrer Anfangsallokation
abzusenken und ihre nicht benutzten Umweltzertifikate zu verkaufen.
5. Am Ende der Periode muss jedes Unternehmen die Anzahl an Umwelt-
zertifikaten zurückgeben, die der Menge seiner Emissionen entspricht. Die
Unternehmen können die Einhaltung der Reglementierung somit entweder
durch Reduktion ihrer Emissionen oder den Erwerb von Umweltzertifikaten
gewährleisten.
6. Eine der grundlegenden Voraussetzungen für die Wirksamkeit dieser Re-
gelung liegt in der Genauigkeit des Verfahrens für die Messung und Über-
prüfung der Emissionen sowie der Regulierung und der Sanktion: ein Unter-
nehmen, welches mehr Emissionen ausstößt als durch die Umweltzertifikate
erlaubt, die es besitzt, sollte hohe Geldbußen bezahlen müssen.

Natürlich hat die konkrete Gestaltung eines Umweltzertifikatmarkts Auswirkun-
gen auf das effektive Funktionieren und den Wettbewerb auf diesem Markt
sowie auf die Transaktionskosten.

Die Bedingungen für die ökonomische Effizienz der
übertragbaren Umweltzertifikate

Im Allgemeinen ist festzuhalten, dass die Wirksamkeit eines Programms mit
Umweltzertifikaten, unabhängig von der Anfangsallokation, nur unter bestimm-
ten Bedingungen gewährleistet ist (Baumol et Oates, 1988):

Kasten 2
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● unter der Bedingung, dass die Reduktionsfunktion konvex für alle Intervalle
relevanter Werte ist, ist die Angleichung der Reduktions-Grenzkosten aller
Quellen eine notwendige und ausreichende Bedingung der Minimierung
der Gesamtkosten der aggregierten Emissionsreduktionen für ein gegebe-
nes Reduktionsziel;

● ein System handelbarer Umweltzertifikate realisiert die Angleichung der
Reduktions-Grenzkosten aller Quellen, wenn es eine optimale Allokation
der Umweltzertifikate untereinander ermöglicht; die Gleichgewichtsallokation
der Umweltzertifikate (und somit die Verteilung der Reduktionsbemühungen)
ist unabhängig von der Anfangsallokation immer gleich;

● bei Fehlen von Transaktionskosten ist die vollkommene Information zu den
Reduktionskosten im Gegensatz zur Bestimmung des richtigen Steuernive-
aus zum Erreichen des quantitativen Reduktionsziels unnötig

Aus diesem Grund lassen die Märkte für Umweltzertifikate eine Trennung von
Effizienz- und Gerechtigkeitsfragen einfacher zu als jene mit Steuern.

Zwei weitere Kriterien kommen für die Wahl zwischen Steuer und Umweltzerti-
fikat in Frage, da sie einen direkten Einfluss auf die Gesamtkosten der Emis-
sionsreduktion haben: es handelt sich um etwaige Transaktionskosten des
Handels mit den Umweltzertifikaten, und ob der Umweltzertifikatmarkt als Wett-
bewerbsmarkt funktioniert oder nicht.

In Anwesenheit von Transaktionskosten ändert sich das Problem der Trenn-
barkeit von Effizienz und Gerechtigkeit in der Tat grundlegend. Stavins (1995)
hat drei Typen von Transaktionskosten identifiziert:

● Kosten in Verbindung mit der Informationsbeschaffung über die den Akteu-
ren gegeben Möglichkeiten und für die Suche von Handelspartnern

● diejenigen Kosten, die mit der Verhandlung und der Entscheidungsfindung
in Zusammenhang stehen (Konsultation von Vermittlern, Dauer der Verhand-
lung, rechtliche Aspekte, Versicherungen);

● diejenigen Kosten, die mit der Überwachung und Einhaltung der Regeln in
Zusammenhang stehen, die prinzipiell von der Staatsgewalt geduldet wer-
den.

Stavins hat die Auswirkungen der Transaktionskosten modelliert, was somit
die Auswirkungen der ursprünglichen Allokation der Umweltzertifikate auf das
Endgleichgewicht und auf die Gesamtkosten der Emissionsreduktionen zeigt.
Die öffentlichen Stellen müssen sich somit darum bemühen, die Transaktions-
kosten insbesondere dadurch zu minimieren, dass sie kleinliche Vorschriften
als Voraussetzung für die administrative Billigung jedes einzelnen Handels
vermeiden, die Hindernisse für einen reibungslosen Ablauf letzterer darstellen
(siehe Beispiele von Hahn und Hester, 1989; siehe auch Foster und Hahn,
1995). Sie müssen ebenfalls die Kosten für die Informationssuche und die Un-
sicherheit für die Marktteilnehmer reduzieren, entweder indem sie die Rolle
des aktiven Vermittlers zwischen Verkäufern und Käufern übernehmen oder
indem sie die Tätigkeit privater Vermittler fördern.
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Es ist daher wichtig, ein einfaches System mit administrativen Kosten zu ent-
werfen, die so klein wie möglich gehalten werden.

Außerdem können einige Unternehmen die Fähigkeit besitzen, eine Markt-
macht insbesondere dadurch zu entfalten, dass sie den Zutritt anderer Unter-
nehmen auf den Umweltzertifikatmarkt verhindern. Diese Fragen der Markt-
konzentration und strategischer Verhaltensweisen ergeben, dass man weni-
ger Vertrauen in die Systeme begrenzter Märkte haben kann (Stavins, 1995).

Allerdings findet man widersprüchliche Schlussfolgerungen in Bezug auf die-
se Gegenüberstellung der Vor-und Nachteile von Märkten mit begrenzter An-
zahl an Akteuren und Märkten mit großer Anzahl an Akteuren. Die „kleinen“
Märkte können einfacher Gegenstand von strategischen Verhaltensweisen sein,
aber lassen ungezwungenere Transaktionen zwischen den sich gut kennen-
den Akteuren zu, z. B. der Markt für Blei im Benzin in den USA (siehe unten).
Andererseits unterliegen die „großen“ Märkte weniger diesen strategischen
Verhaltensweisen und machen die Transaktionen ebenfalls leichter, da die
Wahrscheinlichkeit, einen Handelspartner zu finden, grösser ist.

2 Lehrreiche Erfahrungen

Die ältesten Erfahrungen mit Quotenmärkten betreffen die Entnahmen natürli-
cher Ressourcen, die Wasserverschmutzung und schließlich die Luftverun-
reinigung.

Die Entnahmen natürlicher Ressourcen13

Die lokalen Erfahrungen des Handels mit Umweltzertifikaten zu den Entnah-
men von Wasserressourcen sind in verschiedenen Ländern sehr zahlreich: es
handelt sich hauptsächlich um die Verteilung von Wasser für die Bewässe-
rung oder als Mittler zwischen landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen
Verwendungen der Wasserressourcen.

Im Bereich der Fischerei ist in einigen Ländern die Ausübung des Handels mit
Umweltzertifikaten oder Quoten seit langem etabliert; für das Angeln im Fluss,
aber auch zu bestimmten Zeiten für die Hochseefischerei, zum Beispiel der
Walfang: Ein Abkommen von 1932 zwischen den britischen und norwegischen
Walfangunternehmen legte die Fangquoten mit einer gleichzeitigen Beschrän-
kung der Fangsaison in der Antarktis fest.

13• Dieser Teil stützt sich auf (CNT, 2001), aktualisiert und durch neue Informationen ergänzt.

Note
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Von Beginn an wurden diese Quoten als übertragbar betrachtet, ohne dass
der Verkaufspreis anfänglich festgelegt wurde. Vor allem seit den 70er Jahren
haben einige Länder (Australien, Kanada, Island, Niederlande, Neuseeland,
USA) von diesem Instrument für verschiedene Arten wie Thunfisch, Hummer,
Hering oder Seezunge Gebrauch gemacht.

Das Prinzip der Fangquoten für Fisch findet weitgehend Anwendung im Rah-
men der Gemeinsamen Fischereipolitik der Europäischen Union. Die Gesamt-
anzahl der durch die Kommission zugelassenen Fangmengen wird auf die
Mitgliedsstaaten aufgeteilt, die diese Quoten dann den Fischerbooten zuwei-
sen, die in ihrem Zuständigkeitsbereich registriert sind.

Die Übertragung von Quoten zwischen den Mitgliedsstaaten ist gestattet, auch
wenn die Flexibilität in diesem Bereich einigen Einschränkungen unterliegt.

Für das Bodenmanagement und die Konstruktionstätigkeiten wurden in den
USA seit dem Beginn des Jahrhunderts, Erfahrungen mit übertragbaren Be-
bauungsrechten gemacht. Die wichtigsten Anwendungen aus Sicht des Um-
weltschutzes wurden Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre in Frankreich
und Neuseeland eingeleitet. In Frankreich sieht das Städtebaugesetzbuch in
den wegen der Qualität ihrer Landschaften zu schützenden Gebieten vor, dass
der örtliche Städtebauplan Möglichkeiten der Übertragung von Konstruk-
tionsrechten zwischen Grundstücken einer selben mit festgelegtem Boden-
nutzungskoeffizient zugewiesenen Zone bestimmen kann, um eine Gruppie-
rung der Bauwerke zu fördern (Artikel L123-1, L123-4 und L332-1 des Städte-
baugesetzbuchs).

Umweltzertifikate für die Wasserverschmutzung

Die Umweltzertifikate bezüglich der Wasserverschmutzung sind in den USA
Gegenstand dutzender laufender Programme lokalen Charakters. Die erste
Erfahrung wurde im März 1981 in Wisconsin bei einem Abschnitt von etwa 60
Kilometern des Unterlaufs des Fox Rivers gemacht, der Abwasser von etwa
zehn Zellstofffabriken und vier Gemeinden aufnahm. In diesem Programm
des Handels mit Umweltzertifikaten fand ein einziger Handel statt, da die Ein-
schränkungen zu groß waren: die Käufer mussten nämlich ihren Bedarf nach-
weisen, die Umweltzertifikate waren entsprechend den Rechtsbedingungen
des Verkäufers begrenzt (maximal 5 Jahre) und der Handel musste von der
Verwaltung gebilligt werden.

Eine weitere Erfahrung betrifft die Umweltzertifikate der Wasserverschmutzung
des Dillon-Reservoirs, einem Gebirgssee des Colorados (Hahn und Hester,
1989). Dieses Programm für den Handel mit Umweltzertifikaten wurde 1984
gestartet und betrifft den Ausstoß von Phosphor. Die Allokation der Umwelt-
zertifikate erfolgt auf jährlicher Basis. Um seine Ausstöße zu erhöhen, muss
eine Punktquelle (z. B. eine Wasserwiederaufbereitungsanlage, eine Ski-
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Station u. a.) Umweltzertifikate von Quellen erwerben, die als „Nicht-Punkt-
quellen“ definiert sind (z. B. Klärgruben, städtische Randgebiete u. a.), die
Maßnahmen zur Verringerung ihrer Emissionen vornehmen. Das Programm
hatte nur wenige Handelsbeschränkungen auferlegt.

Diese Erfahrungen wurden von der US-Agentur für Umweltschutz (US-EPA)
im Jahr 2003 wiederbelebt und das Programm zur Verbesserung der Gewässer-
qualität durch den Handel mit Umweltzertifikaten ist nunmehr aktiv und von
einem spezialisierten Netzwerk (Environmental Trading Network) geleitet, wel-
ches ursprünglich für die Region der Großen Seen entwickelt wurde.

Umweltzertifikate für die Luftverunreinigung

Die Reform des Gesetzes über die Luftreinhaltung (Clean Air Act) in den Verei-
nigten Staaten im Jahr 1990 als Reaktion auf die bis dahin verzeichneten Miss-
erfolge in Bezug auf die Luftqualität markiert den Beginn der Einführung eines
echten Marktes für Umweltzertifikate von SO

2
, welches die Ursache des „sau-

ren Regens“ darstellt. Dieser Markt hat seinen Anfang 1995. Es handelt sich
um SO

2
-Emissionen durch die Kraftwerke zur Stromerzeugung, die auf dem

Gebiet der Vereinigten Staaten wirken, die zu diesem Zeitpunkt 70 % der SO
2
-

Emissionen für sich allein zu verbuchen hatten. Ziel war es, die Emissionen
des Stromsektors ab 2000 auf die Hälfte des Wertes abzusenken, der 1980
verzeichnet wurde, was etwas mehr als 9 Millionen Tonnen pro Jahr entspricht.

Mit dem Acid Rain-Programm wurde ein neuer Markt großer geographischer
Ausdehnung ins Leben gerufen.14 Die Regeln der Anfangsallokation (kosten-
los für bestehende Quellen) sind recht kompliziert, da sie eine Vielzahl von
speziellen Konstellationen berücksichtigen, die einen Anspruch auf zusätzli-
che Allokationen eröffnen. Die Umweltzertifikate sind Gegenstand einer jährli-
chen Allokation und können sofort genutzt werden, für eine spätere Verwen-
dung aufgehoben werden oder an jegliche Käufer veräußert werden. Die Art
der Regulierung dieses Marktes ist sowohl rigoros für die Allokationen, die
Emissionskontrolle, die Eintragung von Kontobewegungen und die Festset-
zung der Strafen, als auch flexibel in Bezug auf die Durchführung der Transak-
tionen selbst, die frei sind ohne das Eingreifen der Verwaltung. Im Jahr 2000
war es für die Manager der Stromkraftwerke trivial, Transaktionen auf dem
Markt für Umweltzertifikate durchzuführen.

14• Die nachfolgende Beschreibung stammt aus einem Artikel von O. Godard (2000) über die amerikanische
Erfahrung mit handelbaren Umweltzertifikaten, in Économie internationale.

Note
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Eine gewisse Zeit war notwendig, um allmählich die verschiedenen Parteien
(Unternehmen, Vereine, aber auch Verwaltungen) von den wirtschaftlichen
Vorteilen dieses Instruments und seiner Stärke aus Sicht des Umweltschutzes
zu überzeugen. Der Erfolg dieses Programms zeigt, wie stark der Einfluss der
Regulierungsbehörde sein muss, um diese Betreuung realisieren zu können.

Schließlich ist das Acid Rain-Programm ein gutes Beispiel für das Ausmaß der
Unterschiede zwischen den Kosten, die ex ante von den Experten in einem
strategischen Verhandlungskontext über eine neue Politik geschätzt wurden
und die Realität der Kosten, die sich ex post durchsetzt, wenn die entspre-
chenden Anreize umgesetzt wurden und zur Innovation bewegt wird. Obwohl
man diese Kosten nicht mit den erzielten Verkaufspreisen verwechseln kann,
erfolgte die Überschätzung hinsichtlich der tatsächlichen Kosten ex-post
mindestens um den Faktor zwei. Es gibt somit keinen Anhaltspunkt dafür, dass
diese Vorteile im Bereich der Vorsorge hinsichtlich des globalen Klima-Risikos
nicht wichtig sein können.

Die allgemeinen Kriterien des Erfolgs eines Systems
von Umweltzertifikaten

Die Erfahrungen bei der Umsetzung von Systemen mit handelbaren Umwelt-
zertifikaten haben es möglich gemacht, eine Reihe von allgemeinen Kriterien
für den Erfolg zu schlussfolgern (aus OECD 1997, 1998).

Es ist selbstverständlich, dass zunächst ein umfassendes Einvernehmen über
die Notwendigkeit vorhanden sein muss, etwas für die Effizienz des Systems
im Hinblick auf die Verbesserung der Umwelt zu tun und seiner geringeren
Kosten im Vergleich mit anderen Systemen oder Lösungen. Hinzu kommt die
Berücksichtigung der Gerechtigkeit (vor allem bei den Allokationsmethoden)
und allgemeiner der gesellschaftlichen Akzeptanz und Politik.

Das erste Hauptkriterium ist jenes der Einfachheit und Klarheit des Systems.
Das Ziel muss eindeutig bezeichnet sein (z. B. die Mengen an SO

2
) und die

Handelseinheit muss definiert, leicht messbar und überprüfbar sein. Die Re-
geln für die Allokation der Quoten und den Handel mit letzteren muss einfach
sein, so dass die Transaktionskosten begrenzt werden. Die institutionellen und
geographischen Grenzen des Marktes und die Teilnehmer müssen klar ge-
kennzeichnet sein.

Ein zweites, nicht weniger wichtiges Kriterium für die Effizienz des Systems ist
die Möglichkeit des Funktionierens eines Marktes. Es ist notwendig, dass eine
ausreichende Anzahl an für den Markt geeigneten Akteuren vorhanden ist,
und dass letztere den voraussichtlichen Preis für die Umweltzertifikate tatsäch-
lich bezahlen können. Darüber hinaus ist es unerlässlich, dass die voraus-
sichtlichen Grenzkosten der Beseitigung der Umweltverschmutzung ausrei-
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chend verschieden sind, damit Gewinne mit Hilfe des Handels erzielt werden
können.

Schließlich hängt die Effizienz des Systems auch von der Glaubwürdigkeit der
Emissionsüberwachung, den Kontrollen und der Härte der Sanktionen ab. Um
den ökonomischen Akteuren zu erlauben, ihr Verhalten langfristig zu optimie-
ren, ist darüber hinaus die Gewissheit über die Gültigkeit der Umweltzertifikate
in der Zukunft erforderlich.

3 Die zögerlichen Anfänge des Kyoto-
Protokolls und das ETS

Es ist bekannt, dass die meisten Industrieländer im Kyoto-Protokoll, das im
Jahr 1997 erstellt wurde, quantifizierbare und rechtlich verbindliche Ziele zur
Verringerung der Emissionen der sechs wichtigsten Treibhausgase akzeptiert
haben.15 Die Europäische Union hat sich zu einer 8 %igen Reduktion seiner
Emissionen für den Zeitraum 2008–2012 (erste Verpflichtungsperiode)16 im
Vergleich zu 1990 verpflichtet und verteilt den Aufwand innerhalb der Mitglieds-
staaten im Rahmen einer „europäischen Seifenblase“: Frankreich muss für
den Zeitraum 2008–2012 auf das Niveau seiner Emissionen von 1990 zurück-
gehen.

Das Kyoto-Protokoll ist im Februar 2005 aufgrund der Ratifizierung von
mindestens 55 Ländern in Kraft getreten, was 55 % der Emissionen der Indus-
trieländer darstellt.17 Diese Ratifizierung hat den Weg frei gemacht für die Um-
setzung von drei vom Protokoll vorgeschlagenen flexiblen Systemen, die ne-
ben den zwischen den Ländern handelbaren Umweltzertifikaten (den „Emis-
sionsrechten“), die zwei Systeme des Projektes enthält: diese ermöglichen es
einem Akteur (Land oder Unternehmen) zertifizierte Emissionskredite im Ge-
genzug für die Finanzierung eines Projekts zur Verringerung von Emissionen
zu erwerben, entweder in einem Land, welches sich für die Reduzierung en-
gagiert hat („Gemeinsame Projektdurchführung“, JI) oder einem Entwicklungs-
land („Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung“ CDM)18.

15• Diese sechs Treibhausgase sind: Kohlendioxid (CO
2
), Methan (CH

4
), Distickstoffoxid (N

2
O), Fluor-

kohlenwasserstoffe (FKW), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (PFC) und Schwefelhexafluorid (SF
6
)

16•
 Das Ziel des Protokolls ist eine Reduktion von 5,2 % für alle Industrieländer, während das Übereinkommen

von Rio 1992 einen Wunsch äußerte von –50 % ...
17• Mit Ausnahme der Vereinigten Staaten und Australien, während sich schnell entwickelnde Länder wie China,
Indien oder Brasilien, nicht zu denjenigen Ländern gehören, die ursprünglich im Protokoll engagiert waren.
18• Es kann sich zum Beispiel um die Finanzierung des Ersatzes einer Busflotte in einer Stadt in einem Entwick-
lungsland durch ein Industrieland handeln. Die Abwägung erfolgt natürlich in Abhängigkeit von der Rentabilität
des Vorhabens unter Berücksichtigung des Preises der Tonne CO

2
 auf dem Weltmarkt.

Note
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Da die Europäische Union beispielgebend für die anderen Länder sein will,
insbesondere die Industrieländer, hat sie die Vorreiterolle dadurch übernom-
men, dass sie ein EU-Emissionshandelssystem (European Trading Scheme,
ETS) zwischen den europäischen Unternehmen eingeführt hat. Dieses Sys-
tem, das seit dem 1. Januar 2005 operationell ist, betrifft zurzeit nur die Groß-
feuerungsanlagen mit einer Wärmeleistung von mehr als 20 MW. Deshalb
betrifft sie vor allem, aber nicht ausschließlich, die Industrieunternehmen der
Energieerzeugung oder diejenigen mit intensivem Energie-Konsum (d. h. vor
allem die Herstellung von Eisenmetallen, Zement, Glas, Keramik und Papier).
Zurzeit ist einzig das CO

2
 betroffen. In Anwendung der Richtlinie und einer

subsidiaritätsähnlichen Logik übernehmen die Mitglieds staaten die Zuteilung
der Quoten an die betroffenen Unternehmen:19 jeder Staat muss der Europä-
ischen Kommission seinen Nationalen Plan der Allokation der Quoten (PNAQ)
vorlegen20.

Für Frankreich betrifft dieser Plan für den ersten Zeitraum (2005–2007) etwas
mehr als 1100 Anlagen mit einer Allokation von rund 150 Mio. t CO2-Äquiva-
lenten pro Jahr, d. h. weniger als 30 % der nationalen Allokation21. Nach mehr-
maligem Hin und Her mit der Kommission hat ein ministerieller Erlass vom 25.
Februar 2005 die endgültige Liste der Betreiber und die einzelbetrieblichen
Quoten festgelegt, die ihnen jährlich (und kostenlos) für den Zeitraum 2005–
2007 zugewiesen wurden.

Eine Auswertung der Umsetzung dieser Richtlinie in Frankreich (Godard, 2004),
die zeigt, dass die Zuteilung der Quoten besonders nachlässig gehandhabt
wurde, verdeutlicht ein klassisches Phänomen der Beeinflussung behördli-
cher Entscheidungen durch die Großindustrie mit der Zielsetzung, die Wett-
bewerbsposition der Unternehmen nicht zu verschlechtern: letztere sind näm-
lich durch großzügige kostenlose Allokationen subventioniert worden (ein-
schließlich derjenigen, die für die Erweiterung der Aktivitäten und neue Markt-
teilnehmer vorgesehen sind), so dass die Auflagen für die Unternehmen prak-
tisch Null sind. Dadurch ist der mikroökonomische Anreiz zum Handel, der
die Effizienz des Systems ausmacht, nicht vorhanden.

Trotz dieser Nachlässigkeit, die auch von den anderen Mitgliedsstaaten prak-
tiziert wurde, waren die Beobachter von der Anspannung der Quotenpreise
während der ersten Monate der Maßnahme überrascht: Der Spottpreis für die
Tonne CO

2
 ist von 8,5 € bis auf ca. 30 € im Juli 2005 gestiegen und schwank-

te dann zwischen 20 und 25 €. Die Käufe erfolgten vor allem von den Stromer-

19• Eine ungewollte Anwendung des Subsidiaritätsprinzips, da die Effizienz des Systems mit einer auf Ebene der
Europäischen Union beschlossenen Allokation grösser gewesen wäre.
20• Die Richtlinie hat allerdings ein gemeinsames Strafniveau im Falle der Überschreitung der Quoten durch ein
Unternehmen festgelegt und diese Strafsteuer von 40 € je Tonne CO

2
 befreit nicht von der Schuld.

21• Die Allokation für Frankreich im Rahmen des Kyoto-Protokolls beträgt 560 Mio. t CO
2
-Äquivalente.

Note
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zeugern: einerseits aufgrund konjunktureller Elemente – Strenge des Winters
2005, Anstieg der Kohlenutzung, größere Anzahl an CO

2
-Emittenten, als Re-

aktion auf die Preiserhöhung von Öl und Gas – andererseits aufgrund eines
Vorsorgeverhaltens in Bezug auf die Unsicherheit hinsichtlich des künftigen
Wirtschaftswachstums und der künftigen Situation der Auflagen bezüglich des
Kohlenstoffs (Alberola, 2006). Für das Jahr 2005 werden die Transaktionen
auf 12 % der 2,2 Milliarden auf europäischer Ebene bewilligten Quoten ge-
schätzt.

Anfang Mai 2006 brach der Quotenpreis auf dem Spotmarkt aufgrund der
ersten Meldungen der Mitgliedstaaten in Bezug auf ihre tatsächlichen Emissi-
onen für das Jahr 2005 bis auf 8,5 € zusammen, um dann wieder auf ca. 15 €
(im Sommer 2006) anzusteigen. Der Markt hat seine Rolle als Preisanreiz sehr
gut gespielt angesichts der Quotenmenge in einem Unsicherheitskontext be-
züglich des Werts, den diese Quoten der ersten Phase in der zweiten Phase
2008–2012 haben werden.

Die Gespräche für diese zweite Phase sind im Gange. Die Mitgliedstaaten
haben der Kommission ihren „PNAQ II“ mitgeteilt. Unter Berücksichtigung der
angenommenen Gewohnheiten ist es nicht sicher, dass die für die erste Pha-
se festgestellten Fehler behoben werden können. Im Herbst 2006 ist es der
Kommission jedoch gelungen, in mehreren Staaten eine Verschärfung der
ersten Versionen ihrer Emissionspläne durchzusetzen.
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Wie wir gerade gesehen haben besitzen die Märkte für Umweltzertifikate inte-
ressante Eigenschaften, die von den wenigen Erfahrungen bestätigt werden,
welche wir kurz dargestellt hatten. Sind sie aber auf den Verkehrssektor über-
tragbar?

Wir antworten auf diese Frage zunächst durch eine Analyse der Relevanz sei-
ner Mechanismen im speziellen Fall des Transportwesens und durch eine aus-
führliche Darstellung ihrer Anwendungsmöglichkeiten entsprechend der zu
verzeichnenden Belastungen und denkbaren Zielgruppen.

Danach stellen wir die Lehren dar und ziehen Schlussfolgerungen aus einigen
gemachten oder noch laufenden Erfahrungen von Systemen mit Umwelt-
zertifikaten im Transportwesen.

1 Relevanz im Transportwesen

Neben den bereits im Verkehrssektor verwendeten ökonomischen Instrumen-
ten sind die Systeme der Umweltzertifikate von besonderem Interesse aufgrund
mehrerer Aspekte22, die insbesondere für die Regulierung des Verkehrssektors
relevant sind. Wir führen hier die vier wichtigsten an:

● Wie wir es weiter oben gezeigt haben, gibt es in der Tat eine erhebliche
Unsicherheit bezüglich der Reaktion der Akteure auf den Preis. Zum Bei-
spiel ist die kurz-bis mittelfristige Nachfrage nach Kraftstoff im Fall der CO

2
-

Emissionen schwach elastisch auf den Preis: das Erreichen eines quantitati-
ven Zielwerts würde besser durch ein System von Umweltzertifikaten si-
chergestellt werden als durch die Besteuerung.

● Angesichts der hohen Besteuerung von Kraftstoffen in Europa würden die
Umweltzertifikate mit kostenloser Allokation von den Akteuren als ein Mittel
angesehen werden, sich einer zusätzlichen Steuer zu entziehen, was einen
Faktor für die Akzeptanz des neuen Instruments darstellen kann.

Kapitel 2

Relevanz und Erfahrungen im
Transportwesen
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22• Siehe OECD (2001)

Note
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● Wie wir gesehen haben, sind die Quoten die einzigen, die eine ausdrückli-
che Regelung der Verteilungsaspekte unabhängig vom Problem der öko-
nomisch effizienten Allokation der Bemühungen zur Verringerung der Um-
weltbelastungen ermöglichen: Angesichts der grundlegenden Rolle, die das
Transportwesen im Recht auf Mobilität spielt, erfordert die Regelung der
Verteilungseinflüsse besondere Aufmerksamkeit.

● Bezüglich der Flexibilität bei der Durchführung der Regulierungspolitik er-
lauben die Systeme der Umweltzertifikate (wie die Mautgebühren), auf die
lokalen und regionalen Probleme abzuzielen, die sich aus der Tätigkeit des
Transportwesens ergeben.

Neben diesen allgemeinen Aspekten und mit der Prüfung der Besonderheiten
des Verkehrssektors sprechen weitere Argumente für die Verwendung von
Umweltzertifikaten in diesem Bereich. Zwei wesentliche Kriterien erlauben in
der Tat, die Relevanz der Systeme der Umweltzertifikate zu beurteilen23: dies
ist einerseits die Möglichkeit, eine Auflage oder ein Recht festzulegen, wel-
ches quantitativ für einen bestimmten Raum und eine bestimmte Periode de-
finiert wird, andererseits den Akteuren die Möglichkeit einzuräumen, einen Teil
oder die Gesamtheit dieser quantitativen Verpflichtungen zu übertragen. Die
Relevanz der Anwendung der Umweltzertifikate wird daher in jedem der po-
tentiellen Bereiche der Maßnahme im Hinblick auf diese Kriterien analysiert.

In zahlreichen Fällen ist es möglich, genaue quantitative Zielwerte festzule-
gen, die messbar sind:dies ist der Fall für die Treibhausgase, die durch den
Verkehr ausgestoßen werden. Da der Gesamt-Output die Summe der Einzel-
Outputs der Akteure darstellt, ist es möglich, Zielwerte für jeden Akteur festzu-
legen. Da der Emissionsstandort der Treibhausgase auf globaler Ebene un-
bedeutend ist, sind die Emissionen auf dieser Ebene gleichwertig und die
Quoten können in einem geografisch regionalen, kontinentalen oder sogar
weltweiten Umfang gehandelt werden.

Quantitative Ziele können ebenfalls für die Emissionen von lokalen oder regi-
onalen Luftschadstoffen definiert werden, für die die Umweltzertifikate in ei-
nem geographischen Gebiet entsprechender Ausdehnung gehandelt werden
können. In all diesen Fällen ergibt sich der Gesamt-Output aus der Summe
der Einzel-Outputs der Akteure und es ist ebenfalls gut möglich, räumlich-
zeitliche Gleichwertigkeiten der Aggregate dieser Belastungen aufzustellen24.
Dies gilt dagegen nicht für den Lärm, da er nicht linear mit den Einzel-Emissi-
onen ansteigt.

23• Siehe OECD (2001)
24•

 bei Beschränkung auf Primärgase. Wir betrachten nicht die chemischen Sekundärreaktionen, die sich daraus
ergeben können, wie z. B. die Bildung von Ozon in der Troposphäre. Außerdem können diese Gasmassen über
große Entfernungen transportiert werden.

Note
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Die Überlastung ist ein Phänomen, welches im Allgemeinen auf bestimmte
Verkehrsachsen und bestimmte Tageszeiten begrenzt ist. Es lassen sich im
Falle von Ballungsräumen oder städtischen Gebieten mit zeitlich und räum-
lich ausgedehnten Straßenüberlastungen jedoch Quotensysteme für das Ver-
kehrsaufkommen vorstellen (siehe unten).

Schließlich kann das Vorhandensein von Schwelleneffekten ebenfalls eine
quantitative Methode erforderlich machen. Dies gilt selbstverständlich für die
Emissionen von Treibhausgasen, aber auch die Emissionen von lokalen Luft-
schadstoffen, für die Konzentrationsschwellenwerte für die menschliche Ge-
sundheit nicht überschritten werden dürfen.

Im Rahmen der Argumente, die gegen die Verwendung von Systemen mit
Umweltzertifikaten im Verkehrssektor sprechen, findet man in erster Linie die
Frage der Verwaltungskosten solcher Systeme, die definitionsgemäß auf eine
Vielzahl von mobilen Quellen abzielen. Unter diesem Gesichtspunkt scheint
die Erweiterung der bestehenden Besteuerung von Kraftstoffen selbstverständ-
lich die billigste Lösung zu sein, wenn die Zielgruppe mit einer akzeptablen
Schätzung des Kraftstoffverbrauchs (z. B. im Falle der Treibhausgase) in Ver-
bindung gebracht werden kann. In anderen Fällen wie der Straßenüberlastung,
scheint der Einsatz der Technologie der elektronischen Identifizierung von sich
in Betrieb befindlichen Fahrzeugen für die Mautgebühren (stark im Voran-
schreiten) die wertvollste Lösung zu sein. Diese Technologie kann übrigens
eine Grundlage für die Reduktion der Verwaltungskosten für bestimmte Syste-
me mit Umweltzertifikaten darstellen (siehe nachfolgend die Fallstudie über
die Ökopunkte in Österreich). Die Lösung dieser Frage der Verwaltungskosten
ist zentral für jegliche Umsetzungen von Systemen übertragbarer Umwelt-
zertifikate im Verkehrs sektor. In den nachfolgenden Fallstudien werden wir
sehen, wie diese Frage angegangen werden kann.

Darüber hinaus hätte die Einführung von Systemen mit Umweltzertifikaten im
Verkehrs sektor eine ausdrückliche Rationierung der Aktivität durch seine Out-
puts, d. h. die Verkehrsbewegungen, zur Folge. Auf diese Weise besteht das
Risiko, die Bewegungsfreiheit in Frage zu stellen, welche ein durch die ver-
schiedenen Menschenrechtserklärungen (wie jene der Vereinten Nationen)
allgemein anerkanntes Grundrecht darstellt: dieses in Frage stellen ergebe
sich in der Tat aus der unverzichtbaren Rolle, die das Auto in vielen Fällen als
Ausdruck dieser Bewegungsfreiheit spielt.

Auf den ersten Blick ist nicht klar, welches Instrument (Steuer oder Umweltzer-
tifikat) sozial weniger akzeptierbar zu sein scheint. Die Besteuerung von Kraft-
stoffen würde eher eine stillschweigende Rolle spielen, da sie in den Endpreis
des Verbrauchers integriert ist, aber auf einem höheren Niveau als heute, um
dem Ziel der Emissionsverringerung von Treibhausgasen gerecht zu werden.

Die übertragbaren Umweltzertifikate würden schließlich bezüglich dieser ein-
zigen Vorschrift die Idee von Handelstransaktionen dieses allgemeinen Rechts
auf Bewegungsfreiheit aufkommen lassen, welches wir zuvor erwähnt haben:
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dies kann in zahlreichen kulturellen Kontexten ein zusätzliches Hindernis für
die übertragbaren Umweltzertifikate verglichen mit dem Instrument der ein-
heitlichen Vorschrift darstellen.

Welche Bereiche können die genaue Anwendung
der Umweltzertifikat-Systeme im Verkehrssektor
darstellen?

Der globale Output des Transports ist das Ergebnis einer Kombination von
Faktoren im Rahmen der Bodennutzung (Standort der Aktivitäten und ihre
Auswirkungen auf die zurückgelegten Entfernungen), dem Angebot an Infra-
strukturen und Dienstleistungen (Preis und Qualität der Dienstleistungen der
verschiedenen Verkehrsträger), den technischen Merkmalen der Verkehrsmit-
tel (Energiequellen, Verbrauch je Einheit, Emissionen) und der Nutzungsinten-
sität dieser Verkehrsmittel (die Intensität der Mobilität ist abhängig von der
wirtschaftlichen und sozialen Tätigkeit). Diese Faktoren stellen ebenso viele
potenzielle Bereiche für Maßnahmen zur Regulierung der Belastungen durch
den Verkehrssektor dar.

Ein erster potenzieller Bereich betrifft die Bodennutzung und insbesondere
den Kampf gegen die urbane Zersiedelung und die Aufsplitterung jener Aktivi-
täten, die Quelle der Vergrößerungen der Entfernungen sind: Diese längeren
Strecken werden meist in privaten Kraftfahrzeugen zurückgelegt, da die Modal-
alternative mit öffentlichen Verkehrsmitteln in diesen gering besiedelten Räu-
men nicht vorhanden ist. Dieser Bereich wird derzeit hauptsächlich auf Basis
von Vorschriften reguliert, aber es gibt Vorschläge zur Einführung handelbarer
Bebauungsrechte für Bauträger auf Grundlage der Verkehrsströme, die durch
ihre Projekte erzeugt werden (Ottensman, 1998).

Ein zweiter Bereich betrifft die Kfz-Ausstattung der Privathaushalte. Ein Sys-
tem zur Rationierung der Ausstattung mit Kraftfahrzeugen wird seit 1990 in
Singapur genutzt (Koh und Lee, 1994), welches neben der Maut, die seit 1975
erhoben wird, das Geschäftszentrum und die wichtigsten Straßen dieses „Insel-
stadtstaats“ betreffen. Die Rationierung stützt sich auf die Versteigerung einer
begrenzten Anzahl an Genehmigungen beim Kauf eines neuen Fahrzeugs.
Die Anzahl an Lizenzen für die Einfuhr (da Singapur keine Kraftfahrzeuge her-
stellt) wird jedes Jahr von der Regierung auf Grundlage der Verkehrsbe-
dingungen und der Kapazität der Straßen festgelegt. Diese Zertifikate werden
jeden Monat versteigert. Chin und Smith (1997) haben gezeigt, dass dieses
System zur Kontrolle der Ausstattung mit Kraftfahrzeugen ein geeignetes In-
strument ist, da die Nachfrage relativ unelastisch ist und die Steigung der
Kurve der sozialen Kosten verglichen mit dem Niveau der Motorisierung steil
ist: daraus ergibt sich, dass im Vergleich zur Kontrolle durch Preise, die Kon-
trolle durch Mengen den Verlust des Allgemeinheitswohls verringert, welcher
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sich aus einer fehlerhaften Beurteilung des Optimums durch die Behörden
ergeben würde.

Ein dritter Bereich betrifft einerseits die Fahrzeugtechnik mittels der Regle-
mentierung der Emissionen lokaler Luftschadstoffe oder Treibhausgase pro
Einheit und andererseits die technischen Eigenschaften der Brennstoffe. Wie
wir nachfolgend sehen werden, findet man hier eine erfolgreiche Anwendung
für die Abschaffung von bleihaltigen Zusatzstoffen im Benzin in den USA und
die fortschrittlichsten Anwendungsvorschläge von Seiten der Kfz-Hersteller
(siehe unten).

Ein vierter Bereich ist der insgesamt von Fahrzeugen verbrauchte Kraftstoff,
wobei nicht nur der Verbrauch pro Einheit von Interesse ist, sondern auch die
Nutzungsintensität durch die Autofahrer. Wie wir es sehen werden, führen die
Grenzen, auf die man mit der Besteuerung der Kraftstoffe stößt, zu Machbar-
keitsstudien für Umweltzertifikat-Systeme, die auf den Kraftstoffverbrauch aus-
gerichtet sind.

Ein mit dem vorigen Bereich in Zusammenhang stehender fünfter Bereich zur
mittelfristigen Lösung der Regelung der Stauprobleme betrifft ebenfalls die
Kontrolle der Fahrzeugbenutzung, genauer gesagt die zurückgelegten Fahr-
zeugkilometer. Bezüglich der Stauprobleme bleibt die Art der Regulierung,
trotz der laufenden Debatten zu Straßennutzungsgebühren, die durch die Um-
setzung der Maut in der Londoner City seit 2003 und dem erfolgreichen Ver-
such in Stockholm im Jahr 2006 wiederbelebt wurden, in den meisten Fällen
diejenige der Warteschlange. Eine geeignete Anwendung der Umweltzertifikate
könnten daher Quoten für zurückgelegte Fahrzeugkilometer (oder Ortswechsel)
in einem gegebenen Ballungsraum sein, die den Autofahrern zugeteilt werden
und übertragbar sind (siehe unten).

Bei gemeinsamer Betrachtung der drei großen Belastungskategorien, die re-
duziert werden sollen, nämlich die Treibhausgas-Emissionen, die lokale und
regionale Luftverschmutzung und Staus, mit den zuvor genannten Zielen, er-
hält man Tabelle 1, die die Einschätzung der Relevanz von Märkten mit Um-
weltzertifikaten entsprechend den verschiedenen Zielgruppen ermöglicht.

      Tabelle 1

Relevanz der Umweltzertifikatmärkte entsprechend der Belastungen und Zielgruppen

Ziele Emissionen Physikalisch- Ausstattung Zurückgelegte Gesamtver- Boden-
pro Einheit chemische der Haushalte Fahrzeugkilo- brauch an nutzung
oder Fahr- Kraftstoffei- mit meter oder Kraftstoffen
zeugtech- genschaften Fahrzeugen Ortswechsel

Belastungen nologie

Emissionen an
Treibhausgasen

Regionale
Luftver- ** ** * * *** **
schmutzung

Staus * *** **

Von *=schwachem bis ***=hohem Relevanzniveau

** * * *** **
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Wenn das Ziel die Emissionsverringerung von Treibhausgasen ist, stellen die
Fahrzeugemissionen je Einheit nur einen Bestandteil der durch die Transport-
tätigkeit ausgestoßenen Gesamtemissionen dar. Ein anderer Bestandteil ist
die Nutzungsintensität der Fahrzeuge, d. h. die zurückgelegten Fahrzeugkilo-
meter: letztere könnten ebenfalls durch einen Markt mit Umweltzertifikaten
reguliert werden, was aber genauso wie die Rationierung des Kraftstoffver-
brauchs denselben Nachteil der Mobilitätsrationierung hätte, auch wenn die-
se weniger direkt mit den Emissionen in Zusammenhang stehen25. Deshalb
scheint das Ziel des Gesamtkraftstoffverbrauchs hier besser angepasst zu
sein: darüber hinaus räumt dies der Mobilität einen Platz ein, indem es unter
anderem möglich macht, dass sich die technischen Entscheidungen der Privat-
haushalte hin zu weniger emissionsausstoßenden Fahrzeugen oder anderen
Verkehrsträgern entwickeln.

Für das gleiche Ziel der Verringerung der Emissionen an Treibhausgasen stellt
die Regulierung der Bodennutzung eine intellektuell attraktive, aber umstritte-
ne Methode dar: es ist nicht erwiesen, dass es heute durch erneutes Kompri-
mieren ausgebreiteter Städte möglich wäre, die Tendenz zu Reisen mit immer
größeren Entfernungen umzukehren. Umgekehrt werden wir entgegenhalten,
dass die räumliche Konzentration der Aktivitäten mehr Möglichkeiten für an
die Masse angepasste Transportmittel bietet, die kostengünstiger für die All-
gemeinheit sind und weniger Emissionen ausstoßen. Schließlich ist die Aus-
stattung der Haushalte mit Kraftfahrzeugen ein weiteres mögliches Ziel zur
Regulierung der Intensität der Emissionen, aber der Zusammenhang mit dem
tatsächlichen Verbrauch ist zu schwach, um es zu einem effizienten und ak-
zeptierbaren Ziel zu machen.

Für die lokalen und regionalen Luftverschmutzungen ist die Relevanzdiagnose
der verschiedenen Zielgruppen mit jener der Treibhausgase vergleichbar. Das
Ziel der physikalisch-chemischen Eigenschaften der Kraftstoffe (z. B. das Blei
in den Vereinigten Staaten, siehe unten) stellt dagegen genauso wie das Ziel
der Emissionen pro Einheit ein alternatives Verfahren zur Reduzierung schäd-
licher Emissionen je zurückgelegtem Kilometer beim Austritt aus den Motoren
dar.

Hinsichtlich des Stauproblems ist der effizienteste Anreiz derjenige, der auf
die durch den Nutzer zurückgelegten Fahrzeugkilometer oder sogar auf Orts-
wechsel in speziellen Korridoren (z.B. Brücken oder Tunnel) ausgelegt ist. Die
Regulierung der Bodennutzung kann ebenfalls ein geeignetes Mittel darstel-
len, um die zurückgelegten Fahrzeugkilometer zu reduzieren, wohingegen die
Rationierung der Ausstattung mit Fahrzeugen nur einem indirekten Mittel zur
Regulierung der Nutzungsintensität der Fahrzeuge gleichkommt.

25• es sei denn, dass die Technologie der Verbrennung von fossilen Brennstoffen als feststehend zu betrachten ist.

Note
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Das Vorhandensein eines derzeitigen komplexen Systems der Regulierung
des Verkehrs sektors impliziert, dass die Konzeption der übertragbaren Um-
weltrechte ihre Eingliederung in dieses System berücksichtigt. Wir werden mit
den Fallstudien sehen, wie die Programme der Umweltzertifikate als Ergän-
zung der bestehenden Regelungen fungieren.

2 Einige Anwendungsbeispiele im
Verkehrssektor

Das Programm in den USA zum Verzicht auf Blei im Benzin ist eines der Er-
folgsbeispiele für die Anwendung handelbarer Umweltzertifikate. Es ist ein
Programm zum Handel mit Rechten für bleihaltige Zusatzstoffe zwischen Raf-
finerien, welches von 1982 bis 1988 wirksam war, um den Verzicht auf Blei im
Benzin zu beschleunigen, bis zu seinem vollständigen Verbot im Jahr 1996.

Das zweite Beispiel bezieht sich auf die „Ökopunkte“ für Lastkraftwagen des
Gütertransitverkehrs durch Österreich. Es stellt ein System nicht handelbarer
Umweltzertifikate dar, welches von 1992 bis 2006 wirksam war, um eine zu
starke Zunahme der Schadstoffemissionen von Lkw im Transitverkehr der
Alpenregion Österreichs zu verhindern. Trotz der Tatsache, dass die Umwelt-
zertifikate nicht übertragbar sind, weisen die mit dieser Anwendung gemach-
ten Erfahrungen auf mögliche Vor- und Nachteile der Umweltzertifikat-Syste-
me hin, die bei mobilen Quellen wie Lkw angewendet werden.

Das dritte Beispiel ist das kalifornische ZEV-Programm (Zero Emission Vehicle).
Es handelt sich um ein Programm, welches auf die Verringerung des durch
die Verwendung von Personenfahrzeugen entstehenden lokalen Luftver-
schmutzungsniveaus abzielt, indem der Anteil an Fahrzeugen mit sehr niedri-
gen Emissionen erhöht wird, die von den kalifornischen Automobilherstellern
verkauft werden.

Das Programm zum Bleiverzicht im Benzin in den
Vereinigten Staaten

Dieses von 1979 bis 1996 in Kraft gewesene Programm hatte den Verzicht der
Verwendung des giftigen Bestandteils zum Ziel, welches das Blei als Zusatz-
stoff im Benzin der USA darstellte. Das Programm für den Handel von Um-
weltzertifikaten zwischen Raffinerien von 1982 bis 1988 ermöglichte die Be-
schleunigung des Verzichts der Verwendung bleihaltiger Zusatzstoffe im
Fahrzeugkraftstoff bis zu ihrem vollständigen Verbot im Jahr 1996. Dieser Fall
wurde intensiv in der Literatur untersucht (Hahn et Hester, 1989; Kerr et Newell,
2001; Kerr et Maré, 1998; Nussbaum, 1992; für eine umfassendere Übersicht
siehe Raux, 2002).
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Blei gehört zu denjenigen Benzinzusatzstoffen, die zur Erhöhung der Oktan-
zahl des Kraftstoffs und zur Verringerung des Motorruckens verwendet wer-
den. Diese Eigenschaften wurden von Ingenieuren von General Motors im
Jahre 1921 entdeckt und seine Verwendung breitete sich rasch aus. Die gifti-
ge Wirkung von Blei in hohen Dosen für die menschliche Gesundheit wurde,
wenn nicht bereits seit der römischen Antike bekannt, zumindest vermutet.
Aber erst aufgrund der enormen Ausbreitung seiner Verwendung im Zusam-
menhang mit der Generalisierung des Automobils wurden die ersten wissen-
schaftlichen Beweise seiner Toxizität, selbst in geringen Dosen, in den Jahren
1960–1970 erbracht: die Verwendung von Blei stellte daher eine Gefahr für die
öffentliche Gesundheit dar (Lewis, 1985).

Die zweite Motivation zum Verzicht auf Blei im Benzin liegt in der Verwendung
von Katalysatoren, die mit dem Vorhandensein von Blei im Kraftstoff nicht
kompatibel sind. Die Katalysatoren wurden in den Vereinigten Staaten bei den
amerikanischen Herstellern ab 1975 eingeführt, um andere Emissionen zu
reduzieren, die durch die Verbrennung von Kraftstoff entstehen (aus Kohlen-
wasserstoff, Kohlenmonoxid und Stickoxiden bestehend). Diese Auflage er-
klärt daher auch die Abnahme des bleihaltigen Kraftstoffverbrauchs durch die
fortschreitende Erneuerung des Fahrzeugparks.

Die Verwendung von Blei als Zusatzstoff zum Fahrzeugkraftstoff wurde in den
meisten OECD-Ländern verbannt. Dagegen ist bleihaltiges Benzin in Afrika,
Mittel- und Südamerika, Asien und Osteuropa weiterhin weit verbreitet. In vie-
len Regionen gibt es keine Versorgung mit bleifreiem Benzin (Kays et al, 2000).
Der Hauptgrund dafür besteht darin, dass es bisher das kostengünstigste
Verfahren zur Erhöhung der Oktanzahl des Kraftstoffs war26.

a) Die Phasen des Programms

Es lassen sich drei zeitliche Etappen für die Einführung von Flexibilitäts-
maßnahmen in diesem Programm zur Bleiverringung unterscheiden: dies sind
schrittweise die Nivellierung (averaging), Handel der Zertifikate zwischen den
Raffinerien (trading) und Aufsparen der Zertifikate (banking).

Im Jahr 1973 hatte die EPA eine neue Vorschrift für die Senkung des durch-
schnittlichen Anteils von Blei in der Gesamtheit der Kraftstoffe (verbleit und
nicht verbleit) über einen Zeitraum von fünf Jahren geplant, die von jeder Raf-
finerie in jedem Quartal produziert werden: dieser mittlere Anteil sollte das
durchschnittliche Niveau von etwa 2 g pro Gallone auf einen Höchstwert von
0,6 g pro Gallone im Jahr 1978 senken. Erster Schritt in der Umsetzung einer
gewissen Flexibilität in der Anwendung der Norm, die sich nicht auf jede Gal-
lone bezog, aber auf den Durchschnitt (averaging) der Gesamtproduktion ei-
nes Quartals.

26• Die Alternativen bestehen in einem Ersatz des Bleis durch Ethanol oder Methanol, die teurer sind, oder die An-
lagen der Raffinerie so umzurüsten, dass auf andere Verfahren (katalytische Spaltung, Alkylierung, Isomerisierung)
zurückgegriffen werden kann, die die Erhöhung der Oktanzahl für Benzin ermöglichen.

Note
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Neue wissenschaftliche Erkenntnisse der Toxizität von Blei machten es der
EPA möglich, die Norm im Jahr 1982 mit einem Maximum von 1,1 g pro Gallo-
ne zu verschärfen, aber dieses Mal auf die Gesamtmenge des von der Raffi-
nerie produzierten bleihaltigen Benzins berechnet. Um diese Anpassung zu
erleichtern, wurde ein Programm eingeführt für den Handel (Trading) von Rech-
ten, die es erlaubten festgelegte Bleimengen zum Benzin hinzuzufügen.

Die jeder Raffinerie zugeteilten Rechte wurden in Abhängigkeit von der von
der Raffinerie produzierten Menge an bleihaltigem Benzin berechnet: z. B. er-
hielt eine Raffinerie, die in einem beliebigen Quartal im Jahr 1983 oder 1984
100 Millionen Gallonen bleihaltigen Benzins produziert hat und die Norm bei
1,1 g pro Gallone lag, Rechte für dieses Quartal für 110 Millionen Gramm.
Wenn die Raffinerie weniger Blei hinzufügte als durch die Norm zugelassen,
war sie berechtigt, ihre nicht benutzten Blei-Rechte zu verkaufen. Wenn die
Raffinerie dagegen mehr Blei hinzufügen wollte, als durch die Norm erlaubt,
musste sie zusätzliche Rechte erwerben.

Der Saldo jedes Raffineurs von erhaltenen (oder erworbenen) Rechten und
benötigten Rechten muss quartalsweise erfüllt werden und muss Null oder
positiv sein. Die Gültigkeitsperiode der Rechte war auf das Quartal beschränkt.

Die Menge an im Benzin erlaubtem Blei wurde in der Mitte des Jahres 1985
erneut auf 0,5 g pro Gallone abgesenkt. Die EPA kündigte an, dass das Pro-
gramm für den Handel zwischen den Raffinerien im Jahr 1986 enden wird und
dass die Norm in diesem Jahr auf 0,1 g pro Gallone gesenkt werden wird.
Gleichzeitig führte die EPA die Aufsparung der Rechte (Banking) ein, wobei
die aufgesparten Rechte bis zum Ende des Jahres 1987 benutzt werden konn-
ten. Im Vorgriff auf die Verschärfung der Norm, fügten die Raffineure in den
ersten beiden Quartalen des Jahres 1985 weniger Blei hinzu als durch die
Norm erlaubt, um Rechte aufzusparen, die sie dann im Jahr 1986 benutzten.

Nach Abschluss des Programms zur Übertragung der Rechte im Jahr 1988
galt die Norm von 0,1 g pro Gallone für jede einzelne Raffinerie. Blei als Benzin-
zusatzstoff von Straßenfahrzeugen wurde im Jahr 1996 endgültig verbannt.

b) Merkmale des Programms

Alle Raffinerien unterlagen der von der EPA erlassenen Norm über die zulässi-
ge Menge an Blei im Benzin. Dagegen war die Teilnahme am Programm für
den Handel mit den Rechten freiwillig.

Der Handel mit den Umweltzertifikaten erforderte keinerlei vorherige Zustim-
mung der EPA, musste aber Gegenstand einer einfachen quartalsweisen ex-
post-Erklärung jeder Raffinerie über seine Benzinproduktion und der Menge
an verwendetem Blei sein. Die am Handel und der Aufsparung teilnehmenden
Raffineure mussten in ihrer Erklärung außerdem die Beträge und die Identität
der Raffineure angeben, mit denen der Handel durchgeführt wurde.

Insgesamt waren die Transaktionskosten, wie sie von Kerr und Maré (1998)
bestimmt wurden, nicht unerheblich: Optimierungskosten, Kosten für die Preis-
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findung und der Suche von Handelspartnern, Unsicherheitskosten über die
Gültigkeit der Umweltzertifikate, die de facto vor ihrer Validierung durch die
EPA am Ende eines jeden Quartals gehandelt wurden, Verhandlungskosten
und Kosten für die Offenlegung von vertraulichen Informationen über die Pro-
duktion der Raffinerie. Das Vorhandensein dieser Kosten erklärt, warum die
kleinsten Raffinerien die Tendenz hatten, nicht am Handel teilzunehmen.

c) Bewertung

Die sich durch dieses Programm des Handels und der Aufsparungen für die
Raffinerien ergebenden Kosteneinsparungen werden auf mehrere hundert
Millionen US-Dollar geschätzt (Hahn und Hester, 1989). Schließlich wird das
Programm als erfolgreich angesehen, da es nicht zu einer Überschreitung
des insgesamt zulässigen Bleis geführt hat und bestimmten Raffineuren trotz-
dem erlaubt hat, sich anzupassen und weiter zu produzieren, was für sie ohne
diese Flexibilität nicht möglich gewesen wäre.

Alles in allem sind in diesem Programm vier Hauptmerkmale zu verzeichnen,
die gleichermaßen notwendig sind, um den Erfolg eines Programms über-
tragbarer Umweltlizenzen sicherzustellen:

● das Fehlen der Mehrdeutigkeit bezüglich des Handels oder des Aufsparens
aufgrund einer genauen Definition der zugelassenen Einheit (Gramm an
Blei),

● die Einfachheit der zu befolgenden Regeln und die große für den Handel
gelassene Freiheit,

● der Pragmatismus bei der Umsetzung des Programms mit seinen verschie-
denen Optionen

Ein weiterer positiver Faktor, der die Umsetzung des Programms erleichtert
hat, liegt darin, dass es einerseits technisch erschwingliche Lösungen gab,
um das Blei im Benzin zu ersetzen und andererseits der Verbrauch an blei-
haltigem Benzin angesichts der Entwicklung des Fuhrparks eine abnehmen-
de Tendenz hatte. Das Programm übertragbarer Rechte gab die Möglichkeit
zu einer Beschleunigung der Verringerung der Bleinutzung.

Das Ökopunkte-Programm in Österreich

Das Ökopunkte-Programm ist ein Programm – bis Ende 2006 in Kraft gewe-
sen – zur Begrenzung der Schadstoffemissionen und des Lärms des Transit-
güterverkehrs durch Österreich. Es ist ein System nicht übertragbarer Um-
weltzertifikate. Das Interesse der Analyse dieses Programms besteht darin zu
zeigen, wie ein für mobile Quellen eingesetztes Umweltzertifikatsystem um-
gesetzt werden könnte, um eine bestimmte Region zu schützen.

Österreich liegt im Kreuzungspunkt der Transitstraßen Mitteleuropas. Es ist
der Nord-Süd-Durchgangsort von Italien und Deutschland und ein Hauptdurch-
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gangsort der Länder Ost-und Westeuropas mit einem stark zunehmenden
Verkehr27.

Die charakteristische bergige Oberflächengestalt Österreichs hat zur Folge,
dass der Nord-Süd-Durchgang entlang der Alpentäler in sensiblen Ökosyste-
men erfolgt, insbesondere im Brennertal. Die Morphologie dieser Täler hat zur
Folge, dass die ausgestoßenen Gase nur schwierig entweichen können und,
dass der vom Straßenverkehr verursachte Lärm verstärkt wird. Die Konzentra-
tion an Stickoxiden ist dreimal so hoch wie in der Ebene bei gleichem Ver-
kehrsaufkommen. Das Brennertal konzentrierte mehr als 60 % dieses Verkehrs-
aufkommens im Jahr 1999.

Die Bedenken im Zusammenhang mit diesem wachsenden Druck auf die
Umwelt veranlassten Österreich 1992 dazu, ein Abkommen mit der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft abzuschließen, wonach eine Verringerung des
Lärms und der Luftverschmutzung erfolgen muss, die durch die Lastkraftwa-
gen des Gütertransitverkehrs durch Österreich verursacht werden. Im Jahr
1995, zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs zur Europäischen Union, wurde
diese Vereinbarung in Abweichung zu den Bestimmungen über den Binnen-
markt bestätigt, die jeglichen Hemmnissen für den Warenverkehr zwischen
den Mitgliedstaaten entgegenge stellt sind. Da das Ökopunkte-Programm für
alle Mitgliedstaaten galt, stellte es die Grundsätze der Nichtdiskriminierung
und der Harmonisierung des Wettbewerbs nicht grundsätzlich in Frage.

a) Beschreibung des Programms

Dieses zwischen der EWG und Österreich geschlossene Abkommen hat ein
System von Transitrechten geschaffen, welche „Ökopunkte“ genannt werden
und sowohl für beladene, als auch leere Güterlastkraftwagen des Transitver-
kehrs durch Österreich gelten, die ein zulässiges Gesamtgewicht von mehr
als 7,5 Tonnen haben. Die betroffenen Lastkraftwagen sind all diejenigen der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und bestimmten Drittländern, die ein
Abkommen mit der Europäischen Union geschlossen haben.

Das ausgewählte Ziel sind die NOx-Emissionen, die von den LKWs mit einem
zulässigen Gesamtgewicht von über 7,5 Tonnen ausgestoßen werden. Der
ursprünglich im Abkommen angegebene Zielwert sah vor, diese Emissionen
in den zwölf Jahren des Abkommens, d. h. bis zum Jahr 2003, um 60 % ge-
genüber dem Referenzjahr 1991 zu reduzieren. Diese Emissionen werden durch
eine Quote von Punkten repräsentiert, die Ökopunkte genannt werden und
von denjenigen Lkw benutzt werden müssen, die Österreich im Transitverkehr
durchqueren. Die Quote sank jedes Jahr linear entsprechend dem Ziel der
zuvor erwähnten Reduktion ab.

27• Die wichtigste Referenz, aus der die Gesamtheit der Informationen stammt, ist CEC (2000), sowie ebenfalls
einige Internet-Ressourcen.

Note
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Zielwert sind die Emissionen pro Einheit der Lastkraftwagen, die bei der Her-
stellung des Fahrzeugs angegeben werden. Ein Ökopunkt entspricht einer
Emission von 1 Gramm NOx je Kilowattstunde (kWh). Ein Fahrzeug, welches
beispielsweise standardmäßig 10 g NOx-Emissionen pro kWh ausstößt, muss
10 Ökopunkte benutzen, um Österreich zu durchqueren.

b) Anfangsallokation

Die Ökopunkte werden von der Europäischen Kommission zwischen den Mit-
gliedsstaaten nach einem Verteilungsschlüssel vergeben, der in Verordnun-
gen festgelegt wird, die in bestimmten Abständen von der Kommission über-
arbeitet werden. Die Mitgliedstaaten vollziehen dann um die Weiterverteilung
der für das Kalenderjahr gültigen Ökopunkte an ihre eigenen Transportunter-
nehmen.

Die Aufschlüsselung der Verteilung innerhalb der Staaten wurde nach den
Anteilen des Verkehrsaufkommens zwischen den verschiedenen Mitgliedstaa-
ten und Österreich im Jahr 1991 festgelegt. In der Praxis nutzen Italien und
Deutschland zwei Drittel der Ökopunkte, während das dritte Benutzerland mit
15% der Ökopunkte hinsichtlich seiner Transitfahrten Österreich selbst ist.

Diejenigen Staaten, die der Meinung sind, dass sie die Gesamtheit der ihnen
zugebilligten Ökopunkte nicht benutzen werden, müssen die nicht benutzten
Punkte bis zum 15. Oktober des Jahres der Gültigkeit dieser Punkte zurück-
geben. Die Kommission kann diese Punkte dann auf Vorschlag eines Aus-
schusses, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt, an an-
dere Staaten weitergeben. Die Übertragung der Ökopunkte stützt sich daher
nicht auf einen Markt und besteht nur in Form eines Verwaltungsverfahrens,
welches alle Teilnehmerstaaten im Rahmen der nicht benutzten Ökopunkte
einbezieht.

Die NOx-Emissionen stellten die bevorzugte Zielgruppe dar, um die Verwen-
dung immer sauberer LKWs anzuregen. Ein weiterer Zielwert bestand allerdings
auch in der Lärmreduzierung. Um zu verhindern, dass das Ziel für die Redu-
zierung der NOx-Emissionen zwar eingehalten wird, aber gleichzeitig eine
Zunahme des Transitverkehrs zugelassen wird, wurde eine spezielle Klausel
zur Mengenbeschränkung von Transitfahrten, die sogenannte „108-%-Klau-
sel“, von Anfang an eingeführt: wenn die Anzahl der Transitfahrten innerhalb
irgendeines Jahres die Anzahl des Referenzjahres 1991 um mehr als 8 % über-
steigt, wird die Anzahl der im Folgejahr vergebenen Ökopunkte zusätzlich zu
der bereits vorgesehenen linearen Verringerung um 20 % abgesenkt.

Genau das geschah im Jahr 1999 und war im Verlaufe des Jahres 2000 der
Auslöser eines Konflikts zwischen Österreich und den anderen Mitgliedstaa-
ten, der von der Europäischen Kommission geschlichtet wurde, die die An-
wendung der Klausel aussetzte. Denn nach dieser Klausel hätten viele Länder
wie etwa Deutschland, der Hauptnutzer der Ökopunkte, ihre Quote bereits im
Sommer 2000 erreicht: Die Transportunternehmen dieser Länder hätten nicht
mehr fortsetzen können, Österreich im Transitverkehr zu durchqueren. Diese
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Krise, die von Demonstrationen auf der österreichischen Brenner-Autobahn
gegen die Zunahme des Schwerlastverkehrs gekennzeichnet war, stellte den
Ausgangspunkt für eine Neubewertung des Programms und von Reformvor-
schlägen durch die Europäische Kommission dar.

Nach mehreren rechtlichen (vor dem Europäischen Gerichtshof) und politi-
schen Zwischenfällen wurde eine neue Übergangsregelung nach dem Mit-
entscheidungsverfahren von Europäischem Parlament und Ministerrat trotz
der Opposition der österreichischen Regierung und der österreichischen Mit-
glieder des Parlaments verabschiedet.

Diese Verordnung verlängerte das Quoten-System von 2004 bis 2006 bis zur
Verabschiedung der neuen Eurovignetten-Richtlinie28. Die Begrenzung der
Anzahl an Transitfahrten („108-%-Klausel“) wurde gestrichen, die „saubers-
ten“ Lastkraftwagen, die 5 Punkte oder weniger benutzen, unterliegen nicht
dem Quotensystem, während der Transit jener, die mehr als 8 Punkte benut-
zen, verboten ist29.

c) Überwachungs- und Überprüfungsmanagement

Mit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union und der Abschaffung der
Kontrollen an den Binnengrenzen der Europäischen Union wurde ein System
eingeführt, welches das elektronische Management der Ökopunkte bei auto-
matischer Erkennung der Lastkraftwagen mit Hilfe eines im Fahrzeug einge-
bauten Systems ermöglicht: Es handelt sich um Ecotag, dem Vorläufer der
heute in den Fahrzeugen verwendeten Systeme für die Erhebung von Straßen-
benutzungsgebühren für Lastkraftwagen in Deutschland und der Schweiz. Die
Einrichtung und der Betrieb des elektronischen Systems wurden einem priva-
ten Betreiber anvertraut.

In der Praxis werden mehr als 95 % der Ökopunkte auf elektronischem Wege
verwaltet. Die Papier-Ökopunkte müssen vom Fahrer in Automaten entwertet
werden, die an den wichtigsten Einreisepunkten des jeweiligen Landes zur
Verfügung stehen. Die Papier-Ökopunkte werden wahllos für Fahrzeuge kon-
trolliert, die im Inland verkehren.

Rund 4 % der durch Ecotag deklarierten Fahrten entsprechen einer unerlaub-
ten Benutzung, was einen Betrug darstellt, der sich auf rund eine halbe Million
Ökopunkte pro Jahr beläuft. Allerdings liegen keine Betrugsstatistiken über
diejenigen Fahrzeuge vor, die nicht mit Ecotag ausgestattet sind.

28• Nach erfolglosen Verhandlungen zu diesem Thema konnte ein Kompromiss zwischen dem Parlament und dem
Rat erzielt werden: eine neue Richtlinie, die die Eurovignetten-Richtlinie abändert, wurde am 17. Mai 2006 (Richt-
linie 2006/38/EG) erlassen.
29• Ausgenommen jener in Griechenland immatrikulierten und einigen Spezialfahrzeugen.
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d) Lehren

Auf der Seite der Gewinne konnte festgestellt werden, dass der technologi-
sche Ankurbelungseffekt sehr deutlich war. Der Anteil der Lkw (in Anzahl an
Fahrten), die 15 Ökopunkte oder weniger bezahlen, ist von 51 % im Jahr 1993
auf weniger als 2 % im Jahr 1999 gesunken. Im Gegensatz dazu stieg der
Anteil der Lkw, die 7 Ökopunkte oder weniger (EURO II) bezahlen, von 0,1 %
im Jahr 1993 auf mehr als 78 % im Jahr 199930. Daraus folgt, dass die durch-
schnittliche Anzahl der von den Lkw der Mitgliedstaaten benutzten Ökopunkte
schneller abgenommen hat, als der in der Vereinbarung festgelegte Zielwert.
Obwohl wir nicht wissen, welche Rolle die Öko-Punkte bei dieser technologi-
schen Entwicklung tatsächlich gespielt haben, ist es wahrscheinlich, dass die-
ses System einen zusätzlichen Effekt hatte und beschleunigend auf die Er-
gebnisse des allgemeinen Programms zur Entwicklung der Emissionsstan-
dards EURO (EURO I, II und III) wirkte.

Eine der wichtigsten an diesem Programm gemachten Kritiken ist, dass die
Ursachen der Luftverschmutzung nur unzureichend berücksichtigt werden,
da die Lastkraftwagen, die Fahrten mit Österreich als Bestimmungs- oder
Ausgangsland vornehmen bzw. im Landesinnern verkehren, vom System der
Ökopunkte nicht betroffen sind. Ein zweiter Kritikpunkt bezieht sich auf den zu
globalen Charakter der Maßnahme im Hinblick auf das Ziel der Erhaltung der
Alpentäler, da das System der Ökopunkte für das gesamte Hoheitsgebiet Ös-
terreichs gilt: Dies ermöglicht einen starken Anstieg des Transitverkehrs und
damit der Emissionen in den Alpentälern, wenn diese durch eine Verringerung
des Verkehrs in den Ebenen kompensiert werden.

Der Hauptvorteil des Vorhandenseins des Ökopunkte-Systems besteht darin
zu zeigen, dass der Einsatz eines Umweltzertifikate-Systems mit Quoten für
mobile Quellen für ein begrenztes Gebiet technisch und wirtschaftlich mög-
lich ist. Es ist ein Teil der Antwort auf die häufig vorgehaltenen Einwände zu
hoher Verwaltungskosten bei der Verwendung von Umweltzertifikat-Systemen
für mobile Quellen.

Eine umfassendere Einbeziehung von Schadstoffe emittierenden Fahrzeugen
in einem zu schützenden Gebiet würde eine Vervielfachung der elektronischen
Identifizierungsportale voraussetzen: ein in Abhängigkeit von der Geographie
der Straßen zu findender Kompromiss wäre zwischen den Errichtungskosten
und den erwarteten Nutzen. Daraus folgt, dass die Anwendung eines solchen
Systems nur in bestimmten geographischen Konstellationen relevant wäre (z. B.
in Tälern mit einer geringen Anzahl an Ein-und Ausgängen) oder bei der Durch-
querung von Tunneln oder Überquerung von Pässen.

Die Verschärfung der Emissionsrechte zur Kontrolle des Verkehrsanstiegs
bewirkt eine Kluft zwischen der physischen Bemessungsgrundlage der Quo-

30• Die Euro-3-Norm, die ab 2000 anzuwenden ist, entspricht einem Maximum von 5 Ökopunkten.

Note



49Verkehr · Forschung · Innovation

ten (den Schadstoffemissionen) und dem Ziel (der Verkehr), was eine mögli-
che Quelle der allokativen Ineffizienz darstellen kann. Alternativ könnte die
Zielgruppe der NOx-Emissionen durch die Fahrten ersetzt werden. Dies hätte
den Vorteil, die Einfachheit der Bemessungsgrundlage aufrechtzuerhalten, was
für das reibungslose Funktionieren des Systems unerlässlich ist. Dies ermög-
licht darüber hinaus die bessere Einbindung der Alternative der Schiene in
den Transitverkehr des Landes. Daher stammt der von der Schweiz gemachte
Vorschlag einer alpinen Transit-Börse (siehe unten).

Das „Zero Emission Vehicle“-Programm in Kalifornien

Das ZEV-Programm ist ein Programm zur beschleunigten Einführung von Elek-
trofahrzeugen, um die lokale Luftverschmutzung im Bundesstaat Kalifornien
zu verringern. Es beinhaltet ein Quotensystem, welches der Gruppe der Um-
weltzertifikate zugeordnet werden kann und auf dem Konzept der Nivellierung
(averaging) basiert. Die Quoten sind ebenfalls zwischen den Herstellern
(trading) und zeitlich (banking) übertragbar.

In den 70er Jahren waren mehr als hundert Smog-Warnungen in der Region
von Los Angeles normal. Erhebliche Anstrengungen wurden bezüglich der
Emissionsgrenzwerte für Pkws unternommen, die um 98 % verringert wurden.
Daraus folgt, dass die Smog-Warnungen stark zurückgegangen sind, bis zu
ihrem Verschwinden im Jahr 1999.

Dennoch war die kalifornische Agentur für Umweltschutz der Meinung, dass
weitere Anstrengungen erforderlich sind, da 95 % der Kalifornier in Gebieten
lebten, in denen die Luftqualität nicht den Bundesnormen der Vereinigten Staa-
ten entsprach. Autos und Lastwagen stellen die zweitgrößte Quelle der Luft-
verschmutzung dar (mehr als 50 % der Vorläuferschadstoffe des Smog). In
Kalifornien, der 8 größten Ökonomie der Welt, die den wichtigsten Automobil-
markt der USA darstellt, werden jedes Jahr ca. 1 Million Autos verkauft.

Da die zurückgelegten Fahrzeug-Kilometer in den nächsten Jahrzehnten dras-
tisch zunehmen dürften, scheint es, dass die im Bereich der Schadstoffemis-
sionen31 von Benzin-Fahrzeugen gemachten Fortschritte in eine Sackgasse
führen, da diese Fahrzeuge niemals ganz sauber werden. Die einzige Lösung
scheint die allgemeine Verbreitung von emissionsfreien Fahrzeugen zu sein,
die Zero Emission Vehicle (ZEV).

Das ZEV ist derart definiert, dass es keinerlei Abgas- und Verdunstungsemis-
sionen verursacht und keinerlei Emissionen, die sich aus der Produktion des
verwendeten Kraftstoffs ergeben (z. B. der Raffination oder der Benzinabgabe).
Darüber hinaus darf für das Bord-System zur Emissionskontrolle nicht die
Gefahr bestehen, im Laufe der Zeit Schaden zu nehmen. Die einzige Techno-

31• Das CO2 als wichtigstes Treibhausgas wurde in diesem Zusammenhang nicht als ein Schadstoff betrachtet.
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logie, die derzeit dieser Norm entspricht, ist in der Tat diejenige des Elektro-
fahrzeugs.

Das California Air Resources Board (CARB) ist die staatliche Behörde zur Kon-
trolle der Luftverschmutzung in Kalifornien, der Reglementierung der Emissio-
nen von Kraftfahrzeugen und anderer mobiler Quellen sowie der Umsetzung
dieser Maßnahmen.

a) Beschreibung des Programms

Den ersten Impuls zu einer deutlichen Senkung der Schadstoffemissionen
von Kraftfahrzeugen in Kalifornien gab es Anfang der 90er Jahre. Von Anfang
an hat sich dieses Programm auf die Grundsätze der Umweltzertifikate mittels
Nivellierung gestützt, aber gleichzeitig auch ein sehr planmäßiges Ziel der Ein-
führung von Elektrofahrzeugen festgelegt. Dieses Programm hat dann eine
Reihe von Reformen erlebt, die das verstärkte Bestreben hin zum Ziel des ZEV
gelockert haben, aber trotz des Drucks der Automobilhersteller letzteres auf-
rechterhalten haben32.

Das CARB hat 1990 das LEV-I-Programm (Low Emission Vehicle) erarbeitet.
Von Anfang an stellte das kalifornische LEV eine Ergänzung zum Bundespro-
gramm für die Verminderung der Abgasemissionen (CAFE, siehe. Kasten 3)
dar, aber bezüglich der Normen und im Rahmen der den Staaten gewährten
eigenen Kompetenzen auf strengere Art und Weise.

Das LEV-I-Programm wurde einerseits für die Anwendung verschärfter Emis-
sionsstandards entwickelt und andererseits, um den Herstellern eine größere
Flexibilität bei der Verwendung von Kraftstoffen, den Überwachungstechniken
der Umweltverschmutzung und der technischen Propulsion zu lassen. Es trat
1994 in Kraft.

Dieses Programm bezog sich auf das Konzept des ZEV (Zero Emission Vehicle)
und hat 4 LEV-Kategorien erstellt: die TLEVs (Transitional LEVs), die LEVs und
die ULEVs (Ultra LEVs). Jede Kategorie wird nach einem maximalen Emissions-
niveau für Kohlenwasserstoff-Komponenten (NMOG, Non Met hane Organic
Gas), Kohlenmonoxid und Stickoxiden bestimmt. Das NMOG gilt als Referenz-
wert für die Gesamtheit aller Luftschadstoffemissionen.

Anstatt zu verlangen, dass jedes verkaufte Fahrzeug einem einheitlichen
Emissionsstandard gerecht werden muss, dürfen die Hersteller ihre Fahrzeug-
flotte innerhalb der 4 Fahrzeugkategorien variieren und die Einhaltung der Norm
durch die Berechnung eines gewichteten Durchschnitts der Emissionswerte
ihrer gesamten Fahrzeugflotte gewährleisten33. Darüber hinaus können sie

32• Eine wichtige Informationsquelle ist die Website www.arb.ca.gov/msprog/zevprog/zevprog.htm. Die wichtigs-
ten Referenzen in diesem Teil sind CARB (2000a, 2000b, 2001) und Friedman et al (1998). Für einen ausführli-
chen Bericht siehe Raux (2002).
33• Dieser gewichtete Durchschnittswert wird für jeden Hersteller durch die Aufteilung der Fahrzeugflotte entspre-
chend der 4 Kategorien und durch Multiplikation der Anzahl der in jeder Kategorie verkauften Fahrzeuge mit der
maximal zulässigen Emission dieser Kategorie ermittelt.
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Quoten erwerben, wenn sie die verlangte Norm unterschreiten wollen, um sie
anschließend zu verkaufen oder aufzusparen bzw. Quoten erwerben, wenn
ihre Flotte der Norm nicht gerecht wird.

Das Programm CAFE in den Vereinigten Staaten

Das Programm CAFE (Corporate Average Fuel Economy)34 besteht darin,
die Hersteller von Pkw35 und leichten Nutzfahrzeugen36 zur Verbesserung
der Energieeffizienz ihrer Fahrzeugflotte anzuregen, indem sie ihren MPG-
Index (miles per gallon) anheben. Dieses Programm wurde Mitte der 70er
Jahre eingeführt. Es wird vom Verkehrsministerium (nationale Straßenver-
waltung, NHTSA) verwaltet, die Messung der MPGs erfolgt dagegen durch
die US-EPA. Die Berechnung des CAFE eines Herstellers erfolgt für die ge-
samte in den Vereinigten Staaten zum Verkauf angebotene Fahrzeugflotte als
harmonisches Mittel der MPGs seiner Fahrzeuge gewichtet mit den Verkäu-
fen. Das Programm umfasst daher sowohl die US-Hersteller, als auch die
europäischen oder asiatischen Hersteller. Die Norm wird jedes Jahr festge-
legt (AFES, Automotive Fuel Economy Standards), und muss für die inländi-
sche und importierte Fahrzeugflotte gelten: ein Bußgeld von 5,5 $ je ver-
kauftem Auto und Zehntel MPG-Defizit wird angesetzt. Diejenigen Herstel-
ler, die besser sind als die Norm, können die Bonusse aufsparen, um die
Defizite in den Folgejahren ohne Bußgeld auszugleichen. Sie können ebenfalls
CAFE-Quoten erwerben, wenn sie Fahrzeuge verkaufen, die mit alternativen
Kraftstoffen funktionieren, wie Fahrzeuge auf Erdgasbasis oder Elektrofahr-
zeuge.Bei diesem Programm handelt es sich daher um ein System nicht handel-
barer, aber aufsparbarer Umweltzertifikate. Es ist jedoch anzumerken, dass
ein solches System eine Erhöhung der Gesamtemissionen nicht verhindert,
wenn eine größere Anzahl an Fahrzeugen in den Verkehr gebracht worden ist
oder wenn sich die erzielten Kilometerstände erhöhen.Greene (1990) hat mit
Hilfe eines Bußgeldmodells gezeigt, dass die Wirkung der CAFE-Normen
auf das Verhalten der US-Hersteller hinsichtlich der Energieeffizienz ihrer
Fahrzeugflotte zwischen 1978 und 1989 von wesentlich größerer Bedeutung
war, als diejenige der Ölpreise.1985 haben Ford und General Motors die
Bundesverwaltung der Straßen gebeten, die AFES-Norm zu senken, da Ih-
nen die Zahlung von Bußgeldern in Höhe von Hunderten Millionen Dollar
drohte. Die Norm wurde in der Tat gelockert und wurde erst im Jahr 1990
wieder auf sein vorheriges Niveau angehoben. Weitere Versuche betreffen
die leichten Nutzfahrzeuge, deren Verkäufe in den 80er Jahren erheblich zu-
rückgegangen sind und das eingeführte Quotensystem in der Tat nicht funk-
tioniert hat (Wang, 1992).

34• Quelle: http://www.nhtsa.dot.gov/portal/site/nhtsa (im Oktober 2006 konsultiert).
35• für die Beförderung von 10 oder mehr Personen
36• zur Waren- oder Personenbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von weniger als 8500 Pfund, was
ca. 3,86 Tonnen entspricht.

Kasten 3
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Diejenigen Automobilhersteller erhalten Quoten, die mehr ZEVs zum Verkauf
zur Verfügung stellen, als für ein bestimmtes Jahr erforderlich ist. Die ZEV-
Quoten werden in Gramm NMOG pro Meile ausgedrückt. Sie werden berech-
net, indem die Anzahl der zum Verkauf zur Verfügung gestellten ZEVs von der
Anzahl der benötigten ZEVs abgezogen wird und durch Multiplikation dieses
Saldos mit der geforderten durchschnittlichen Emissionsnorm für NMOG für
die Leichtfahrzeugflotte (Pkw + Nutzfahrzeuge) des Herstellers. Außerdem
wird im Falle einer Lieferung für den Verkauf vor 2003 ein Quotenmultiplikator
angewandt. Der Hersteller kann den Vorschriften gerecht werden, indem er
eine bestimmte Anzahl an ZEV-Quoten einreicht, die er im Vorfeld erhalten hat
oder von einem anderen Hersteller erworben hat.

Jedem Hersteller, dem es nicht möglich ist, die geforderte Menge an ZEVs für
den Verkauf bereitzustellen oder die erforderliche Anzahl an Quoten einzurei-
chen, und der die fehlende Anzahl im spezifizierten Zeitraum (ein Jahr) nicht
nachreicht, wird ein Bußgeld auferlegt, welches vom Code für Gesundheit und
Sicherheit (Health and Safety Code) festgelegt wird. Dieses Bußgeld gilt für
alle Hersteller, die ein neues Kraftfahrzeug verkaufen, welches nicht im Ein-
klang mit den staatlichen Emissionsnormen steht und beläuft sich auf 5.000
USD je nicht konformes Fahrzeug. Die Anzahl der nicht konformen Fahrzeuge
wird in Abhängigkeit von der Anzahl fehlender ZEV-Quoten berechnet.

Schließlich wurde eine Auflage in Form eines Mindestanteils für die für den
Verkauf zur Verfügung gestellten ZEVs erlassen. Den sieben wichtigsten Her-
stellern (amerikanische und japanische)37 wurde von der anfänglichen Ge-
setzgebung auferlegt, dass 1998 mindestens 2 % ihrer in Kalifornien zum Ver-
kauf stehenden Fahrzeuge ZEVs sind. Dieser Anteil wurde im Jahr 2001 auf
5 % angehoben.

Alle Automobilhersteller, mit Ausnahme der Kategorie der „kleinen“ Hersteller,
unterliegen dem ZEV-Mandat und nehmen damit zwangsläufig am Quoten-
programm teil. Das CARB ist mit der Zertifizierung der Fahrzeuge und der
Überprüfung der von den Herstellern vorgelegten Quoten beauftragt. Die Über-
tragungen unterliegen dagegen der freien Entscheidung der beteiligten Her-
steller.

Die Automobil- und Erdölindustrie und die Abgeordneten haben Druck aus-
geübt, um eine Änderung dieser Regelung zu erzielen, was sich im März 1996
in einer Absichtserklärung konkretisiert hat: das CARB akzeptierte eine Frist-
verschiebung von 1998 bis 2003, verlangte aber im Gegenzug, dass der An-
teil der ZEV-Verkäufe zu diesem Zeitpunkt 10 % beträgt. Im Rahmen freiwilliger
Vereinbarungen zwischen dem CARB und jedem der großen Hersteller enga-
gierten sich letztere darüber hinaus, zwischen 1998 und 2000 eine Reihe von

37• Ursprünglich General Motors, Ford, Chrysler, Nissan, Honda, Toyota, Mazda. Mazda ist seitdem in die Kate-
gorie der „intermediären“ Konstrukteure übergewechselt.
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Vorführwagen herzustellen. Mazda, einer der führenden Hersteller, der zu ei-
nem Drittel Ford gehört, hat sich beispielsweise dazu entschieden, ZEV-Quo-
ten bei Ford zu kaufen, um die Zielvorgaben für die Mindestproduktion an
Vorführwagen einzuhalten.

Diese Regelung wurde 1998 erneut geändert, um die Schwierigkeiten zu be-
rücksichtigen, die die Hersteller bei der kostengünstigen Produktion der ZEV-
Fahrzeuge hatten und der großen Vielfalt der Technologien zur kontinuierli-
chen Verringerung der Emissionen (insbesondere die Hybrid-Elektro- und
Brennstoffzellen-Fahrzeuge). Das LEV-II-Programm hat darüber hinaus eine
zusätzliche Flexibilität in Form von Teil-ZEV-Quoten eingeführt, die durch eini-
ge „sehr saubere“, aber nicht gänzlich reine ZEVs erworben worden sind. Die
ZEV-Teilprojekte betreffen die SULEV (Super Ultra Low Emission Vehicle), die
Benzinfahrzeuge darstellen, deren Emissionsnormen für die Verwendung bis
zu 150.000 Meilen garantiert sein müssen38 und die darüber hinaus keinerlei
Evaporationsabgase ausstoßen dürfen.

Die Anerkennung der großen Fortschritte im Bereich der Emissionen von sehr
sauberen Benzinfahrzeugen durch das CARB basiert auf dieser Reform: Ihr
größerer Aktionsradius als derjenige von Elektrofahrzeugen ist ein relevantes
Merkmal für eine weite Marktverbreitung bei letztendlich schnellerer Emissions-
verringerung. Die Forderung nach einer Integrität der Emissionen für 150.000
Meilen ist eine zusätzliche Sicherheit, um die Aufrechterhaltung dieses Vor-
teils der SULEVs sicherzustellen.

Bis Ende 2000 hat nur der im November 1999 eingeführte Nissan Sentra
(SULEV) die Zertifizierung erhalten, die Anspruch auf die Gewährung von PZEV-
Quoten gibt. Drei andere SULEVs, die in den Jahren 1999–2000 eingeführt
wurden, haben diese Zertifizierung nicht erhalten (insbesondere für das Krite-
rium der Evaporationsemissionen).

Trotz des wachsenden Interesses der Verbraucher und Subventionen für die
Hersteller von 5.000 US $ pro verkauftem ZEV-Fahrzeug, haben die Konstruk-
teure ihre Produktion fast eingestellt. Die beiden wesentlichen Gründe für die-
sen Stopp sind natürlich die Kosten, aber auch die Unsicherheit in Ermange-
lung eines sicheren Marktes und eines endgültigen rechtlichen Signals von
Seiten des kalifornischen Staates.

Im Januar 2001 wurde das ZEV-Mandat für den Ablauf des Jahres 2003 er-
neut durch das CARB bestätigt, jedoch mit erneuten Modifikationen, um die
Programmkosten für die Konstrukteure zu verringern. Darüber hinaus haben
die Behörden beschlossen, ab 2007 die Sportfahrzeuge (Sport Utility Vehicle,

38• Zur Vermeidung von Beschädigungen, die an herkömmlichen Fahrzeugen beobachtet wurden: Alterung und
Vergiftung des Katalysators, Funktionsstörungen des Systems zur Überwachung der Emissionen, Veränderungen
und mangelnde Wartung durch den Benutzer. Die regelmäßigen Inspektionspläne gelten als ineffizient, um diese
Schäden zu verhindern.
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SUV), Pickups und Lieferwagen in die Berechnungsgrundlage des erforderli-
chen ZEV-Anteils einzubeziehen, was einer Erhöhung dieser Bemessungs-
grundlage um 50 % entspricht. Das CARB hat Mittel von 18 Millionen US-
Dollar an Subventionen für die Verbraucher zur Verfügung gestellt, um sie an-
zuregen, ZEVs zu kaufen oder zu mieten (bis zu einem Gesamtbetrag von
9.000 USD für eine dreijährige Miete vor 2003, bis zu 5.000 USD nach 2003):
diese Subventionen sind ergänzend zu den anderen auf lokaler oder Bundes-
ebene bestehenden Anreizen.

b) Evaluierung des Programms

Die Evaluierung bezieht sich auf die Kostenschätzungen der Maßnahme und
die erwarteten Vorteile des Programms. Danach werden kurz die Positionen
der verschiedenen Akteure in den Diskussionen zur Entwicklung des Pro-
gramms vorgestellt.

Die Verwaltungskosten des Programms selbst umfassen die Messung und
Überwachung der Schadstoffemissionen durch das CARB, die Überwachung
der technologischen Entwicklung der Motoren und Batterien, die Bewertung
der Auswirkungen der Reglementierung auf die Luftqualität und die Anpas-
sungskosten sowie letztendlich die Kontrolle der von den Konstrukteuren vor-
gelegten Quoten. Innerhalb dieser Kosten ist nur letztere spezifisch für das
Quotenprogramm, die anderen sind Teil der Maßnahmen, die im Zusammen-
hang mit allen auf Vorschriften basierenden Programmen stehen. Deshalb
kann davon ausgegangen werden, dass die administrativen Mehrkosten des
Quotenprogramms relativ gering sind.

Vollständig anders sieht es dagegen mit denjenigen Kosten aus, die sich aus
der beschleunigten Einführung von Elektrofahrzeugen auf dem Markt erge-
ben (CARB, 2000a).

Die Mehrkosten für Batterie-Fahrzeuge bleiben auch unter verschiedenen An-
nahmen eines Anstiegs der Benzinpreise oder der Erhöhung der Lebensdau-
er der Batterien signifikant. Erst bei der Herstellung großer Mengen (mehr als
100.000 Fahrzeuge pro Jahr) würden die künftigen hocheffizienten batterie-
betriebenen Elektrofahrzeuge Kosten je zurückgelegter Meile erreichen, die
mit denjenigen von Hybridfahrzeugen oder PZEVs vergleichbar wären.

Das CARB (2000a) hat die Senkung der direkten und indirekten Fahrzeuge-
missionen39 im Einzugsgebiet der Südküste (South Coast Air Basin) bis zum
Jahr 2010 bewertet, die sich aus der Marktdurchdringung durch Batterie-Fahr-
zeuge, Hybrid- und Benzin-PZEVs und SULEVs ergibt. Die betrachteten Emis-
sionen sind diejenigen der Kohlenwasserstoff-Verbindungen (NMOG), Sticko-
xide (NOx) und der giftigen atmosphärischen Schadstoffe. Aus dieser Unter-

39• Einschließlich der Erzeugung, Verarbeitung, dem Transport und der Verteilung des Brennstoffs (ebenfalls für
den Strom).
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suchung geht hervor, dass der Vorteil in Bezug auf die Luftqualität im Ver-
gleich zu einem Basisszenario ohne Batterie-Fahrzeuge relativ gering ist (ma-
ximale Verringerung um 1,91 Tonnen an Schadstoffen je Tag im Vergleich zu
Gesamtemissionen von 25,45 t je Tag im Basisszenario). Nur unter der An-
nahme, dass bis zum Jahr 2020 ein Anteil von 50 % an ZEVs auf den Straßen
verkehren, würden die täglichen direkten Emissionen zu diesem Zeitpunkt um
30 % reduziert werden.

Durch die schleppende Verbreitung von Elektrofahrzeugen auf dem Markt sind
diese also im Wesentlichen langfristige Nutzen. Dagegen hat das Programm
eine intensive Forschungs- und Entwicklungsaktivität bei den Bundesbehör-
den und den privaten Unternehmen angeregt, was sich in der Einreichung
zahlreicher Patente widerspiegelt.

Im Hinblick auf die CO
2
-Emissionen hängt die Leistung von Elektrofahrzeu-

gen von der Art der Erzeugung der elektrischen Energie ab. Zurzeit erzeugt
das Elektroauto, unter Berücksichtigung der Art der Stromerzeugung in
Kalifornien, Emissionen von etwa 250 g CO

2
 pro Meile, gegenüber mehr als

300 g/Meile bei konventionellen Benzinfahrzeugen40. Sein Vorsprung ist dage-
gen gegenüber Diesel- oder Erdgasfahrzeugen (weniger als 270 g/Meile) nicht
mehr so deutlich und sogar Null gegenüber Hybridfahrzeugen der neuesten
Generation.

In der Debatte lassen sich drei große Kategorien an Akteuren identifizieren,
nämlich die Automobilkonstrukteure, die Brennstoffindustrie und die Umwelt-
schützer.

Obwohl sie keine einheitliche Front darstellen, sorgen sich die Konstrukteure
vor allem darüber, was sie als einen überzogenen Eingriff in ihr Geschäft an-
sehen und weil sie denken, dass sie gezwungen sein werden, Fahrzeuge un-
ter Verlust zu verkaufen. Sie sind der Auffassung, dass das CARB mit der
Einführung von Teil-PZEV-Quoten implizit anerkennt, dass für die ZEVs kein
Markt existiert und damit die Möglichkeiten zur Umgehung der Vorschriften
anbietet. Ihrer Ansicht nach sollte das CARB dies zur Kenntnis nehmen und
das ZEV-Mandat abschaffen. Als Antwort erklärt das CARB, dass es das ZEV-
Mandat nicht zurückziehen wird und dass die PZEV-Quoten ein Mittel darstel-
len, den Herstellern eine größere Flexibilität zu geben und die ZEV-Industrie in
der Entwicklungsphase zu unterhalten.

Die Ölindustrie sieht keinerlei Interesse im ZEV-Mandat, welches eine Bedro-
hung für sein Geschäft darstellt. Sie leistet ihm gegenüber somit starken Wi-
derstand. Dagegen ist die Erdgasindustrie am System der PZEVs interessiert,
da sie den Treibstoff für die SULEV-Fahrzeuge produzieren kann. Die Elektrizi-
tätswirtschaft schwankt zwischen der Enttäuschung aufgrund der Verringe-

40• Entspricht 155 g CO
2
/km für das Elektrofahrzeug.

Note



56 Umweltzertifikate im Verkehrsbereich

rung des erforderlichen ZEV-Anteils, die einen Rückgang der zukünftigen Nach-
frage nach Strom zur Folge haben wird, und der Hoffnung einer Erhöhung
seines Umsatzes durch die Komprimierung von Erdgas.

Die Umweltschützer teilen sich in jene, die denken, dass die Einführung zu-
sätzlicher Flexibilität die Opposition zum rechtlichen Ablaufdatum 2003 verrin-
gert, und jenen, die denken, dass die Allokation von Quoten für Benzinfahr-
zeuge, selbst den „ultra-sauberen“, zu einer Zunahme der globalen Umwelt-
verschmutzung führen wird.

c) Perspektiven

Es ist heute nicht möglich zu erklären, ob dieses Programm einen Erfolg dar-
stellt, da es seine gesamte Wirkung erst ab 2003 entfaltet. Bis heute waren die
Quotenübertragungen auf die freiwillige Selbstverpflichtung der Konstrukteu-
re beschränkt, um im Zeitraum 1998–2000 Vorführwagen herzustellen.

Darüber hinaus stellt die Umstellung von sehr sauberen Benzinfahrzeugen
(Typ SULEV) auf Elektrofahrzeuge keine Lösung in Bezug auf die CO

2
-Emissi-

onen (unter Berücksichtigung der besonderen Art der Stromerzeugung in
Kalifornien) dar, aber das war nicht das Ziel dieses Programms. Durch die
starke Verringerung der Emissionen von Benzinfahrzeugen mit den SULEVs
und den Hybrid-HEVs hat dieses Programm indirekt große Fortschritte im
Bereich der CO

2
-Emissionen pro Einheit bei Fahrzeugen mit Verbrennungs-

motoren möglich gemacht.

Im Hinblick auf die Umsetzung von Umweltzertifikat-Systemen, die zwischen
den Automobilkonstrukteuren übertragbar sind, zeigt das kalifornische Bei-
spiel, dass ein solches System tragfähig zu sein scheint, da es in Bezug auf
die administrativen Mehrkosten im Vergleich zu einem klassischen reglemen-
tarischen Programm wenig kostspielig ist.

Die eigentliche Schwierigkeit im kalifornischen ZEV-Programm bestand und
besteht noch immer darin, von den Konstrukteuren die tatsächlichen Kosten
für Forschung, Entwicklung und Produktion von Elektrofahrzeugen in Erfah-
rung zu bringen. Es ist eine alles in allem klassische Informationsasymmetrie
zwischen einer Regulierungsbehörde und den privaten Wirtschaftsakteuren.
Dieser Programmtyp bedarf eines starken politischen Willens, um jedes Mal
einen für die Automobilkonstrukteure akzeptablen Kompromiss zu finden, da
dieser Wille von einer öffentlichen Meinung geduldet wird, die sehr sensibel
im Hinblick auf die lokale Luftverschmutzung ist.

Kalifornien hat kürzlich (September 2006) mittels der Stimme seines berühm-
ten Gouverneurs Arnold Schwarzenegger ein Programm zur Verringerung der
Treibhausgasemissionen mit dem Ziel verabschiedet, ein Viertel der kalifor-
nischen Emissionen bis zum Jahr 2020 zu reduzieren. Das Projekt sieht die
Schaffung eines Umweltzertifikate-Marktes analog zum Europäischen System
vor. Es sieht ebenfalls vor, den Transport in dieses Reduktionsprogramm als
Nachfolge des ZEV-Programms einzubeziehen. Mehrere US-Staaten haben
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ihre Absicht erklärt, dem kalifornischen Beispiel zu folgen. Und wie sieht es
diesbezüglich in Europa aus? Eine freiwillige Vereinbarung wurde zwischen
der ACEA und der EU (siehe Kasten 4) getroffen: es zielt auf eine durchschnitt-
liche Emission von 140 g CO

2
/km für Neuwagen ab, die ab dem Jahr 2008

verkauft werden, was ein weniger ehrgeiziges Ziel darstellt, als das ursprüng-
lich von der Europäischen Kommission angestrebte Ziel von 120 g CO

2
/km im

Jahr 2005. Dieses Abkommen wird von einigen als ein für sie wenig zwingen-
des kollektives Zugeständnis interpretiert, welches die Hersteller in der Hoff-
nung gemacht haben, jeglichen wahrhaften Zwang zu vermeiden.

Die Europäische Kommission, die eine mögliche Nichteinhaltung dieser frei-
willigen Vereinbarung bis zum Jahr 2008 und mehr noch bis zum Jahr 2012
antizipiert, hat seine Unzufriedenheit kund getan und droht mit der Einführung
strengerer legislativer Maßnahmen: sie hat im Jahr 2005 eine Studie für die
Einführung von Quoten finanziert, die auf die Fahrzeugemissionen je Einheit
abzielt (IEEP, 2005).

Die Vereinbarung zwischen ACEA und Europäischer Union

Der ACEA (Verband der europäischen Automobilhersteller)41 hat im Juli 1998
ein Abkommen mit der Europäischen Kommission getroffen, in dem sich die
europäischen Hersteller verpflichten:

● dass ab 2008 der Emissionsdurchschnitt aller von den Herstellern ver-
kauften Neufahrzeuge, die durch den ACEA vertretenen werden, 140 g
CO

2
/km beträgt

● den Markt ab dem Jahr 2000 mit Fahrzeugmodellen zu versorgen, die
weniger als 120 g CO

2
/km ausstoßen

● einen Zielwert von 165–170 g CO
2
/km bis zum Jahr 2003 zu erreichen

● ab 2003 mögliche Verbesserungen zu erforschen, um einen Durchschnitts-
wert von 120 g CO

2
/km für die Neufahrzeuge des Jahres 2012 zu erzielen.

Dieses Abkommen ist an Bedingungen geknüpft, insbesondere der Verfüg-
barkeit verbesserter Kraftstoffe und der Annahme, dass die Marktverbreitung
dieser neuen Kraftstoffe nicht durch die steuerlichen oder sonstigen Maß-
nahmen behindert wird. Ähnliche Vereinbarungen wurden mit den japani-
schen (JAMA) und koreanischen (KAMA) Automobilherstellern getroffen.

41• BMW, Daimler-Benz, Fiat, Ford, General Motors, Porsche, PSA, Renault, Volskwagen, Volvo.

Note

Kasten 4
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Mehrere Vorschläge betreffen lokale oder regionale Probleme, die vom Trans-
portwesen herrühren. Wir geben hier kurz eine Zusammenfassung eines Vor-
schlags für Fahrten-Umweltzertifikate zur Regelung der Stauprobleme, einer
Untersuchung der Möglichkeiten von Parkquoten, und schließlich einen relativ
fortgeschrittenen Vorschlag einer Börse für den Waren-Transitverkehr in den
Alpen.

Allerdings besteht die Frage, die gegenwärtig im Mittelpunkt des öffentlichen
Interesses steht, in der Möglichkeit der Regulierung der Treibhausgasemis-
sionen des Verkehrssektors mit Hilfe von Umweltzertifikat-Märkten. Zunächst
müssen zwei Hauptaspekte der Entwicklung derartiger Systeme analysiert
werden, nämlich die Wahl des Ziels einerseits und der Einrichtungen ande-
rerseits, die die Umweltzertifikate besitzen. Danach werden vier Vorschläge
beschrieben und analysiert: Der erste betrifft den Luftverkehr, der zweite die
Allokation von Kohlenstoff-Quoten für Privatpersonen, der dritte Autofahrer und
schließlich der vierte den Güterverkehr.

1 Die Fahrten-Umweltzertifikate zur Regelung
der Stauprobleme

Zur Regelung der Stauprobleme auf einer Verkehrsachse oder in einem Ver-
kehrsgebiet könnten Quoten für Fahrzeugkilometer (oder Fahrten), die den
Autofahrern zugeteilt werden und übertragbar sind, eine relevante Anwendung
von Umweltzertifikaten darstellen. Dieser Regulierungsmechanismus könnte
eine Alternative oder Ergänzung zur Regulierung mit Hilfe von Straßenbenut-
zungsgebühren darstellen. Eines der größten Hindernisse für die Akzeptanz
letzterer stellen in der Tat die Mehrkosten dar oder sogar die von ihnen hervor-
gerufene in Fragestellung der Freizügigkeit der Autofahrer, die aus verschie-
denen Gründen auf das Automobil angewiesen sind.

Deshalb wurden derartige Mechanismen entworfen, um den Autofahrern Quo-
ten (die übertragbar sein können) für Fahrzeugkilometer oder Fahrten in ei-
nem gegebenen städtischen Raum zuzubilligen (Verhoef et al., 1996; Mauel,
1998). Eine kostenlose Anfangsallokation würde eine gewisse Mindestmobilität
gestatten, die wie derzeit keinerlei Auflagen unterliegt. Ein Zuwachs an Mobi-
lität mit dem Auto würde dagegen einer Gebührenerhebung unterliegen, wo-

Kapitel 3
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bei dieser Anteil mit den klassischen Straßenbenutzungsgebühren vergleich-
bar ist.

Ein solches Hybridsystem zwischen Rationierung und Preisgestaltung wurde
auf theoretischer Ebene von Daganzo (1995) analysiert. In diesem Vorschlag
sind die Quoten nicht übertragbar. Unter bestimmten Bedingungen wäre die-
ses System „Pareto-optimal“, d. h. niemanden benachteiligen, und somit im
Gegensatz zu den Straßenbenutzungsgebühren im engeren Sinne: einige
würden in der Tat die operationelle Rationierung an bestimmten Tagen akzep-
tieren, wenn sie an den anderen Tagen ohne Einschränkungen verkehren kön-
nen, während andere es vorziehen würden, Rechte zu kaufen, um an den
rationierten Tagen verkehren zu können. Dieses System wurde für das Gebiet
der San Francisco Bay Bridge von Nakamura und Kockelman (2002) model-
liert: Ein erster Mechanismus zur Erhebung von

Entgelte für Staus auf Grundlage von Umweltzertifikaten (credit-based
congestion pricing) wurde von Kockelman und Kalmanje (2005) vorgeschla-
gen: den Autofahrern werden jeden Monat Guthaben (als Geldguthaben) zu-
geteilt, die für den Verkehr auf einem Straßennetz oder in einem Gebiet ge-
nutzt werden können, welches der Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren
unterliegt. Die Autofahrer müssen somit nichts bezahlen, wenn sie ihre Zutei-
lungen nicht voll ausschöpfen: bei Überschreitung würden sie der Regelung
der Straßenbenutzungsgebühren unterliegen. Diejenigen, die ihr Guthaben
nicht vollständig auf brauchen, können es später benutzen oder es gegen
Bargeld eintauschen. Durch eine Feinabstimmung der Anfangsallokation (z. B.
benachteiligte Familien) kann das System gerecht gestaltet werden. Es ist
effizient, da die Autofahrer zwischen den Guthabeneinsparungen und ihrem
Bedarf an Beweglichkeit wählen können. Das System ist unter dem Gesichts-
punkt der Mauteinnahmen neutral gestaltet, da diese am Ende jedes Monats
in Form von Straßenbenutzungsguthaben für den Folgemonat in vollem Um-
fang erneut verteilt werden.

Da die Regulierungsbehörde, die die nicht verwendeten Quoten jeden Monat
zurückkauft, sind die Zertifikate de facto handelbar und dieses System ent-
spricht einer Rationierung im Rahmen des „Clubs“ der Autofahrer. Die Arbei-
ten an diesem System werden durch das Team von Kara Kockelman an der
Universität Texas bezüglich seiner Auswirkungen auf den Verkehr und die
Bodenwerte sowie seiner administrativen und technischen Durchführbarkeit
(Gulipalli et al, 2005) weiter fortgesetzt.

2 Die Quoten für Parkrechte

Die Anwendung handelbarer Umweltzertifikate für das Parken wurde im Rah-
men einer vom PREDIT finanzierten Studie untersucht, insbesondere für den
Fall der Pendler (SARECO, 2002). Die Autoren prüfen eine mögliche Umset-
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zung der Marktmechanismen von Emissionsrechten für die Regulierung des
Parkens unter Berücksichtigung der direkten negativen Auswirkungen des
Parkens (visuelle Umweltverschmutzung, übermäßiger Platzanspruch in den
öffentlichen Straßen, Parken in Doppelreihen und auf den Bürgersteigen und
die sich daraus ergebenden Fragen der Sicherheit) und seiner indirekten Aus-
wirkungen, die sich aus dem Autoverkehr ergeben, den es fördern kann.

Die Evaluierung eines ersten Entwurfs handelbarer „Parkzertifikate“ würde den
Autoren zufolge einen geschlossenen Parkplatz mit kontrolliertem Zugang er-
fordern und auf eine Nutzergruppe beschränkt sein, die die Zertifikate inner-
halb einer Einrichtung (z. B. der Parkplatz eines Unternehmens, einer Univer-
sität) handeln können. Der Handel der täglichen Parkzertifikate zwischen den-
jenigen, die ihre gesamte Allokation nicht benutzt haben und jenen, die zu-
sätzliche benötigen, würde als Freihandverkauf erfolgen.

Das Vorhandensein eines solchen Systems in einem Unternehmen würde ei-
nen Warenhandel zwischen den Mitarbeitern mit sich bringen, der durch die
hierarchischen Verhältnisse beeinflusst werden kann und das Unternehmen
müsste die Funktion einer Bank einnehmen: dies erklärt die starke Abneigung
der befragten Unternehmen.

Auch die Tatsache, dass die Rechte unabhängig vom Wochentag gelten (bei
der Konzeption vorgelegt), macht die Spitzenwerte in der Nachfrage nach
Parkmöglichkeiten unvorhersehbar.

Um dies zu vermeiden, d. h. die Spitzenwerte statistisch zu glätten, müsste
das System auf ein Stadtviertel oder sogar das Zentrum einer Ortschaft aus-
gedehnt werden.

Zur Behebung dieser Mängel haben die Autoren mehrere Varianten untersucht,
einschließlich eines variablen Zugangs-„Preises“ (an Tagen großen Andrangs
wäre eine größere Anzahl an Rechten erforderlich) und einer vorherigen Platz-
reservierung, bei der der Manager den „Preis“ in Abhängigkeit der Nachfrage
anpasst.

Angesichts der Komplexität solcher Systeme schlagen die Autoren ein einfa-
cheres System vor, welches sich auf den Abzug der Tage beschränkt, an de-
nen ein Parkplatz in Anspruch genommen wurde (also die nicht handelbaren
Rechte), und für einen Bereich gilt, der auf die die Platzwechsel bewirkenden
Einrichtungen (wie die Unternehmen und andere Institutionen) umliegenden
öffentlichen Straßen ausgedehnt wurde. Dieses System setzt eine Zusammen-
arbeit von Unternehmen (im Rahmen eines Mobilitätsplans) voraus, der den
Zutritt ihrer Mitarbeiter auf den Parkplatz des Unternehmens kontrollieren wür-
de, wobei die Benutzung der Parkplätze der öffentlichen Straßen ebenfalls
kontrolliert werden würde (Bewohner, Angestellte oder Besucher). Neben den
Pauschalabonnements werden den Angestellten der Zone kostenlose Park-
rechte zugebilligt. Dieses System setzt natürlich eine strenge Kontrolle des
Parkens in der öffentlichen Zone voraus und eine tatsächliche Effizienz der
Sanktionen, was ein gut bekanntes Problem aktueller Parkplatzpolitiken ist.
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Auch wenn ein System der Mengenrationierung für das Parken (unter Vorbe-
halt oben erwähnter Einwände bezüglich der Kontrolle) machbar ist, lässt sich
zusammenfassend sagen, dass die Idee des Austauschs von Rechten auf
einem Markt abgelehnt zu werden scheint (u. a. aufgrund des Risikos der Bil-
dung eines Schwarzmarkts). Alles in allem bleiben das gebührenpflichtige
Parken und die Verbesserung der Kontrolle der Plätze auf den öffentlichen
Straßen nach dem derzeitigen Stand der Überlegungen die besten Lösungen.

Bezüglich dem Parken der Pendler kann ein Mechanismus wie das in Kalifornien
praktizierte „cash-out“ von Interesse sein, bei dem das Unternehmen dazu
angehalten ist, jedem Mitarbeiter zwischen einem kostenlosen Parkplatz oder
einer finanziellen Prämie wählen zu lassen. Dieses Verfahren setzt allerdings
voraus, dass dieser Transfer nicht zu zusätzlichen Kosten für das Unterneh-
men führt (was der Fall in Kalifornien ist, wo viele Unternehmen die Parkplätze
für ihre Angestellten mieten). Dies setzt ebenfalls voraus, dass diese Prämie
für die Mitarbeiter nicht mit sozialen und steuerlichen Abgaben belastet wird.

3 Die Schweizer Alpen:
von der LSVA zur Transit-Börse?

Angesichts der schnellen Zunahme des die Alpen auf der Straße durchque-
renden Güterverkehrs hat die Schweiz mehrere Rechts-und Verwaltungsvor-
schriften erlassen, die durch mehrstufige Volksentscheide bestätigt wurden.
Sie hat ebenfalls in ihrer Verfassung die Beschränkung der Anzahl an Lkw
verankert, die die Alpenpässe benutzen können. In diesem Land war das Ma-
ximalgewicht der Lkw bis in die letzten Jahre auf 28 Tonnen begrenzt (gegen-
über 40 Tonnen in der Europäischen Union). Hauptsächlich aufgrund dieser
Begrenzung ergab sich daraus ein Umweg des Schwerlastverkehrs durch die
alpinen Nachbarländer, vor allem Österreich (siehe oben die Öko-Punkte) und
Frankreich. Im Rahmen eines Abkommens mit der Europäischen Union, wel-
ches im Jahr 2001 in Kraft getreten ist,hat sich die Schweiz bereit erklärt, die
Gewichtsgrenze der Lkw schrittweise auf 40 Tonnen (seit 2005) zu erhöhen
und sich verpflichtet, die zwei neuen Eisenbahnverbindungen des Loetschbergs
(Eröffnung 2007) und des Gotthards (2014) zu realisieren. Im Gegenzug dazu
hat die Schweiz die Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) ein-
geführt. Diese Gebühr wird auf Grundlage geschätzter externer Kosten dieses
Verkehrsaufkommens berechnet. Die Erhebung bezieht sich ohne Unterschiede
auf alle Lkw, wird nach den in der Schweiz zurückgelegten Tonnenkilometern
berechnet und auf das höchstzulässige Gesamtgewicht (unabhängig von der
effektiven Beladung des Lkw) nach einem Gebührensatz in Funktion der Euro-
Schadstoffemissionsklasse des Fahrzeugs angewendet: der Preis liegt seit
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2005 bei durchschnittlich 2,5 Rappen (CHF) pro Tonnenkilometer42 und wird
bis zur Obergrenze von 2,75 Rappen nach der Eröffnung des Loetschbergs
ansteigen. Die Einnahmen aus der LSVA fließen zu zwei Dritteln zur Finanzie-
rung der Verkehrsinfrastruktur ein.

Diese Maßnahmen stellen jedoch nicht sicher, dass das vom Gesetz verord-
nete quantitative Ziel der Verkehrsverlagerung erreicht werden wird: im Jahr
2009 unterstellt man, dass jährlich nur 650.000 Fahrzeuge die Schweizer Al-
pen auf der Straße überqueren. Deshalb wurde eine Alpentransitbörse (ATB)
und insbesondere die Option „cap and trade“ (ECOPLAN und RAPP-Trans,
2004) untersucht: auf die alpenüberquerenden Strecken wird eine mengen-
mäßige Begrenzung in Form von Wegerechten auferlegt, welche auf einem
Markt handelbar sind.

Diese ATB wird vor allem aufgrund der Existenz des elektronischen Systems
der LSVA und der in den Straßentunneln der Alpen bereits bestehenden Re-
gulierung des Zugangs von Fahrzeugen technisch als machbar bewertet: es
genügt, diese Systeme geringfügig zu verändern, um die Kontrolle der Wege-
rechte zu integrieren. Es wird geschätzt, dass sich das Wegerecht für das
Jahr 2009 bei 200 CHF (entspricht ca. 127€) etablieren wird. Unter Berück-
sichtigung der Verringerung der Unfälle und der Umweltverschmutzung ist die
Auswirkung auf die Wirtschaft als Ganzes null.

Um zu verhindern, dass dieses System einem Umgehungsverkehr durch die
Nachbarländer hervorruft, schlagen die Autoren der Studie vor, dass die ATB
in Absprache zwischen allen betroffenen Ländern umgesetzt wird. Darüber
hinaus setzt die Einrichtung einer solchen Rationierung eine Änderung des
Abkommens mit der Europäischen Union voraus, die jegliche Begrenzungen
untersagt. Eine internationale politische Einigung ist daher eine Vorbedingung
für die Einführung einer solchen Börse.

4 Der Fall der CO2-Emissionen:
Vor- oder nachgelagerte Umweltzertifikate?

Die erste Frage, die sich stellt, ist jene nach dem Ziel, auf welches die Umwelt-
zertifikate abzielen: handelt es sich um die Fahrzeuge, ihre Emissionen je Ein-
heit, die zurückgelegten Fahrzeugkilometer oder den Verbrauch fossiler Brenn-
stoffe?

Die zweite Frage ist jene des Anrechnungspunkts der Umweltzertifikate, d. h.
der notwendige Kompromiss zwischen der angestrebten Effizienz auf die Än-

42• entspricht ca. 1,6 Eurocent.

Note
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derungen der Verhaltensweisen einerseits, was eine Tendenz zur vorgelager-
ten Anrechnung der Umweltzertifikate nach sich zieht, und die Kostenmini-
mierung für die Umsetzung und das Betreiben andererseits, was eine Ten-
denz zur nachgelagerten Anrechnung der Umweltzertifikate verursacht.

Das angestrebte Ziel

Es gibt verschiedene Komplexitätsebenen der Zielgruppen (Ebenen, die sich
mehr oder weniger dem theoretischen Ideal annähern), die von der Umwelt-
politik beeinflusst werden können. Hier die mehr oder weniger relevanten:

● das Risiko des Klimawandels und seine Folgen für die menschliche Ge-
sundheit, was derzeit Gegenstand von Kontroversen ist;

● die Bevölkerungen den noch ungewissen Folgen des Klimawandels aus-
zusetzen;

● die Emissionen von Treibhausgasen, die von den Verbrennungsverfahren
und der sie verursachenden Tätigkeitsintensität abhängig sind: wenn sie
die Zielgruppe darstellen, würde dies Maßnahmen für mobile Quellen erfor-
derlich machen, was zurzeit unmöglich erscheint

● die Inputs in den Produktionsprozess dieser Emissionen: diese können in
absteigender Reihenfolge der Relevanz folgendermaßen betrachtet wer-
den: der verbrauchte Kraftstoff, die zurückgelegten Fahrzeugkilometer oder
die Anzahl der im Besitz befindlichen und damit am Verkehr teilnehmen
könnenden Fahrzeuge.

Je mehr man sich dem theoretischen Ideal annähert, umso höher sind die
Kosten für die Messung und Überwachung der Auswirkungen bis zur techni-
schen Unmöglichkeit der Durchführung. Dies erklärt, warum man sich bisher
auf die Input-Zielgruppen beschränkt hat, die man direkt messen kann (der
verbrauchte Kraftstoff), oder die wirtschaftlichen Aktivitäten, die die Ursache
der Emissionen sind, wie z. B. die zurückgelegten Fahrzeugkilometer oder
einfach nur die Emissionen pro Einheit des Fahrzeugs oder selbst der Besitz
eines Fahrzeugs.

Die CO
2
-Emissionen durch fossile Brennstoffe sind nahezu proportional zum

Kohlenstoffgehalt dieser Kraftstoffe (der Umrechnungskurs von C zu CO
2

schwankt zwischen 95 und 99,5 %). Es ist daher einfach, die CO
2
-Emissionen

aus dem Verbrauch an fossilem Kraftstoff zu berechnen, in dem man einen
Wichtungskoeffizienten unter Berücksichtigung des Kohlenstoffgehalts des
Benzins (2401 kg CO

2
/Liter) bzw. Dieselkraftstoffs (2622 kg CO

2
/Liter) verwen-

det43. Umweltzertifikate, die auf dem Kraftstoffverbrauch basieren, würden somit
diese Proportionalität berücksichtigen.

43• Quelle ADEME

Note
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Mit Umweltzertifikaten auf Grundlage der zurückgelegten Fahrzeugkilometer44

ist die Korrelation mit den tatsächlichen Emissionsniveaus abgeschwächt: denn
für die gleiche Laufleistung hängt die tatsächliche CO

2
-Emission von der

Fahrzeugklasse (Alter und mögliche Konformität mit den EURO-Normen), dem
Hubraum, der Art des verwendeten Kraftstoffs und der Fahrweise (siehe EU-
Projekt MEET) ab.

Mit Umweltzertifikaten auf Grundlage des bloßen Besitzes eines Fahrzeugs ist
die Korrelation mit dem tatsächlichen Emissionsniveau noch schwächer oder
selbst überhaupt nicht vorhanden, da die zurückgelegten Kilometer für das
selbe Fahrzeug und vor allem die Emissionen sehr unterschiedlich sein kön-
nen.

Wenn man schließlich die Allokationseffizienz eines Umweltzertifikatsystems
maximieren will, muss die Bemessungsgrundlage sektorübergreifend und nach
Möglichkeit einheitlich sein, d. h. der Kohlenstoffgehalt des Kraftstoffs. In die-
sem Fall wäre das Besteuerungsziel relevanter Umweltzertifikate der Kraftstoff-
verbrauch fossilen Ursprungs. Durch Anwendung der Äquivalenzregeln des
Kohlenstoffgehalts und der Transformation von CO

2
 zwischen Automobil-

kraftstoffen fossilen Ursprungs, Erdgas und Kohle ist es möglich, klare Regeln
für den Vergleich zulässiger Anstrengungen in den Bereichen Verkehr, Hei-
zung und Industrie zu etablieren45.

Zusammenfassend wird empfohlen, als Zielwert den Kraftstoffverbrauch zu
benutzen.

Die Wahl des Anrechnungspunkts der Umweltzertifikate

Nach der Festlegung des Kraftstoffverbrauchs als Besteuerungsgrundlage der
Umweltzertifikate bezieht sich die Analyse nun auf den Anrechnungspunkt der
Umweltzertifikate: irgendwo in der Kette, die von den Erzeugern fossiler Ener-
gie bis zu den Endverbrauchern reicht.

Note

44• z. B. in Form von Indikatoren im Zusammenhang mit dem GPS-System, wie es derzeit auf den Lkw installiert
wird.
45• unter vorläufiger Nichtberücksichtigung der Emissionen der anderen Treibhausgase, wie es die Europäische
Kommission mit dem ETS gemacht hat. Dies setzt jedoch voraus, dass der Markt der Umweltzertifikate von
Anfang an derart gestaltet wird, dass er eine spätere Einbeziehung dieser anderen Gase in das System ermöglicht,
ohne eine komplette institutionelle Neubearbeitung erforderlich zu machen, die lang und im politischen Ergebnis
ungewiss ist. Darüber hinaus müssen die möglicherweise erheblichen Auswirkungen anderer Gase berücksichtigt
werden, die die CO

2
-Emissionen begleiten, aber nicht im Verhältnis zum Kraftstoffverbrauch stehen. Dies ist der

Fall der Stickoxide (NOx) in der Luftfahrt, die aus der Kombination des Luftstick- und -sauerstoffs bei hohen
Temperaturen entstehen: dies kann von Beginn an die Einrichtung multiplikativer Faktoren für die notwendigen
CO

2
-Zertifikate erforderlich machen (vgl. Wit et al, 2005).
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Verschiedene Aktorenkategorien können betrachtet werden:
● die Hersteller, Importeure, Händler und Raffinerien von fossilen Brennstof-

fen
● die Hersteller von Kraftfahrzeugen (Privat- oder Nutzfahrzeuge)
● der Staat und die Gebietskörperschaften, die als Steuerregulierungsbehörde

auf den Verkehrssektor abzielt, die den Transport organisierenden Behör-
den sowie Lieferanten oder Konzessionsgeber von Infrastrukturen und
Transportdienstleistungen,

● die die Platzwechsel bewirkenden Einrichtungen (z. B. Einkaufszentren, Ge-
schäftszentren, Unternehmen und Industriegebiete),

● die Betreiber, die Dienstleitungen für die Beförderung von Passagieren oder
Waren anbieten, und die Autofahrer, die ihre eigene Transport-„Dienstleis-
tung“ anbieten.

Dafür können zwei Bereiche betrachtet werden: ein sogenannter „territorialer
Bereich“, der die verschiedenen territorialen Akteure zum Einsatz bringt, die
Einfluss auf das Angebot an Infrastrukturen und Transportdienstleistungen
haben (Gemeinden und Betreiber) und auf die Nachfrageerzeugung (Projekt-
träger, Platzwechsel bewirkende Zentren); der andere sogenannte „technische
Bereich“ beschäftigt sich nur mit den wirtschaftlichen Vorgängen des Kraftstoff-
handels zwischen den verschiedenen Akteuren, von den Importeuren oder
Raffinerien bis hin zu den Endkunden.

Der territoriale Bereich

Frankreich muss dem Kyoto-Protokoll gerecht werden und daher Umwelt-
zertifikate auf dem Weltmarkt kaufen oder verkaufen. Der Staat kann entweder
die Preise der Zertifikate auf die verschiedenen Ebenen der Gebietskörper-
schaften weitergeben oder einen heimischen Umweltzertifikatmarkt erzeugen,
der diesen gleichen Ebenen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten im
Verkehrssektor auferlegt werden wird (siehe Kasten 5).

Die Befugnisse der öffentlichen Hand im Verkehrssektor

Das LOTI (Gesetz über die Ausrichtung des binnenländischen Verkehrs,
1982), das Gesetz zum Schutz der Luftqualität und das LOADT (Gesetz über
die Ausrichtung für die nachhaltige Raumplanung, geändert durch das Ge-
setz Nr. 99-533 vom 25. Juni 1999) stellen die wichtigsten Rechtsinstrumente
dar, um die Kompetenzen der Kollektivitäten festzulegen und die Verkehrs-
politik umzusetzen. Die wichtigsten betroffenen Kollektivitäten sind die Re-
gionen, Departements und städtischen Agglomerationen:
● Die Regionen sind für die Organisation des ländlichen Schienenverkehrs
regionaler Bedeutung und des Linienverkehrs der öffentlichen Verkehrsmit-

Kasten 5
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tel auf Straßen regionaler Bedeutung des ländlichen Raums zuständig. Sie
greifen ebenfalls bei der Finanzierung von Straßen im Rahmen von Staat-
Region-Planverträgen ein.
● Die Departements sind für die Organisation des Linienverkehrs auf länd-
lichen Straßen, dem Schultransport und den Linien lokaler Bedeutung zustän-
dig. Sie unterhalten ebenfalls das Straßennetz des Departements und bauen
es aus.
● Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind für die öffentlichen Ver-
kehrsmittel verantwortlich, wenn ein Umkreis des städtischen Nahverkehrs
festgelegt wurde. Sie unterhalten und bauen ebenfalls das kommunale Stra-
ßennetz aus (oder gemeinschaftliche Straßennetz für diejenigen Straßen, de-
ren Zuständigkeit im Falle einer Stadtgemeinde der Gemeinschaft übertra-
gen wurde).

Man kann sich also eine schrittweise Verbreitung des Systems der Umwelt-
zertifikate vorstellen (der Endpunkt für die Verbreitung ist noch festzulegen),
vom Staat bis zu den territorialen Ebenen mit einer zunehmend feiner werden-
den Maschenweite.

Das Gesetz zum Schutz der Luftqualität stellt zum Beispiel einen konzeptuellen
Rahmen zur Einführung des Begriffs der Quoten in Ballungsräumen mit mehr
als 100.000 Einwohnern dar. Die Ballungsräume haben dann die Freiheit, das
Quotensystem auf ihre Einwohner weiterzugeben (siehe unten) oder jegliche
andere Kombination von Regulierungsinstrumenten und Tarifbestimmungen
zu verwenden, um die Einhaltung dieser Quoten zu gewährleisten.

In der gleichen Logik könnte man eine Kontrolle der Stadtentwicklung und
indirekt die dadurch hervorgerufene Verkehrsentwicklung in Erwägung ziehen,
indem man die Bautätigkeit einem System von Bebauungsrechten unterwirft
(Ottensmann, 1998). Das macht die Identifizierung der Bewegungsmotoren
(z. B. Einkaufszentren, Handwerks- oder Industriegebiete) notwendig und wirft
zahlreiche Probleme bei der Organisation des Marktes auf, insbesondere um
die Transaktionskosten zu minimieren und den Handel innerhalb, aber mög-
licherweise auch zwischen den Agglomerationen zu ermöglichen.

Es wäre auch denkbar, wie es Godard (2006) vorschlägt, dass der Staat die
Umweltzertifikate den Regionen zuteilt, so dass diese hinsichtlich der Emissi-
onen von Treibhausgasen die Verantwortung über ihre Verkehrspolitik haben.
Die Zuteilung könnte entsprechend der Bevölkerung erfolgen. Wenn die Regi-
on durch ihre Investitionen und ganz allgemein durch die Verkehrspolitik
(insbesondere Steuer- und Tarifpolitik) die durch den Verkehr verursachten
Emissionen im Vergleich zu den anfänglich vergebenen Quoten reduziert, kann
sie die nicht benutzten Quoten verkaufen. Überschreiten die Emissionen da-
gegen die zugeteilten Quoten, ist die Region verpflichtet, die fehlenden Um-
weltzertifikate zu erwerben. Dies setzt natürlich voraus, dass die Regionen, in
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Abstimmung mit den Departements und den urbanen Ballungsgebieten, die
Emissionen wirklich kontrollieren, was mit der derzeitigen Zersplitterung der
Institutionen nicht der Fall ist (siehe oben).

Wie misst man die Leistung in CO
2
-Emissionen der einzelnen Gebietskörper-

schaften? Eine erste Lösung würde darin bestehen, den Kauf von Kraftstoffen
auf territorialer Ebene zu überwachen. Da aber die Emissionsquellen einen
mobilen Charakter besitzen, kann die Zuordnung der Emissionen zu diesem
oder jenem Gebiet nur willkürlich erfolgen. Eine zweite Lösung wäre die Mes-
sung des Verkehrsaufkommens (zurückgelegte Fahrzeugkilometer) in den
verschiedenen Gebieten46 und daraus mittels des Verbrauchs pro Einheit die
Größenordnung der Emissionen abzuleiten.

Die Verflechtung der Netze ist allerdings sehr groß: auf dem Gebiet einer Ge-
meinde, die Teil einer Stadtgemeinde ist, können sich sowohl Straßen und
Autobahnen nationaler Bedeutung, Landstraßen, Straßen der Gemeinschaft
und kommunale Straßen befinden, die während eines Ortswechsels der Auto-
fahrer eine nach der anderen benutzt werden. Dies zeigt, dass die Zuteilung
der Emissionen auf territorialer Ebene nicht erfolgen könnte, ohne Probleme
aufzuwerfen. Es ist schwer vorstellbar, wie man eine Körperschaft wie den
Generalrat, die Folgen seiner Tätigkeit für die Verbesserung der Landstraßen
auf die Zunahme des Straßenverkehrs tragen lassen kann, welcher aus einer
anderen Körperschaft, wie einem urbanen Ballungsraum des selben Departe-
ments, in das Gebiet eindringt.

Im Allgemeinen bewirkt die institutionelle Fragmentierung der geographischen
Gebiete, dass das Management eines Umweltzertifikatsystems auf der Ebe-
ne der Gebietskörperschaften sehr komplex wäre.

Der technische Bereich

Dem technischen Sektor zufolge können die vom System der Umweltzertifikate
betroffenen Akteure sowohl im vorgelagerten Bereich liegen, wie Raffinerien,
Energieversorgungsunternehmen (Strom, Heizung) und Kraftstoffvertreiber, als
auch im nachgelagerten Bereich, wie Endverbraucher, was die Autofahrer sind,
sowie Unternehmen des Gütertransports und der Personenbeförderung.

Zur Senkung der Verwaltungskosten kann es beispielsweise als sinnvoll er-
scheinen, das Umweltzertifikatsystem stark in den vorgelagerten Bereich zu

46• Dieser Ansatz erfordert eine Intensivierung der Anstrengungen für die Statistiken des Verkehrsaufkommens,
die in kontinuierlicher Form nur auf den Autobahnen (Konzessionäre), den Bundesstraßen (Ministerium für Infra-
struktur und Verkehr) und den wichtigsten Straßen in Ballungsgebieten (Straßendienst der urbanen Ballungsräume)
durchgeführt werden, oder in (un)regelmäßigen Abständen von mehreren aufeinanderfolgenden Jahren. Die Befra-
gungen von Privathaushalten in städtischen Ballungsräumen zu ihren Ortswechseln erfassen in der Regel nicht die
tatsächlichen Fahrwege, die nur mit Hilfe von Verkehrsmodellen nachgezeichnet werden können.

Note
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legen, da wo die Akteure nicht zahlreich sind: dies könnten die Raffinerien
oder Kraftstoffvertreiber sein, die dem System der Rückerstattung der
Mineralölsteuer an den Staat unterworfen sind und daran gewöhnt sind, die
Steuer auf den Endverbraucher abzuwälzen.

Durch die Auferlegung der Rückgabe der Umweltlizenzen an die Erzeuger
und Importeure von Erdöl, Erdgas und Kohle, würde das Umweltzertifikat-
system die CO

2
-Emissionen abdecken, die aus der Verbrennung kohlenwasser-

stoffhaltiger Kraftstoffe aller Endverbraucher stammen.

Dieser Vorteil der umfassenden Abdeckung hat in Europa heute allerdings
seine Kraft durch die Einführung des dezentralisierten ETS im Bereich der
ortsfesten energieintensiven Anlagen verloren. Ein Umweltzertifikatsystem im
vorgelagerten Bereich sollte daher in Ergänzung zum ETS moduliert werden.

Außerdem hat ein Umweltzertifikatsystem im vorgelagerten Bereich zwei Nach-
teile.

Der erste steht im Zusammenhang mit der Gefahr einer Verwässerung der
Anreizwirkung der Umweltzertifikate für die tatsächlichen Emittenten, damit
diese die gesamte Bandbreite der Möglichkeiten ausschöpfen, die sie zur
Emissionsverringerung haben. Unabhängig davon, ob die Umweltzertifikate
in Versteigerungen erworben werden oder kostenlos an die Kraftstofflieferanten
vergeben werden, werden diese Lieferanten die Opportunitätskosten47 der
zusätzlichen Umweltzertifikate an ihre Kunden weitergeben: für letztere wird
dies eine einfache zusätzliche Steuer darstellen. In diesem Fall ist der Vorteil
gegenüber dem aktuellen Besteuerungssystem praktisch Null.

Der zweite Nachteil wird bei der kostenlosen Zuteilung der Quoten an die
Kraftstofflieferanten sichtbar. Was macht man mit den von der Anfangsvertei-
lung generierten Einnahmen, wenn die Umweltzertifikate den Raffinerien und
Kraftstoffgroßhändlern kostenlos zugebilligt werden? Letztere könnten die
Opportunitätskosten für diese Umweltzertifikate übermitteln, die sie kostenlos
erhalten haben: dies würde nicht die wirtschaftliche Effizienz des Systems in
Frage stellen, aber sicherlich seine Akzeptanz, da diejenigen die Anstrengun-
gen zur Verringerung vornehmen, nicht von den Einnahmen profitieren, die
durch die kostenlose Vergabe erzeugt werden. Ein Umweltzertifikatsystem im
vorgelagerten Bereich scheint somit aus Gründen der politischen Akzeptanz
unvereinbar mit einer freien Zuteilung zu sein48.

Diese Nachteile regen dazu an, über die sogenannten „nachgelagerten“ Um-
weltzertifikatsysteme nachzudenken, d. h. dezentralisiert, stärker im Verkehrs-
sektor.

47• Da die Umweltzertifikate einen Wert auf dem Markt besitzen würden, bestünden die Opportunitätskosten für
einen Kraftstofflieferanten darin, die kostenlos erhaltenen Umweltzertifikate auf dem Markt nicht einzusetzen oder
ihre Werte nicht in Form von zusätzlich in Rechnung gestellten Kosten von ihre Kunden zurückzuholen.
48• Außer bei Besteuerung dieser Einnahme, was weitere Komplikationen zur Folge hätte…

Note
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Wir beginnen mit einer kurzen Darstellung des Vorschlags der Europäischen
Kommission zur Einbeziehung des Luftverkehrs mittels der Fluggesellschaf-
ten als einen ersten Schritt in Richtung eines nachgelagerten Systems. Auf
der anderen Seite gibt es einen Vorschlag für eine Zuteilung von Kohlenstoff-
quoten an Einzelpersonen, die sämtlichen über den Transport hinausgehen-
den Energieverbrauch abdecken würden. Es handelt sich um einen sehr ein-
fachen Vorschlag, was seine Stärke ausmacht.

Trotzdem glauben wir, dass es wichtig ist, sich genauer damit auseinanderzu-
setzen, was vollständig im nachgelagerten Bereich dezentralisierte Allokatio-
nen im Verkehrssektor darstellen könnten.

Wenn das Ziel der CO
2
-Emissionen für die Akteure der Personenbeförderung

und des Gütertransports gleich ist, ist der Wettbewerbsdruck ihrer jeweiligen
Märkte dagegen unterschiedlich:

● Der Sektor des Straßengüterverkehrs zeichnet sich in Frankreich durch eine
Vielzahl sehr kleiner Unternehmen und einen starken inner-, aber auch au-
ßereuropäischen Wettbewerb aus. Der Straßengüterverkehr stellt 80 % des
binnenländischen Güterverkehrs auf dem Landweg (in Tonnenkilometern)
sicher und steht im Wettbewerb mit der Bahn, der Binnenschifffahrt und
dem Luftverkehr für den Eilgutverkehr und Transporte großer Reichweite.

● Bei der Personenbeförderung auf der Straße kommen eine Vielzahl privater
und öffentlicher Akteure zum Einsatz. Die Haushalte kaufen und unterhal-
ten Pkw, deren technische Merkmale von den Herstellern bestimmt wer-
den49. Die Betreiber der öffentlichen Personenbeförderung auf der Straße
kommen in einem stark durch die gemeinwirtschaftlichen Interessen regu-
lierten Rahmen zum Einsatz, sei es in den Städten – oder sogar im vorstäd-
tischen oder zwischenstädtischen Bereich –, wo die für den Transport ver-
antwortlichen Behörden den Service und die Finanzierung bestimmen. Im
Rahmen der zunehmenden Liberalisierung der europäischen Personen-
beförderung auf der Straße, treten die Betreiber ebenfalls in zunehmendem
Maße mit der Bahn und dem Luftverkehr in Wettbewerb, sei es für die spe-
zialisierten Dienste des Tourismus oder internationale Dienstleistungen.

Daher müssen die Merkmale möglicher Umweltzertifikatsysteme für diese
beiden Bereiche (Ziele, Regeln für die Anfangsallokation der Umweltzertifikate,
usw.) unabhängig voneinander entworfen werden.

Deshalb werden im Anschluss an die zwei Abschnitte für den Luftverkehr und
die Kohlenstoffallokation für Einzelpersonen zwei separate Abschnitte der
Personenbeförderung bzw. dem Güterverkehr auf dem Landweg gewidmet.

49• die Gegenstand von Umweltzertifikatsystemen für Emissionen pro Einheit sein können, wie das ZEV-Pro-
gramm (siehe oben).

Note
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5 Die europäischen Vorschläge
für den Luftverkehr

Der Luftverkehr belegt eine sehr rasche Zunahme seines Verkehrsaufkom-
mens: z. B. verzeichnet Europa seit 10 Jahren eine Zunahme der Anzahl sei-
ner Flüge von 2,5–4,25 % pro Jahr und die CO

2
-Emissionen, die durch diesen

Verkehr erzeugt werden, die zwischen 1990 und 2003 um 73 % zugenommen
haben, könnten das Äquivalent von mehr als einem Viertel der Reduktionen
kosten, die für die Erreichung der Zielvorgabe des Kyoto-Protokolls durch die
Europäische Union erforderlich sind (Wit et al, 2005). Nach dem Bericht des
IPCC50 von 1999 stellte die Luftfahrt im Jahr 1992 nur einen geringen Anteil
(3,5 %) der Strahlungsbilanz anthropogenen Ursprungs dar, aber angesichts
des Tempos der Entwicklung seines Verkehrsaufkommens, dürfte dieser Pro-
zentsatz rasch zunehmen. Außerdem wird in diesem Bericht die Meinung ver-
treten, dass die globalen Auswirkungen des Luftverkehrs 2 bis 4 Mal höher
sind als der Einfluss der allein von seinen CO

2
-Emissionen herrührt, da die

ausgestoßenen Stickoxide die Bildung von Ozon hervorrufen und die Kon-
densstreifen, deren Auswirkungen unter Verdacht stehen, aber noch wenig
bekannt sind51.

Während die Emissionen des inländischen Luftverkehrs der Verantwortung
der Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls unterstehen, hat letzteres die Frage
der Emissionen des internationalen Luftverkehrs an die Internationale Zivil-
luftfahrt-Organisation (ICAO) zurückgewiesen52. Obwohl sich die ICAO strikt
gegen jegliche Kraftstoffsteuer auf internationaler Ebene widersetzt, hat sie
das Prinzip eines Handelssystems für Emissionsrechte akzeptiert, die für die
Zivilluftfahrt unter der Voraussetzung gelten, dass dieses System für die ande-
ren Wirtschaftsbereiche offen ist, ohne Verzerrungen beim Marktzugang und
bei der Allokation der Rechte zu verursachen.

Angesichts der schleppenden Fortschritte der Verhandlungen mit der ICAO
hat die EU-Kommission in einer Mitteilung vom September 2005 vorgeschla-
gen, die Luftfahrzeugbetreiber53 in das EU-Emissionshandelssystem (ETS)
einzubeziehen, egal ob der Zielort in einem Mitgliedsstaat der Europäischen

50• Zwischenstaatliche Sachverständigengruppe für Klimaänderungen (IPCC auf Englisch).
51• Für eine detaillierte Übersicht der wissenschaftlichen Erkenntnisse über die physikalisch-chemischen Effekte
der Emissionen des Luftverkehrs und eine Diskussion der verschiedenen Möglichkeiten an Maßnahmen der
Strahlungsbilanz dieser Emissionen, siehe Wit et al, 2005.
52• Die ICAO wurde 1944 zur Förderung der sicheren und ordnungsgemäßen Entwicklung der weltweiten Zivil-
luftfahrt gegründet. Als Sonderorganisation der Vereinten Nationen erstellt sie die notwendigen internationalen
Regeln und Normen für die Sicherheit, den Schutz, die Wirksamkeit und die Ordnungsmäßigkeit des Luftverkehrs
und sie ist das Instrument für die Zusammenarbeit zwischen den 189 Vertragsstaaten in allen Bereichen der Zivil-
luftfahrt (Quelle http://www.icao.int).
53• die meistens, aber nicht ausschließlich Fluggesellschaften sind. Diese würde somit die nichtkommerziellen
Flüge miteinschließen. Siehe EWG, 2005.

Note
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Union liegt oder nicht. Die Betreiber würden alle von dieser Regelung betrof-
fen sein, egal ob sie ihren Sitz in der Europäischen Union haben oder nicht.
Auf der Grundlage der Studie, die sie durchführen lassen hat (Wit et al, 2005),
ist die Kommission der Auffassung, dass dieses System vorteilhafter als die
denkbaren Alternativen54 sein würde und die Auswirkungen auf die Preise der
Flugtickets gering sein würden (0 bis 9 € je Hin-und Rückflug). Die Kommissi-
on hatte dann einen Vorschlag für eine Richtlinie zu diesem Thema zum Ende
des Jahres 2006 vorgesehen.

Bei der Untersuchung der konkreten Umsetzung dieses Vorschlags55 sind
mehrere Probleme aufgetreten. Aufgrund der Abwesenheit jeglicher Auflagen
für den internationalen Luftverkehr würde die Einbeziehung des Luftverkehrs
in das ETS zu Komplikationen in der Rechnungsführung des aktuellen mit
dem Kyoto-Protokoll in Beziehung stehenden ETS führen. Es müsste eine zweite
Allokationsregelung für internationale Flüge eingeführt werden, die Definition
der unter das Quotensystem fallenden Anlagen und die Regeln für die kosten-
lose Anfangsallokation verändert werden. Die Festlegung der Allokationsregeln
ist eine komplexe Aufgabe: es ist bekannt, dass die Regelung der Großvater-
rechte den schlechten Schülern, diejenigen die bisher nur sehr geringe An-
strengungen unternommen haben, zu Lasten der anderen Vorteile einräumt
und für neue Marktteilnehmer ungeeignet ist, die häufig in diesem sich stark
entwickelnden Sektor sind; eine Allokation durch den Vergleich der besten
Praktiken (benchmarking) scheint ebenfalls sehr kompliziert in der Umsetzung
zu sein. Darüber hinaus würde dieses System eine Komplexität für den Über-
gang von Inlandsflügen zu internationalen Flügen, finanzielle Hürden und
möglicherweise unerwünschte Verhaltensweisen der Fluggesellschaften in der
Mischung dieser Flugtypen verursachen.

Als Reaktion auf diesen Vorschlag hat das Europäische Parlament im Juli 2006
eine Entschließung für die Einrichtung eines solchen Handelssystems für die
Luftfahrt getroffen, welches aber geschlossen und vom aktuellen ETS getrennt
ist.

Nach Auffassung des Parlaments müssten alle Flüge von und nach der Euro-
päischen Union unabhängig vom Herkunftsland der Fluggesellschaft abge-
deckt werden. Darüber hinaus führt diese Entschließung eine Reihe von Hin-
dernissen für die Freizügigkeit eines möglichen Markts ein56, bevorzugt eine
Verteilung der Quoten in Form von Auktionen und ist der Auffassung, dass die
Anfangsallokation (wenn sie kostenlos sein soll) auf EU-Ebene festgesetzt
werden sollte und nicht der freien Entscheidung der Mitgliedstaaten unterlie-
gen sollte.

54• wie die Steuern auf die Flugtickets, die Abflugsteuern oder die Emissionsgebühren.
55• insbesondere im Rahmen der Arbeiten der Aviation Working Group, die von der Kommission zur Prüfung
dieses Vorschlags eingeführt wurde. Anstelle eines Abschlussberichts hat diese Gruppe eine Kompilation von
Sitzungsminuten veröffentlicht (siehe http://ec.europa.eu/environment/climat/aviation_en.htm).
56• der unser Meinung nach natürlich ebenso viele Ursachen wirtschaftlicher Ineffizienz des Instruments darstellen
würde.

Note



73Verkehr · Forschung · Innovation

6 Die Vorschläge für die Einzelallokationen
der Kohlenstoffquoten

Vorstellungen über die Allokationen von Kohlenstoffquoten auf Einzelbasis sind
seit geraumer Zeit im Umlauf und man kann ihren Ursprung in den Vorschlä-
gen von D. Fleming im Jahr 1996 finden: zunächst unter dem Namen „Domestic
Tradable Quotas (DTQ)“ (Fleming, 1996), danach von ihm selbst umbenannt
in „Tradable Energy Quotas (TEQ)“ (Fleming, 2006). Es geht um Quoten für
Energie (und nicht für Treibhausgasemissionen), deren Rationierung einem
doppelten Zwang folgen würde, der einerseits in der Verringerung der Treib-
hausgase und andererseits der Erhaltung einer gerechten Energieverteilung
unabhängig von ihrer Quelle und in Erwartung künftiger Energiekrisen besteht.

Diese Quoten würden zum Teil kostenlos vergeben werden (jede Woche für
die Erwachsenen) und zum Teil in Auktionen für Unternehmen und andere
Marktteilnehmer (einschließlich der öffentlichen Verwaltung). Die nicht verwen-
deten Quoten würden auf einem Markt handelbar sein, indem die Allokatio-
nen, Belastungen und Verkäufe mit Hilfe von Chipkarten und einer nationalen
elektronischen Plattform verwaltet werden.

Diejenigen, die nicht an diesem System teilnehmen wollen, können ihre erhal-
ten Quoten sofort wieder verkaufen, würden dann aber automatisch Quoten
in Rechnung gestellt bekommen, die der Höhe ihres Energieverbrauchs ent-
sprechen.

Das Budget würde für einen Zeitrahmen von 20 Jahren von einer unabhängi-
gen Kommission für Energie erstellt und veröffentlicht werden. Dieses Budget
würde regelmäßig jede Woche verringert werden (D. Fleming verwendet das
Bild der Stufen einer „Energietreppe“ die die Gesellschaft eine nach der ande-
ren hinuntersteigen würde).

Ein solches System würde daher die gesamte Wirtschaft eines Landes einbe-
ziehen und alle Energieverbräuche mit einem einzigen System und Markt ab-
decken. Es wird offensichtlich, dass diese Politik und insbesondere das für 20
Jahre festgelegte Budget nicht durch Änderungen der politischen Mehrheit in
Frage gestellt werden.

Dieser Vorschlag wurde im Ministerium für Finanzen des Vereinigten König-
reichs debattiert und im Juli 2005 durch den britischen Umweltminister offen
in der Presse thematisiert.

Der Vorschlag der DTQ war Gegenstand einer ersten Bewertung im Hinblick
auf die Gerechtigkeit, Effizienz und Effektivität (Starkey und Anderson, 2005).
Hinsichtlich der Gerechtigkeit scheint eine egalitäre Verteilung der Quoten
zwischen den Individuen in erster Annäherung gerecht zu sein. Dennoch soll-
te er von den üblichen Maßnahmen begleitet sein, die darauf abzielen, den
ärmsten Bevölkerungsgruppen zu helfen, die die ersten Opfer einer Verteue-
rung der Energiekosten sein würden. Bezüglich der Effizienz scheint das elek-
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tronische System umsetzbar (und Betrug kontrollierbar) zu sein, während die
Einfachheit des Verfahrens die Akzeptanz durch die Bevölkerung erleichtert.
Im Hinblick auf die Wirksamkeit betonen die Autoren, dass die Integration von
45 Millionen Individuen (Erwachsene) in einem solchen System als Herausfor-
derung angesehen werden kann, aber es billiger wäre als der Gesetzentwurf
für die Einführung eines nationalen Personalausweises (zudem man sich äu-
ßern könnte) oder derjenige einer nationalen Straßenmaut.

Die zusätzlichen Kosten eines DTQ-Systems im Vergleich zu anderen Instru-
menten, wie der Kohlenstoffsteuer oder der bloßen Rationierung, scheinen in
den Augen der Autoren angesichts der Vorteile in Bezug auf Gerechtigkeit,
öffentlicher Akzeptanz und Effizienz gerechtfertigt zu sein.

Obwohl dieser Vorschlag verlockend zu sein scheint, kann man annehmen,
dass seine Anwendung für alle Energieverbrauchsdimensionen der Haushal-
te eine umfassende Bewertung jedes einzelnen verlangt, insbesondere derje-
nige Energieverbrauch, der mit dem Wohnen und dem Transport in Zusam-
menhang steht.

7 Umweltzertifikate für den Kraftstoffverbrauch
der Autofahrer

Die Vielfalt der mobilen Emissionsquellen, die die Kraftfahrzeuge darstellen,
ist a priori ein Hindernis für die Dezentralisierung des Umweltzertifikatsystems
im Verkehrs sektor, da die Verwaltungskosten als unerschwinglich eingeschätzt
werden. Sie erklärt, warum die Idee der Dezentralisierung der Umweltzertifikate
auf Ebene der Fahrzeughersteller mit dem Ziel der Fahrzeugemissionen je
Einheit aufhört (siehe das oben beschriebene ZEV-Programm und Vorschläge
aus der Literatur: Albrecht, 2000; Wang, 1994) oder die Motorisierung der Haus-
halte (Walton, 1997). Derartige Systeme haben dennoch den Nachteil, den an-
deren Bestandteil zu ignorieren, der zur Gesamtsumme der Emissionen bei-
trägt, d. h. den Kraftstoffverbrauch durch die tatsächliche Benutzung des Fahr-
zeugs. Bei traditioneller Betrachtungsweise würde dieser Verbrauch durch eine
Erweiterung der bestehenden Kraftstoffsteuern abgedeckt werden, wobei die
zusätzlichen Kosten für Verwaltung und Erhebung praktisch Null wären.

Die Schwankungen der Ölpreise bewirken, dass die Effektivität einer Steuer
zufällig ist, während die Akzeptanz dieser Steuer von der Öffentlichkeit noch
lange nicht erlangt wurde (siehe Kasten 6). Eine CO

2
-Steuer, die darauf ab-

zielt, den Kraftstoffverbrauch zu beschränken, sollte einen Festbetrag darstel-
len (wie die aktuelle Mineralölsteuer) und nicht proportional zum Kraftstoff-
preis sein. Dieser Betrag sollte sich ständig den Schwankungen des Ölpreises
anpassen, um einen konstanten Signal-Preis für die Verbraucher aufrechtzu-
erhalten.
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Die Grenzen der traditionellen Kraftstoffbesteuerung

Die Besteuerung ist ein im Verkehrssektor (vor allem aufgrund seines steuer-
lichen Ertrags) weit verbreitetes Instrument. In Frankreich beliefen sich die
Verbrauchsteuern auf Kraftstoffe im Jahr 2002 auf 27 Mrd. € bei einem BIP
von 1522 Mrd. €. Obwohl das derzeitige Steuerniveau als hoch angesehen
werden kann, erscheint es nicht ausreichend im Hinblick auf das Ziel der
Eindämmung des Anstiegs des Kraftstoffverbrauchs im Straßenverkehr. Die
Höhe der für die Reduktion der Treibhausgasemissionen notwendigen Zu-
satzabgabe kann anhand der Preiselastizität der Nachfrage nach Kraftstoffen
abgeschätzt werden, dessen Wert je nachdem variiert, ob die Kurz- oder Lang-
zeitwirkungen betrachtet werden. Denn mit einer Erhöhung der Kraftstoff-
preise können einige Anpassungen wie die Änderung der Fahrweise, der Ver-
ringerung oder Optimierung bestimmter Ortswechsel oder die Änderung der
Transportmittel kurzfristig vorgenommen werden (z. B. in den der Preis-
erhöhung folgenden Wochen oder Monaten). Weitere Anpassungen wie
Fahrzeugwechsel, Wechsel des Wohnsitzes oder des Arbeitsplatzes erfordern
mehr Zeit. Diese Werte der Preiselastizität stellen sich zwischen – 0,3 für die
kurz-57 und – 0,7 für die langfristigen Wirkungen ein (Goodwin, 1988). Es
handelt sich um eine gewöhnliche Elastizität, die die Ersatz- und Einkommens-
effekte agreiert.

Die Anwendung einiger Zahlen auf den Fall Frankreichs ermöglicht die An-
gabe von Größenordnungen. Mit einem Preiselastizitätswert von – 0,7 und
einem Ziel für eine Verbrauchsreduktion von 10 % müsste der Anstieg 14 %
betragen, was für einen Kraftstoffpreis von 1,06 €/l (Februar 2000) einen
zusätzlichen Steuerbetrag von 0,15 € pro Liter entspricht. Aufgrund eines
starken Anstiegs der Rohölpreise sind die Verbraucherpreise des Super-Kraft-
stoffs um 17 % (von 0,9 € auf 1,06 €) von Februar 1999 bis Februar 2000
angestiegen. Angesichts der kurzfristigen Elastizität hätten der Kraftstoffver-
brauch und der Verkehr infolgedessen sofort darunter leiden müssen. Diese
beiden Parameter sind dagegen im Jahr 1999 weiter angestiegen und haben
sich erst im Jahr 2000 stabilisiert und sind im Jahr 2001 erneut angestiegen
(URF, 2003). Man kann hierin einen Effekt des anhaltenden Wirtschafts-
wachstums sehen, welcher Ende der 90er Jahre zu verzeichnen war. Die Höhe
der erforderlichen Steuer für die Verringerung der Treibhausgase sollte somit
ebenfalls die Einkommenselastizität der Nachfrage nach Kraftstoffen berück-
sichtigen, die positiv ist. Mit anderen Worten müsste die Treibhausgassteuer,
um effektiv zu bleiben, ebenfalls mit der ökonomischen Wachstumsrate an-
steigen.

57• z. B. bei einer Preiserhöhung von 10 % würde die Nachfrage nach Kraftstoff um 3 % sinken

Kasten 6

Note
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Auch die Schwankungen des Ölpreises könnten die Wirkung dieser Steuer
auf den Endverbraucher zunichte machen. Der Umschwung auf dem Ölmarkt
im Laufe des Jahres 2001 bewirkte, dass der Anstieg von 1999–2000 im
wesentlichen rückgängig gemacht wurde, da der Preis des unverbleiten Su-
per-Kraftstoffs wieder auf etwas weniger als 1 € gesunken ist (gängiger Wert
der Jahre 2002 und 2003): Die Preiseffekte aufgrund einer möglichen Treib-
hausgassteuer wären zunichte gemacht worden. Zur Erinnerung: bis zum 24.
Juli 2006 lag der durchschnittliche Verbraucherpreis58 für Super-Bleifrei mit
einer Oktanzahl von 95 bei 1,34 €/l und sank bis zum 16. Oktober wieder auf
1,19 €/l.

Schließlich zeigt der „Steueraufstand“ in mehreren europäischen Ländern
vom September 2000, dass die Öffentlichkeit sehr empfindlich in Bezug auf
die Kraftstoffsteuern ist (Lyons und Chatterjee, 2002). Da die Zentralregierung
von dieser Steuer profitiert, konzentriert sie jegliche Widerstände, obwohl
sie nur wenig Einfluss auf die Ölpreise hat.

Die Beispiele des österreichischen Ökopunktesystems, welches mehrere Jahre
in Kraft war (siehe oben), der elektronischen Straßenmaut für Lkw in Deutsch-
land, welches seit 2005 in Kraft ist, oder auch das Projekt der Alpentransit-
börse (siehe oben) zeigen, dass die technische und wirtschaftliche Machbarkeit
der Überwachung von Transaktionen einer Vielzahl mobiler Quellen keine un-
überwindlichen Schwierigkeiten aufweist.

Die Dezentralisierung des Umweltzertifikatsystems im Verkehrssektor ist dem-
nach von Interesse, da die Transaktionskosten größtenteils durch die Vorteile
in Bezug auf die Effizienz, Akzeptanz und Gerechtigkeit ausgeglichen werden
würden, die das System der Umweltzertifikate aufweist.

Ein System von Umweltzertifikaten für die CO
2
-Emissionen, welches auf den

Kraftstoffverbrauch der Autofahrer angewendet wird, wurde von Raux und
Marlot (2001) vorgeschlagen. Die Pkw machen neben den leichten Nutzfahr-
zeugen und Lastkraftwagen in der Tat rund drei Fünftel der Kraftstoffverkäufe
aus. Wir wiederholen die wesentlichen Elemente dieses Vorschlags im Fol-
genden.

a) Ziel und Allokation

Das Effizienzideal besteht darin, auf einem möglichst dezentralisierten Niveau
zu wirken, d. h. den Autofahrern als CO

2
-Emittenten. Das Umweltzertifikat muss

daher mit dem Liter Kraftstoff gekauft werden. Es handelt sich um einen Wert,
der je nach der Art des Kraftstoffs in Abhängigkeit der durchschnittlichen Menge

58• Quelle: www.minefi.gouv.fr, Übersicht der Kraftstoffpreise.

Note
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an durch Verbrennung emittiertem CO
2
 moduliert werden kann (Diesel enthält

mehr Kohlenstoff als Benzin). Zur Vereinfachung der Darstellung gehen wir
davon aus, dass eine Einheit an Umweltzertifikaten mit einem Liter Kraftstoff
verknüpft ist.

Eine kostenlose Allokation von Umweltzertifikaten trägt zur Minimierung der
Probleme der sozialen und politischen Akzeptanz bei, da sie den Verbrauch
einer Anfangsmenge an Kraftstoff ohne Mehrkosten erlaubt. Dies garantiert
eine minimale Mobilität für alle Nutzer, die über keine existenzfähige Alternati-
ve zum Auto verfügen.

Beispielsweise ist es möglich, als Basis einen auf 1000 Liter pro Auto und Jahr
gerundeten durchschnittlichen Verbrauch anzusetzen59. Durch die Auferlegung
einer Reduktion dieses Verbrauchs von 10 % würde sich die Anzahl der zu
verteilenden Umweltlizenzen auf einen Wert von 900 (900 Liter) je Auto belau-
fen.

Wenn der Verbraucher mehr als 900 Liter konsumieren will, muss er zusätzli-
che Umweltzertifikate auf dem Markt erwerben. Wenn der Verbraucher dage-
gen nicht alle der ihm zugeteilten Umweltzertifikate verbraucht, kann er sie
verkaufen. Die Möglichkeit des Verkaufs stellt einen zusätzlichen Anreiz dar,
sein Verhalten anzupassen, insbesondere für diejenigen, die dies zu geringe-
ren Kosten tun können. Die Umweltzertifikate haben eine unbegrenzte Le-
bensdauer, was eventuell ein Hortungs- und Spekulationsverhalten hervorru-
fen kann.

Kauf und Verkauf der Umweltzertifikate werden auf nationaler Ebene durch
eine Regulierungsbehörde überwacht. Die jährliche Allokation erfolgt auf ein
persönliches Quoten-Konto in Form einer Chipkarte, die die Zuteilungen und
den Verbrauch der Umweltzertifikate speichert und mit den bereits an den
Tankstellen vorhandenen Kreditkartenlesern kompatibel ist. Debit oder Kauf
von Umweltzertifikaten zum Tageskurs können somit zeitgleich mit dem
Kraftstoffkauf erfolgen. Die Umweltzertifikate können ebenfalls in Bankauto-
maten oder per Internet gekauft und verkauft werden. Angesichts der großen
Zahl der beteiligten Akteure würde der Handel nicht bilateral sein, sondern in
einer zentralen Handelsbörse stattfinden, die den Tageskurs des Umwelt-
zertifikats veröffentlicht.

b) Ein Mischsystem: Steuer- und Umweltzertifikat

Es wäre sozial inakzeptabel, plötzlich von einem Steuersystem zu einem Um-
weltzertifikatsystem zu wechseln. Beide Systeme müssen daher nebeneinan-

59• Die quantitativen Simulationen wurden für das Jahr 1997 durchgeführt, für welches die aktuellsten Daten über
den Fuhrpark und den Verbrauch zur Verfügung standen (Fuhrpark-Panel SOFRES-ADEME, siehe. Hivert, 1999).
Angesichts der vom Panel angegebenen Kilometerstände und des Verbrauchs je Einheit (13.719 km im Durch-
schnitt, etwas weniger als 7,5 l/100 km), lag der Jahresdurchschnitt bei 1022 Litern.

Note
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der bestehen, aber gleichzeitig muss ein finanzieller Anreiz für den Beitritt zum
Umweltzertifikatsystem gegeben werden.

Außerdem sollte der Verbrauch der Umweltzertifikate möglichst zeitgleich mit
dem Kraftstoffkauf bestätigt werden, d. h. zum Zeitpunkt des Kaufs an der
Zapfsäule, um die Verwaltungskosten zu senken. Daher ist es unmöglich, eine
administrativ undurchlässige Grenze zwischen dem Steuersystem und dem
Umweltzertifikatsystem zu errichten.

Die Lösung wäre der Einsatz einer einmaligen Steuer, die so genannte „CO
2
-

Abgabe“, die sowohl die Kraftstoffverbraucher einbeziehen würde, die dem
Umweltzertifikatmarkt nicht beitreten, als auch diejenigen, die innerhalb des
Umweltzertifikatsystems ihre Anfangsallokation aufgezehrt haben und keine
Umweltzertifikate auf dem Markt kaufen können oder wollen. Die Steuer wür-
de somit eine Begrenzung der Preiserhöhung der Umweltzertifikate ermögli-
chen, indem sie als eine Art Höchstpreis gestaltet ist.

Der Beitritt zum Umweltzertifikatsystem erfolgt somit auf freiwilliger Basis.

c) Bewertungskriterien

Aufgrund der Förderung der Integration der Transaktionen und Überprüfun-
gen der Umweltzertifikate in das bestehende System von Transaktionen rund
um die Kreditkarte (Änderung der in den Kreditkartenautomaten der Zapfsäu-
len eingebetteten Software, Integration der Microcode-Software in die Chips
der existierenden Kreditkarten mit der periodischen Erneuerung dieser), dürf-
ten die Umsetzungs- und Verwaltungskosten moderat sein. Das Management
der Handelsbörse für Umweltzertifikate könnte in die Wertpapierbörse inte-
griert werden.

Die Berechnung der Überschüsse mit verschiedenen Elastizitätshypothesen
und Wohnsitzen der Privathaushalte (Stadtzentrum, Stadtrand, Vorort und länd-
licher Raum) bringen zwei Diskussionspunkte hervor60:

● der erste bezieht sich auf die Alternative zwischen Steuer und Umwelt-
zertifikat und wird durch das sich für den Staat ergebende Ausmaß des
Nutzens der zusätzlichen Besteuerung im Falle der Steuer und des steuer-
lichen Netto-Verlusts im Falle der Umweltzertifikate illustriert61: dieser Ver-
lust stellt jedoch nur 5 % der aktuellen Steuereinnahmen dar, die vom
Kraftstoffverbrauch herrühren.

● der zweite bezieht sich auf die Verteilung des Überschusses innerhalb der
Haushalte entsprechend ihrer Standorte. Im Falle der Steuer bewirken die-
se verschiedenen Werte nur geringe Variationen auf eine bereits beträchtli-
che Besteuerung: alle Autofahrer „verlieren“ zum Nutzen der Allgemeinheit.

60• Die methodologischen Einzelheiten und umfangreichere Ergebnisse wurden veröffentlicht in Raux und Marlot
(2005). Die quantitative Analyse wurde mit Verbrauchsdaten und Kraftstoffpreisen von 1997 durchgeführt.
61• Die Umweltzertifikate werden in der Tat zwischen den Akteuren gehandelt und der Kraftstoffverbrauch sinkt
ebenso wie die Steuereinnahmen der aktuellen Steuern.

Note
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Dagegen verschwindet diese Belastung im Falle der Umweltzertifikate: die
Gewinner wären die Haushalte des Stadtzentrums oder der Vorstädte, die
im Allgemeinen Verkäufer von Umweltzertifikaten wären – sie können einfa-
cher CO

2
 einsparen, indem sie ihre zurückgelegten Fahrzeug- Kilometer

reduzieren –, während die Haushalte im peri-urbanen Bereich im Durch-
schnitt die größten Käufer sein würden. Diese je nach Standort mehr oder
weniger großen Anpassungsfähigkeiten gewährleisten, dass der Handel der
Umweltzertifikate tatsächlich stattfinden würde. Die Größenordnungen be-
laufen sich im Mittel auf einige dutzende oder hunderte Franken an Netto-
gewinn oder -verlust je Fahrzeug, Jahr und Standortkategorie.

Dieses System hat den Vorteil der Einfachheit, da die Handelseinheit das mit
jedem verbrauchten Liter Kraftstoff verknüpfte Umweltzertifikat darstellt. Die
verbrauchten oder gehandelten Mengen werden somit gleichzeitig mit dem
Kraftstoffkauf überprüft und alle Kraftstoffverbraucher können am Markt teil-
nehmen. Die Kontrolle ist einfach, da sie auf den Rechtsakt des Kraftstoff-
kaufs beschränkt ist und die Messung der tatsächlichen Emissionen nicht er-
forderlich ist. Das Vorhandensein der oberen Begrenzung der Umweltzertifikat-
preise durch die CO

2
-Steuer und die Möglichkeit des Handels der Umwelt-

zertifikate schreckt den Schwarzmarkt ab.

Dieses System sanktioniert Haushalte mit höheren Einkommen stärker; Die
Daten für 1997 zeigen in der Tat, dass die durchschnittliche jährliche Fahrleis-
tung je Auto ziemlich regelmäßig mit den Einkommensgruppen steigt: mit et-
was mehr als 12.000 km für die niedrigsten Einkommensklassen (weniger als
50 KF pro Jahr und 50 bis 75 KF pro Jahr ) auf etwa 16.000 km für die höchs-
ten Einkommensklassen (400–500 KF pro Jahr und mehr als 500 KF pro Jahr).

Gleichermaßen verhindert die kostenlose Anfangsallokation eine zu große
Belastung für die Verbraucher, besonders für die Ärmsten; der durchschnittli-
che jährliche Verbrauch der Fahrzeuge variiert nämlich zwischen etwas mehr
als 900 Litern (niedrige Einkommensklassen) und 1300 oder sogar 1400 Li-
tern (hohe Einkommensklassen) und der Anteil der zurückgelegten Kilometer
für Fahrten zwischen Wohnort und Arbeitsplatz liegt zwischen 24 % (für die
niedrigsten Einkommensklassen) und 30 oder sogar 39 % für die höchsten
Einkommensklassen; Diese Zahlen legen nahe, dass die „gezwungene“ Mo-
bilität im Wesentlichen bewahrt wird, aber diese Durchschnittsdaten dürfen
nicht das Vorhandensein von Fragilitätssituationen verschleiern, wie zum Bei-
spiel die „Armen im ländlichen Raum“, die keine andere Alternative als das
Auto haben, und angepassten Kompensierungen bedürfen.

Die kostenlose Zuteilung ist mit einem Akt des wirtschaftlichen Verbrauchs
verknüpft (Besitz und Nutzung eines Autos), was den Mitnahmeeffekt durch
die Unentgeltlichkeit der Allokation begrenzt. Der Anreiz für den Besitz mehre-
rer Autos wird durch die Tatsache begrenzt, dass das Fahrzeug instandgehalten
werden muss (TÜV): nur wenn der Marktpreis für die Umweltzertifikate sehr
hoch werden würde, könnte dieses Phänomen eine Rolle spielen. Dieser Preis
wird aber durch die CO

2
-Steuer begrenzt.
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Dennoch kann eine solche Beihilfe für Autofahrer dazu führen, dass diejeni-
gen, die kein Auto besitzen, sich benachteiligt fühlen. Man kann demzufolge
aus Gründen der Gerechtigkeit andere Allokationsregeln in Erwägung ziehen:
die Allokation könnte je Individuum erfolgen (wie weiter oben für die Kohlenstoff-
allokation der DTQ). Eine gleiche Allokation für alle kann aufgrund spezifi-
scher Nutzungen ebenfalls Gerechtigkeitsprobleme hervorrufen: behinderte
Personen oder jene, die im ländlichen Raum wohnen usw. Nichts hindert uns
daran, diese Aspekte in der Allokationsmethode zu berücksichtigen.

Der inländische Charakter des Umweltzertifikatmarktes scheint existenzfähig
zu sein, wenn man die geringe durchschnittliche Reichweite der Ortswechsel
in Pkw berücksichtigt und wenn man die möglichen Probleme eines „Tank-
tourismus“ an den Grenzen (Probleme, auf die man bereits bei der Steuer
gestoßen ist) außer Acht lässt62. Allerdings dürfte die Abschottung des Mark-
tes nur vorübergehender Natur sein. Der Umweltzertifikatmarkt im Verkehrs-
sektor könnte zum nationalen oder sogar internationalen Umweltzertifikatmarkt
offen oder geschlossen sein, je nachdem, ob die öffentliche Hand den Sektor
aus verschiedenen sozialen oder politischen Gründen vor den Unwägbarkeiten
des Umweltzertifikatpreises auf dem internationalen Markt schützen will oder
nicht. Wenn die Allokation der Umweltzertifikate zu klein oder zu lasch ist oder
die schuldentlastende CO

2
-Steuer (Höchstpreis der Umweltzertifikate) nicht

gut angepasst ist, werden die Grenzkosten für die Reduzierung der CO
2
-Emis-

sionen nicht gleichmäßig innerhalb der verschiedenen Sektoren verteilt sein.
Derartige Verzerrungen verringern die Wirksamkeit des Systems. Man kann
sie also nur als Übergangsmaßnahmen zu einem letztendlich offenen Markt
ansehen.

Man kann also ableiten, dass dieses System dadurch starke Anreize zur Ver-
brauchsreduktion erzeugt, dass ein konkreter, greifbarer Nutzen für diejeni-
gen entsteht, die ihre Emissionen über ihre Anfangsallokation hinaus reduzie-
ren. Die kostenlose Allokation der Umweltzertifikate ermöglicht zudem, sich
zu einem großen Teil der Akzeptanz- und Gerechtigkeitsprobleme zu entledi-
gen, die eine neue Steuer auf einen bereits hoch besteuerten Artikel wie das
Benzin mit sich bringen würde.

62• Die Bedeutung dieses Risikos dürfte minimal sein, da die Nachbarländer Frankreichs im Rahmen der Europä-
ischen Seifenblase ebenfalls die mit dem Verbrauch fossiler Kraftstoffe in Zusammenhang stehenden Kosten be-
wältigen müssen.

Note
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8 Umweltzertifikate für den Kraftstoffverbrauch
im Güterverkehr

Entsprechend den Arbeiten der auf die Autofahrer angewendeten Emissions-
zertifikate beziehen sich weitere Arbeiten für „nachgelagerte“ Umweltzertifikate
auf den Güterverkehr63.

Man findet in Bezug auf die Definition der quantitativen Zielgruppe, d. h. die
Art der Quote, ähnliche Antworten wie im letzten Abschnitt. Die Besonderheit
des Güterverkehrs führt jedoch dazu, dass der Frage der Identifizierung der
Instanzen, die die Quoten besitzen, besondere Aufmerksamkeit geschenkt
wird. Anschließend wird über die Entscheidung diskutiert, ob eine kostenlose
Allokation der Quoten erfolgt oder nicht und in letzterem Fall, welche Allokations-
methode eingesetzt werden soll. Dann wird die geographische und sektorale
Abdeckung des Umweltzertifikatsystems definiert. Nachfolgend werden die
Aspekte der Überwachung und Kontrolle behandelt. Schließlich werden die
denkbaren Auswirkungen eines solchen Systems auf die Umwelt und die Wirt-
schaft evaluiert.

a) Das Ziel

Wie wir gesehen haben spricht die Umwelteffizienz dafür, auf die CO
2
-Emissi-

onen und damit den Verbrauch fossiler Brennstoffe abzuzielen. Die handel-
baren Quoten würden somit diejenigen CO

2
-Quoten darstellen, die auf Basis

des Kohlenstoffgehalts des Kraftstoffs berechnet werden, der vom Spediteur
für die Beförderung verbraucht wird. Für alle vom Spediteur gekauften Men-
gen fossilen Kraftstoffs (also zur Verbrennung vorgesehen) ist er verpflichtet,
der Regulierungsbehörde die entsprechenden Quoten mitzuteilen, die dann
abgezogen werden. Diese Verpflichtung würde also die Nutzer von Transport-
fahrzeugen betreffen, nämlich die öffentlichen Verkehrsunternehmen und die
Verlader, die ihre Beförderung auf eigene Rechnung durchführen.

b) Die Berücksichtigung der Vielfalt der Akteure und Entscheidungen

Welche Instanzen werden die Umweltzertifikate besitzen, handeln und sie für
die erzeugten Emissionen zurückgeben müssen? Und welche Akteure müs-
sen dementsprechend die Aufgabe der Emissionsreduktion übernehmen?

Die Ausrichtung auf den Kraftstoffverbrauch führt natürlich zu Anreizen für die
Spediteure. Die derzeitige Funktionsweise der Lieferkette lässt ihnen jedoch
nur geringe Spielräume. Die Verlader schreiben den Spediteuren durch ihre
Anforderungen in Bezug auf Frequenzen, Fristen und verlangter Dienstleis-
tungen Bedingungen vor, die diese einhalten müssen.

63• Es handelt sich um eine aktuelle Untersuchung des LET (Laboratoriums für Transportökonomie), die im Rah-
men des PREDIT (Programm für die Versuchs- und Innovationsforschung im Landverkehr) durchgeführt und von
der ADEME (Agentur für Umwelt und Kontrolle des Energieverbrauchs) finanziert wird.

Note
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Können zur Sicherstellung der Anreizeffizienz diejenigen Akteure in das Um-
weltzertifikatsystem einbezogen werden (und wenn ja unter welchen Bedin-
gungen), die sich im Vorfeld der Logistikkette befinden?

Diese Frage ergibt aus der Tatsache, dass die Transporttätigkeit und seine
Folgen für die Treibhausgasemissionen das Ergebnis einer Reihe von Ent-
scheidungen darstellen, die von Akteuren getroffen wurden, die manchmal
auseinandergehende ökonomische Ansichten haben.

Vier Auswahlebenen können identifiziert werden: von der strategischsten Ebene
mit einer Auswahl entsprechend der industriellen und geographischen Struk-
tur der Produktion und des Absatzes des Unternehmens (1), gefolgt von der
Planung dieser Produktion und dieses Absatzes (2 ), der Organisation des
Transports (3), bis zur Durchführung des Transports(4). Die Auswahl der 1.
Ebene beeinflusst das Verkehrsaufkommen von Zwischen- und Endprodukten
(Mengen und Entfernungen, was in Summe den Tonnenkilometern entspricht).
Die Auswahl der 2. (Anforderungen an die Versandplanungen) und 3. Ebene
(Organisation des Transports als Reaktion auf diese Anforderungen) hat Aus-
wirkungen auf die je Verkehrsträger zurückgelegten Fahrzeugkilometer sowie
den Befüllungsgrad und die Leerfahrten der Fahrzeuge. Die Auswahl der 4.
Ebene (Wahl des Kraftfahrzeugs und Fahrstils) hat schließlich Auswirkungen
auf den nominalen Verbrauch pro Einheit und jenem bei tatsächlichem Ge-
brauch.

Diese verschiedenen Ebenen können von sehr verschiedenartigen Akteuren
kontrolliert werden. Ein Unternehmen, welches Waren herstellt deckt in der
Regel mindestens die ersten beiden Ebenen der Entscheidungen ab, auch
wenn die 2. Ebene manchmal dazu neigt, durch nachgeschaltete Aufträge,
gegebenenfalls durch ein Logistikunternehmen, gesteuert zu werden. Das
Unternehmen kann sich entweder auf diese ersten beiden Ebenen beschrän-
ken oder bis zur 3. Ebene gehen, indem es seine eigene Logistik organisiert
und den Transport in Auftrag gibt (4. Ebene) oder die 4. Ebene noch ganz
oder teilweise abdeckt (Transport auf eigene Rechnung). Ein auf den Trans-
port spezialisiertes Unternehmen wird mindestens die 4. Ebene, häufig auch
die 3. abdecken und kann mittels logistischer Dienstleistungen bis auf die 2.
Ebene vordringen. Die Eigenschaft der Minimierung der Gesamtkosten für die
Verringerung der Emissionen mit Hilfe handelbarer Umweltzertifikate gilt in ei-
ner idealen Welt ohne Transaktionskosten. Die Realität sieht derart aus, dass
diese Vielzahl von Akteuren ebenso vielen verschiedenen Entscheidungs-
zentren mit ungleichen Verhandlungsstärken entspricht.

Für ein Unternehmen, welches seine Transporte auf eigene Rechnung durch-
führt (d. h. die Ebenen 1 bis 4 abdeckt), scheint das Problem nicht unüberwind-
bar zu sein: man kann sich vorstellen, dass das Unternehmen auf der Grund-
lage einer bestimmten Anfangsallokation (siehe unten) und einer obligatori-
schen Quotenübermittlung an die Regulierungsbehörde, die seinen Fahrzeug-
kraftstoffkäufen entspricht, seine Tätigkeit dem Bedarf anpassen wird, indem
es Quoten auf dem Markt erwirbt.
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Im Falle einer Fremdrechnung ist die Frage aufgrund der derzeitigen Lehns-
situation der Transportunternehmen gegenüber dem Verlader ein wenig kom-
plexer. Es muss daher ein System erarbeitet werden, das die Verteilung der
Reduktionsanstrengungen unter Berücksichtigung der jeweiligen Spielräume
zwischen Verladern und Transportunternehmen ermöglicht.

Zusammenfassend wäre ein Quotensystem im Einklang mit der europäischen
Quoten-Richtlinie allgemeingültig für alle Unternehmen unabhängig von ihrer
Tätigkeit. Die Unternehmen, die den Transport auf Rechnung Dritter ausfüh-
ren lassen, und die Transportunternehmen würden einem zu präzisierenden
System zur Überwachung der Quoten unterliegen (siehe unten).

Die Übertragung der Quoten:

Bei unseren Untersuchungen haben wir festgestellt, dass angesichts der stei-
genden Kraftstoffpreise die vertragliche Indexierung oder der Verkauf zum
marktüblichen Preis weit verbreitete Praktiken zu sein scheinen, auch wenn
bestimmte Verlader sich dagegen sträuben.

Diese Praxis wurde durch das Gesetz „für die Sicherheit und Entwicklung des
Verkehrs“ im Januar 2006 amtlich bestätigt, welches in die Entlohnungs-
grundlage des Straßengüterverkehrs ausdrücklich die für die Durchführung
der Beförderung notwendigen Kraftstoffkosten einführt. Das Gesetz sieht au-
ßerdem eine obligatorische Überarbeitung des Beförderungspreises vor, um
die Schwankungen dieser Kosten zu berücksichtigen. Auf jeden Fall muss die
Rechnung diejenigen Kraftstoffkosten enthalten, die für die Durchführung der
Beförderung tragbar sind.

Die Übertragung der Quoten zum marktüblichen Preis scheint somit möglich
zu sein: dies ist ein Mittel zur Absicherung des Spediteurs gegenüber der
Einführung von Kraftstoffquoten. So wie die Rechnung heute die Kraftstoff-
kosten enthalten muss, könnte diese Rechnung morgen die verbrauchten
Quoten64 für die Realisierung dieser Aufgabe enthalten.

c) Kostenlose Allokation oder nicht

Zwei Hauptarten von Anfangsallokationen können angeboten werden, näm-
lich als Verkauf oder kostenlos. Die erste besitzt den Vorteil, dass komplexe
Allokationsberechnungen vermieden werden, die manchmal kostenintensiv
zu erwerbende Informationen benötigen. Sie vermeidet ebenfalls die Einbe-
ziehung der öffentlichen Hand in eine langwierige Verhandlung mit den Akteu-
ren, auf die das Umweltzertifikatsystem abzielt, indem sie den Markt entschei-
den lässt. Um sich davon zu überzeugen, reicht es aus, die intensiven Ver-
handlungen in Deutschland oder Frankreich zwischen der Regierung und den

64• aus dem Durchschnittswert der CO
2
-Emissionen in vom Spediteur geschätzten Tonnenkilometern. Dies stellt

nicht mehr und nicht weniger ein Problem dar, da der Spediteur seinen Kraftstoffverbrauch genau kontrolliert.

Note
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Hauptemittenten von CO
2
 zu erwähnen, die im Rahmen der ersten Anwen-

dung der Europäischen Richtlinie im Jahre 2004–2005 stattgefunden haben.

Allerdings droht dieser Verkauf als eine zusätzliche Steuer angesehen zu wer-
den, die seine Akzeptanz bedroht. Aus diesem Grund wurden Vorschläge un-
tersucht, die eine kostenlose Allokation in Betracht ziehen.

Die Frage der kostenlosen Allokation wirft vor allem jene der Gerechtigkeit
zwischen den verschiedenen Akteuren auf, wobei die Akzeptanz der Methode
von ihrer Wahrnehmung durch alle Akteure bedingt wird. Deshalb wurden
mehrere Allokationsmethoden für die Umweltzertifikate schrittweise ausgear-
beitet und evaluiert. Eine Allokation, die sich auf die Transportunternehmen
beschränkt, würde in der Tat nichts an der Ausgewogenheit der Verhandlungs-
beziehung zwischen den Transportunternehmen und den Verladern ändern,
aber die Gefahr besteht, dass letztere ersteren die Mehrheit der Kosten über-
lassen. Es ist daher wichtig, über Allokationsmethoden auf Ebene der Verla-
der nachzudenken, die diese ausdrücklich in den zu erbringenden Aufwand
einbeziehen. Die betrachteten Systeme sind sicher komplex, da die Vielfalt
der Akteure und der beförderten Güter berücksichtigt werden muss und die
Aufwandsverteilung zwischen Verladern und Transportunternehmen moduliert
werden muss.

Die im Verlaufe vertiefter Gespräche mit rund zwanzig Unternehmen, die sich
zu gleichen Teilen aus Verladern und Transportunternehmen zusammensetz-
ten, getesteten Allokationsmethoden, haben zahlreiche Probleme aufgewor-
fen. Die Weitergabe der Informationen über den Verbrauch und die zurückge-
legten Fahrzeugkilometer auf Ebene der Verlader scheint besonders schwie-
rig zu sein: die in Betracht zu ziehenden Prüfungen würden daher besonders
teuer sein (auch wenn sie nur auf die freiwillig dem System beitretenden Un-
ternehmen beschränkt bleiben). Eine Allokationsnorm entsprechend eines
Quotendurchschnittswerts der Tonnenkilometer, auch auf den einzelnen Ver-
lader abgestimmt, hat sich als nicht relevant erwiesen und wurde abgelehnt.
Der Deklarationscharakter dieser Informationen und die Tatsache der Wert-
schöpfung durch dieses Allokationssystem würden wahrscheinlich zu Betrugs-
verhaltensweisen führen, die (selbst wenn diese eine Minderheit bleiben) die
Glaubwürdigkeit des Systems untergraben würden. Alles in allem haben die-
se Makel65 und die Komplexität dieser Allokationssysteme zur Zurückhaltung
oder selbst einem Widerspruch der meisten unserer Gesprächspartner aus
den Reihen der Verlader geführt.

Diese Schwierigkeiten führen daher zur Befürwortung des Verzichts jeglicher
kostenloser Allokationsmethoden zu Gunsten eines Verkaufs der Quoten durch
die Regulierungsbehörde.

65• nicht zu vergessen die bekannten Mängel dieses Allokationstyps bezüglich der „Großvater-Rechte“.
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d) Sektorale und geografische Abdeckung

Die tatsächliche Umsetzung eines solchen Marktes für den Güterverkehr müss-
te aus ersichtlichen Gründen der Harmonisierung des Wettbewerbs zwischen
den Unternehmen der verschiedenen Länder mindestens auf Ebene der Eu-
ropäischen Union erfolgen. Vor allem wenn das Prinzip der kostenlosen Allo-
kation trotzdem gewählt wird, würde dies bedeuten, dass die Wahl der Allo-
kationsmethode und die Berechnung der Allokationen auf EU-Ebene erfolgen
müssten.

Die Umweltwirksamkeit beinhaltet die Abdeckung sämtlicher Formen des Ver-
brauchs fossiler Kraftstoffe, d. h. Straße, Bahn, Binnenschifffahrt sowie See-
und Luftverkehr. Diese Effizienz bedeutet ebenfalls die Einbeziehung der an-
deren Verkehrsbereiche, insbesondere die Personenkraftwagen (siehe oben),
sei es durch den Markt der Umweltzertifikate oder der Anwendung eines Sys-
tems der CO

2
-Besteuerung für die Sektoren oder Akteure, die nicht am Markt

teilnehmen.

Die geographische Abdeckung auf Ebene der Europäischen Union würde die
Einbeziehung aller innereuropäischen Verbindungen ermöglichen, insbeson-
dere auf dem Luft- und Seeweg. Der internationale Luft-und Seeverkehr fallen
allerdings nicht unter das Kyoto-Protokoll. Bezüglich der Beförderung im inner-
europäischen Luftverkehr schlägt die Europäische Kommission ihre Integrati-
on in das bestehende europäische System für den Emissionshandel vor (sie-
he oben).

Um den Übergang zum Quotensystem zu erleichtern, muss letzteres mit ei-
nem traditionellen Steuersystem zusammenarbeiten; der Beitritt der Unterneh-
men und Spediteure zum Quotensystem erfolgt auf freiwilliger Basis. Ein so-
genannter „gewerblicher“ Kraftstoff (Diesel oder Super), der von einem redu-
zierten Verbrauchssteuersatz66 profitiert, wäre den Gewerbetreibenden vorbe-
halten, die am Quotensystem teilnehmen. Diejenigen Nutzer von Güterfahr-
zeugen, die entscheiden, nicht am Quotensystem teilzunehmen, würden für
ihren Kraftstoffverbrauch dem normalen System der „CO

2
-Steuer“ für den

Automobilkraftstoff unterworfen werden67.

e) Überwachung, Kontrolle und Transaktionskosten

Die Effizienz des Systems basiert auf den Möglichkeiten der Emissionsüber-
wachung und der Betreuung des Umweltzertifikatmarkts, ohne dass die Trans-
aktionskosten unerschwinglich werden. Wir haben schon gesehen, dass die
von uns untersuchten Methoden einer kostenlosen Allokation mit hohen Daten-
beschaffungskosten verbunden sind und Risiken bestehen, dass das System
Fehlentwicklungen wie Betrüge zulässt, was ihr außer Acht Lassen zum Teil

66• ähnlich dem „Dieselkraftstoff für gewerbliche Zwecke“, dessen Einführung nach dem Entwurf der KOM-
Richtlinie (2002) 410 über die Besteuerung von Kraftstoffen vorgesehen war und vom Europäischen Parlament im
Dezember 2003 abgelehnt wurde
67• entsprechend des schuldentlastenden Bußgelds für unzureichende Quoten (siehe oben)

Note
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auch begründet. Die Streichung der Option der Unentgeltlichkeit hebt Kosten
für die Datenbeschaffung und die Betrugsbekämpfung auf.

Bezüglich der Transaktionen würde die Quotenübertragung zwischen Verla-
dern und Spediteuren im Rahmen ihrer vertraglichen Beziehungen geregelt
werden, wie derzeit für die Durchführung der Beförderung. Diese vertragli-
chen Beziehungen sind bereits Gegenstand von Rechts-und Verwaltungsvor-
schriften, ohne dass der Staat in die Beziehung eingreifen muss: in dieser
Hinsicht gibt es somit keine Verwaltungsmehrkosten. Gleichermaßen würde
der Handel auf dem Umweltzertifikatmarkt nicht bilateral sein, sondern über
eine zentrale Börse laufen: Es würden somit keine Kosten für die Suche nach
einem Handelspartner entstehen.

Überwachung und Kontrolle würden sich somit auf die Übertragung der Quo-
ten zur Regulierungsbehörde zum Zeitpunkt des Kraftstoffkaufs beschränken.
Der Kauf von Kraftstoff für den Straßenverkehr erfolgt entweder an der Tank-
stelle oder aus dem Tank. Für Käufe an der Tankstelle und besonders jenen,
die für Lkw reserviert sind, benutzen die Fahrer in den meisten Fällen eine
Magnet- oder Chipkarte. Diese Karten müssten ebenso wie die Händler ihre
Software ändern, um die Quoten in Abhängigkeit vom gekauften Kraftstoff
abzuziehen. Die Teilnahme der Transportgesellschaft am Quotenmarkt würde
eine ausschließliche Verwendung dieses Kartentyps bei der Versorgung an
der Tankstelle unterstellen. Hinsichtlich der Versorgung aus dem Tank müsste
die Rechnung des Kraftstofflieferanten die Menge der verbrauchten Quoten
der Spedition enthalten (oder die Verrechnung dieser für den Fall, dass das
Unternehmen nicht am Umweltzertifikatmarkt teilnimmt). Insgesamt sind die
Betrugsrisiken stark reduziert.

f) Ökologischer und ökonomischer Einfluss

Bezüglich der Möglichkeiten, die Verkehrszunahme einzudämmen und insbe-
sondere jene des Straßengüterverkehrs, scheinen mehrere Kräfte zu wirken,
die die Umweltoptimierung weitgehend aufwiegen:

● Für bestimmte Waren sind die Gewinnspannen dermaßen groß, dass die
geplanten Veränderungen der Transportkosten keinen Einfluss auf die Pra-
xis der Verteilung haben werden.

● Das Verhältnis zwischen den durch die Berücksichtigung der Kohlenstoff-
auflage entstandenen Mehrkosten und den Gesamtkosten des Transports
ist im Rahmen des Ziels des Kyoto-Protokolls derzeit eher gering: beispiels-
weise entspricht der Preis von 20 € je Tonne CO

2
, der Anfang 2006 auf dem

Spotmarkt der ETS-Quoten beobachtet werden konnte, 5 Euro-Cent je Li-
ter Diesel.

● Die Logik der Optimierung der finanziellen Kosten des Warenbesitzes bei
den Verladern, die den „Null-Bestand“ anstreben, übertrifft die möglichen
anderen Optimierungen.

● Der Wettlauf um die Produktivitätssteigerung beinhaltet zum Beispiel eine
Spezialisierung der Produktionsreihen in den Fabriken: Dies hat einen ver-
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mehrten Austausch zwischen den Produktionsstätten zur Folge und damit
die zurückgelegten Kilometer der Zwischenprodukte.

Allerdings zeigt die makroökonomische Beobachtung, dass die Verhaltens-
empfindlichkeit gegenüber der Kraftstoffknappheit nicht null ist, dass sich die-
se Knappheit in einem – aktuell – deutlichen Anstieg seines Preises oder einer
– zukünftigen – Rationierung durch die Quoten ausdrückt. Die Gesamtliefe-
rungen an Kraftstoff in Frankreich sind nach einem ersten Rückgang im Jahr
2000 seit 2002 rückläufig: Diese Entwicklung hat eine deutliche Korrelation mit
jener des Benzinpreises an den Tankstellen (MTETM/SESP, 2006). Diese Emp-
findlichkeit betrifft die Pkw ebenso wie die Lkw. Die Lieferungen an Dieselkraft-
stoff für letztere sind seit 1999 praktisch stabil.

Wie hoch wäre das Ausmaß des Missbrauchsrisikos einer marktbeherrschen-
den Stellung auf dem Umweltzertifikatmarkt? Könnten einige Akteure über eine
ausreichende Marktmacht verfügen, um den Wettbewerb und die Preismecha-
nismen auf dem Umweltzertifikatmarkt zu verfälschen? Wir glauben, dass das
Risiko vernachlässigbar ist: denn auf der strikten Ebene des Transports sind
die Vielzahl der Akteure und die Verteilung der Verkehrsnachfrage untereinan-
der derart, dass kein Akteur im Stande ist, ein hinreichendes Gewicht zu besit-
zen68.

Aufgrund der sektoralen und geografischen Abdeckung und des geplanten
Systems kann davon ausgegangen werden, dass zwischen den Unterneh-
men der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union keine Diskriminierung
bezüglich des Marktes der CO

2
-Quoten bestehen würde, weder bei den Verla-

dern, noch den Spediteuren.

Eine legitime Frage existiert noch, nämlich diejenige der möglichen Konkur-
renz von Spediteuren, die außerhalb der Europäischen Union ansässig sind.
Da der Güterverkehr weniger von Wettbewerbsverzerrungen abhängig ist als
die anderen Sektoren: die Ware muss immer an feststehenden Standorten
geladen werden, um für die Benutzung an anderen Standorten verteilt zu wer-
den, die ebenfalls feststehend sind, sowohl für die verarbeitende Industrie, als
auch den Standorten der Lieferung bzw. Vermarktung der Endwaren. Wenn
die Kabotage von Spediteuren, die außerhalb der Europäischen Union ansäs-
sig sind, eingeschränkt sein würde, würde die einzige negative Auswirkung
von Spediteuren kommen, die wenig besteuerten Kraftstoff außerhalb der Gren-
zen der Europäischen Union tanken können, um dann einen Transport mit
einem Reiseabschnitt innerhalb der EU zu vollziehen. Diese Konkurrenz könn-
te in den Grenzländern signifikant sein, aber wird durch die erforderliche Ent-
scheidung zwischen dem mitgenommenen Kraftstoff und den transportierten
Waren begrenzt.

68• z. B. verursacht Arcelor (größter europäischer Verlader) weniger als 1 % der Tonnenkilometer in Frankreich
(persönliche Mitteilung).

Note
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Die technische Überwachung vielfältiger mobiler
Quellen ist kein großes Hindernis

Ein Umweltzertifikatsystem, welches an mobile Quellen gebunden ist, ist tech-
nisch zu akzeptablen Kosten realisierbar, wenn es um den Schutz sensibler
Regionen im Hinblick auf die lokale Umwelt geht, wie es das Beispiel des
Ökopunkteprogramms in Österreich zeigt. Auf technischer Ebene benötigt
dieses System eine leichte Bordausrüstung in den Fahrzeugen und elektroni-
sche Ortungsportale am Eingang der zu schützenden Zone.

Die Analyse der Grenzen des Ökopunkteprogramms zeigt, dass für eine voll-
ständige Abdeckung der Fahrzeuge, die zu schützende Region derart be-
schaffen sein muss, dass die Standorte für die Einreise in oder den Transit
durch die Zone nicht zahlreich und leicht zu kontrollieren sind. Das Projekt der
Schweizer Alpentransitbörse stellt ganz offensichtlich einen effizienten Kom-
promiss dar, um den Anstieg des Straßengüterverkehrs in der Alpenregion zu
kontrollieren.

Gleichermaßen haben die technologischen Entwicklungen der letzten zwan-
zig Jahre im Bereich der Bordelektronik ermöglicht, dass elektronische Maut-
systeme verwirklicht werden können. Programme zur Erhebung von Stau-
entgelten auf Grundlage von Zertifikaten sind dadurch problemlos denkbar
geworden. Diese Zertifikate sind ein Mittel, um die Stauregulierung auf den
Straßen des urbanen Umfelds effizienter und akzeptabler (weil gerechter) durch
Preise zu gestalten.

Die Umweltzertifikatmärkte zwischen
Automobilherstellern sind existenzfähig

Ein System von Zertifikaten, die in Beziehung zu den Fahrzeugemissionen je
Einheit stehen und zwischen den Herstellern handelbar sind, ist durchaus re-
alisierbar, wie es das ZEV-Programm in Kalifornien zeigt, auch wenn sich die-
ses noch im Anfangsstadium befindet: es führt in der Tat zu Verwaltungsmehr-
kosten, die im Vergleich zu den normalen Kosten für Überwachung und Ein-
haltung der Reglementierung nicht vernachlässigbar sind. Das vorzeitige Schei-
tern der freiwilligen Vereinbarung zwischen Automobilherstellern, die Pkw in
Europa vermarkten, betont im Gegensatz dazu, dass ein Interesse an der Er-
stellung solcher Systeme für die in Europa vermarktete Fahrzeugflotte besteht.
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Klarheit, Einfachheit und Pragmatismus sind der
Erfolgsschlüssel dieser Programme

Die bei der Umsetzung der Umweltzertifikatmärkte gemachte Erfahrung für
das Management natürlicher Ressourcen und der Umweltverschmutzung (mit
seinen Erfolgen und Misserfolgen) ist besonders aufschlussreich.

Die Kriterien für Klarheit, Einfachheit und Pragmatismus spielen eine wichtige
Rolle für den Erfolg der Programme der übertragbaren Umweltzertifikate. Das
Kriterium der Klarheit bedingt, dass bezüglich der Art der Quote, die getauscht
oder angespart wird, keine Unklarheit besteht. Das Kriterium der Einfachheit
bezieht sich auf die Vorschriften für die Verwaltung der Übertragung der Zerti-
fikate, die so einfach wie möglich gestaltet werden müssen, um von den Vor-
teilen des handelbaren Charakters der Zertifikate profitieren zu können. Schließ-
lich bedeutet das Kriterium des Pragmatismus die Konzeption des Programms,
welches sich, je nach Spanne der angestrebten Ziele und der evolutiven Kennt-
nis über die von den Programmteilnehmern tragbaren Anpassungskosten, in
seinen verschiedenen Aspekten entwickeln können muss.

Die Berücksichtigung dieser Kriterien erklärt den Erfolg des Programms zur
Bleiverringerung im Benzin in den USA, durch eine genaue Definition der Zerti-
fikateinheit (Gramm Blei), einfache Regeln und eine große Handelsfreiheit so-
wie den Pragmatismus bei der Umsetzung des Programms mit seinen verschie-
denen Optionen.

Die Nichtbeachtung dieser Kriterien erklärt dagegen die Misserfolge, auf die
man für bestimmte Märkte mit Wasserentnahmerechten oder anderen hin-
sichtlich der Wasserverschmutzung gestoßen ist: Diese Ausfälle können der
Tatsache angelastet werden, dass sich in bestimmten Fällen mehrere Markt-
teilnehmer den Transaktionen widersetzen können, während die Käufer in an-
deren Fällen ihren Bedarf belegen müssen und die Transaktionen einer be-
hördlichen Genehmigung unterliegen.

Das Kriterium der Klarheit hat seine Rolle für das gute Funktionieren des Öko-
punktprogramms in Österreich und des ZEV-Programms in Kalifornien gespielt.
In beiden Fällen ist die physische Be-messungsgrundlage klar definiert (Gramm
NOx pro kWh bzw. Gramm NMOG pro Meile).

Im ZEV-Programm ist außerdem keinerlei Eingriff der Regulierungsbehörde
erforderlich, um den Handel zwischen den Programmteilnehmern zu gewähr-
leisten69, was eine Einfachheit darstellt, die die Umsetzung dieses Programm-
typs nur erleichtern kann.

69• Die Übertragungen fehlen im Ökopunktprogramm, da dieses Programm nicht dafür entworfen wurde.

Note
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Gute Beispiele für Pragmatismus werden im ZEV-Programm ebenfalls dadurch
gegeben, dass die Änderung der Zertifikatmethoden die Verbesserung der
Anpassungsmöglichkeiten der Kfz-Hersteller ermöglicht.

Dagegen scheint dieser Pragmatismus ein Nachteil für das Ökopunktepro-
gramm zu sein, welches sich in einer Krise befindet. Für ein derartiges Pro-
gramm, welches auf Ebene der Europäischen Union ausgearbeitet wurde, ist
bei jeder Änderung eine Vereinbarung zwischen den Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union notwendig, von der man, angesichts der divergierenden
Interessen der einen und anderen, die gesamte Schwierigkeit ableitet.

Dies unterstreicht umso mehr, dass der Pragmatismus nur geübt werden kann,
wenn die Regulierungsbehörde von einem starken politischen Willen unter-
stützt wird und über weitreichende Befugnisse verfügt.

Der politische Wille und die Unterstützung der
Öffentlichkeit sind erforderlich

Die Durchführung einer Verhandlung einer Regulierungsbehörde mit Teilneh-
mern, die oft Berufsgruppen angehören, die über bedeutende politische Druck-
mittel verfügen, setzt in der Tat voraus, dass diese Behörde über den Einfluss
verfügt, der hinsichtlich des Willens der Öffentlichkeit effektiv ist.

Dieser politische Wille muss entsprechend größer sein, wenn Anpassungs-
fähigkeiten mit geringen Kosten nur begrenzt sind. Ein gegenteiliges Beispiel
ist das Programm zur Bleireduzierung im Benzin, für welches erschwingliche
Alternativen zur Verfügung standen.

Die Analyse des ZEV-Programms zeigt, dass dieses dynamische Gleichge-
wicht zwischen politischem Willen und Gegendruck der Automobilhersteller
eine Konstante in der Entwicklung des Programms war und weiterhin bleibt.
Die Reform von 1996, die die Frist des ZEV-Mandats von 1998 auf 2003 aufge-
schoben hat und eine freiwillige Vereinbarung erstellt hat, wurde von man-
chen als Sieg für die Automobilhersteller interpretiert, deren Argumente in Bezug
auf die von dieser Branche angebotenen Arbeitsplätze eine besondere politi-
sche Resonanz hatten. Dagegen hat der Einfluss der Umweltschutz-Lobbyis-
ten, die durch die starke Sensibilität der Öffentlichkeit bezüglich der lokalen
Luftverschmutzung getragen wurden, eine wichtige Rolle in der öffentlichen
Debatte um das Programm und die Bestätigung der Zielwerte des ZEV-Man-
dats durch das CARB gespielt.

Dagegen ist es nicht sicher, dass dieser politische Wille auf dem Gebiet der
Emissionsreduktionen von Treibhausgasen im Transportwesen vorhanden ist,
oder dass dieser Wille zumindest angesichts des Ausmaßes der erforderli-
chen Änderungen groß genug ist.
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Man kann nicht sagen, dass die öffentliche Meinung sich dem Ernst der Situ-
ation nicht allmählich bewusst wird. Der entfernte und manchmal ungewisse
Charakter der Auswirkungen auf das globale Klima geht jedoch mit dem als
unerträglich bewerteten Charakter der sozialen Kosten der sofortigen An-
passungen des Lebensstils einher, um die zu treffenden Entscheidungen hin-
auszuzögern.

Welche Rolle spielen die handelbaren Umweltzertifikate
für die Treibhausgasemissionen des Transportwesens?

Die Elemente der Debatte sind bekannt. Man kann sich nicht auf die vorgezo-
genen mittelfristigen technologischen Entwicklungen verlassen, um die CO

2
-

Reduktionsziele zu erreichen, was bedeutet, dass auf die Benutzung der Fahr-
zeuge eingewirkt werden muss. Die verschieden Optionen, die sich anbieten,
um die Nachfrage zu beeinflussen, bestehen entweder in einer Steuer oder
den Umweltzertifikaten oder eine Kombination beider. In Anbetracht der be-
stehenden Kraftstoffsteuern stellt die Ausweitung auf eine „CO

2
-Steuer“ ein

kostengünstigeres System dar, um eine Vielzahl mobiler Quellen zu verwal-
tenden, als ein auf dieselben Quellen angewandtes Umweltzertifikatsystem.

Die Erfahrungen des „Steueraufstands“ des Jahres 2000 in mehreren europä-
ischen Ländern angesichts der stark gestiegenen Ölpreise, die sich auf den
bereits stark besteuerten Benzinpreis ausgewirkt haben, unterstreichen die
Akzeptanzgrenzen zusätzlicher deutlicher Erhöhungen dieser Steuern.

Deshalb wurden mehrere dem Verkehrssektor nachgelagerte Möglichkeiten
zur Dezentralisierung der Umweltzertifikate als Alternative zu einer einfachen
Erweiterung der Mineralölsteuer vorgeschlagen. Dies wäre eine Möglichkeit,
von den Vorteilen der Umweltzertifikate zu profitieren, die dadurch die Ge-
wissheit geben, das quantitative Ziel und den zusätzlichen Anreiz auf Ebene
des Endverbrauchers zu erreichen, da mit der Reduktion der Emissionen der
Anreiz durch den Weiterverkauf der nicht benötigten Umweltzertifikate gege-
ben wird. Darüber hinaus wurden diese nachgelagerten Umweltzertifikate mit
einer einfachen und vertretbaren Bemessungsgrundlage auf den nationalen
und selbst den internationalen Märkten für CO

2
-Emissionen entworfen. Schließ-

lich ermöglicht der großartige Aufschwung in den Informations- und Kommu-
nikationstechnologien und der elektronischen Bearbeitung (z. B. Chipkarten
und Internet), Managementsysteme zu vertretbaren Kosten in Betracht zu zie-
hen.

Wir halten dagegen, dass eine solche Option die gefürchtete Frage nach dem
sozialen und politischen Bruch stellt, was die Einführung dessen darstellen
würde, was als eine Rationierung betrachteten werden würde. Die Frage der
Zulässigkeit der Rationierung ist eine gemeinsame Voraussetzung, egal ob
man eine Rationierung durch die Steuer oder die Quoten in Erwägung zieht: sie
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erfordert mindestens eine breit angelegte Informationskampagne und einen
starken und dauerhaften politischen Willen (im wahrsten Sinne des Wortes!).

Das effiziente Funktionieren seit dem Jahr 2005 des EU-Emissionshandels-
systems für Industrieunternehmen gibt Anlass zu einem relativen Optimismus.

Letztendlich geben die zuvor dargestellten Vorschläge aber nicht vor, die Fra-
ge der konkreten Umsetzung solcher Umweltzertifikatmärkte erschöpfend zu
behandeln. Es verbleiben mit Sicherheit noch zu lösende Probleme, aber wir
denken, dass wir gezeigt haben, dass die potenziellen Vorteile ausreichend
sind, um zu belegen, dass die technische, institutionelle und wirtschaftliche
Durchführbarkeit solcher Systeme weiter vorangetrieben wird.

Die Untersuchungen sollten jedoch keinen Vorwand darstellen, um die zu tref-
fenden Maßnahmen hinauszuzögern. Die notwendigen technologischen und
wirtschaftlichen Änderungen hin auf das Ziel des „Faktors 4“ sind langfristige
Prozesse, was bedeutet, dass von heute an gehandelt werden muss.
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